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Liebe Leserinnen und Leser.

achdem wir in Heft 6/2007 ein Ge-

leitwort zum Jahreswechsel von
Karl Kardinal Lehmann veréffentlichen
konnten, folgt nunmehr in diesem Heft
Bischof Wolfgang Huber, Vorsitzender
des Rates der Evangelischen Kirche in
Deutschland mit einem Kommentar.

Inallen Justizvollzugsanstalten sind
in Deutschland Seelsorger der gro3en
Konfessionen tatig — sie arbeiten eng
mit den Mitarbeitern desVollzuges, den
Fachdiensten und den Fiihrungskréften
zusammen und setzen sich fiir ein men-
schenwiirdiges Miteinander ein.

Fir einen humanen und die Wiirde
der Gefangenen achtendenVollzug sind
Seelsorger unverzichtbar - sie bilden
Briicken in die Gesellschaft und tragen
so wesentlich zur Resozialisierung bei.

ersonalalsErfolgsfaktoristdas

Titelthemadieser Ausgabe —ein
Megathema, das FORUM STRAFVOLL-
ZUGimmerwiederin seinen vielfiltigen
Facetten behandelt.Viele Kontroversen
bestimmen diese Thematik, sie kbnnen
selbstin 7 Beitragen nurin Ansdtzen ver-
tieft werden. So werden einzelne Aus-
sagen und Tendenzen unserer Autoren
sicher aufWiderspruch treffen —z.B. die
Kritikan vorherrschenden Glaubenssat-
zen zur Ausbildung des AVD von Jir-
gen Herzog (S. 70 ff.) oder von Ridiger
Wohlgemuth an der Bevormundung
von Fuhrungskraften durch ,admini-
strative Feinsteuerung” (S. 72 ff.).

Deshalb bei dieser Gelegenheit zwei
Hinweise: Die Redaktion nimmtkeinen
inhaltlichen Einfluss auf die Beitrdage
der Autoren. FORUM STRAFVOLLZUG
will den Prozess der Meinungsbildung
der Leserinnen und Leser gerade auch
durch pointierte und provokante Aus-
sagen fordern, will Marktplatz sein fiir
alle Positionen und Gruppen, die fir
die Fortentwicklung der ambulanten
und stationdren Resozialisierung rele-
vant sind.

Und:Leserinnen und Leser sind zum
feed back und zur eigenen Meinungs-
auBerung eingeladen - direkt an die
Autoren oder durch Leserbriefe an die
Redaktion.Wirwiirden uns sehrfreuen,
wenn FORUM STRAFVOLLZUG so als
eine weitere Mdglichkeit zum Dialog
genutzt wirde.

Zwei technische Hinweise:

- dieser Ausgabe liegt das Inhaltsver-
zeichnis 2007 bei, auf das viele Leser
bereits gewartet haben. Die Erstel-
lung erfordert viel Aufwand und Ge-
nauigkeitim Detail — hier hat sich un-
ser Redaktionsmitglied Nicole Knapp
besonders verdient gemacht.

- dieEinbanddeckenfiirdenJahrgang
2007 liegen bereit. Sie konnen fiir 8 €
zzgl. Porto und Verpackung bei der
Versandgeschéftstelle bestellt wer-
den (vgl. Impressum S. 96).

as Jahresprogramm 2008 fiir
die insgesamt 6 Ausgaben von
FORUM STRAFVOLLZUG steht: die Re-
daktion hatam 5. Mdrz beieinemTreffen
in Kassel die entsprechende Planung

abgeschlossen. Das Photo zeigt einen
Ausschnitt des kreativen und Freude
machenden Arbeitsprozesses.

Wir wiinschen lhnen eine spannende
und fruchtbare Lektire

lhr
Bernd Maelicke

berndmaelicke@aol.com
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Private Jugendgefangnisse
auf lange Sicht ineffizient

Profitorientierte private Jugendgefang-
nisse habenimVergleich zu staatlichen
Anstalten geringere Kosten. Dies er-
gab eine Auswertung von Daten aus
dem US-Bundesstaat Florida flr den
Zeitraum von 1997 bis 1999. Privat ge-
fuhrte Haftanstalten missen jedoch
auch hohere Riickfallraten registrieren.
Wagt man diese Kosten und Nutzen
gegeneinander ab, wird die kurzfristige
Ersparnis durch hoéhere Rickfallraten
aufgezehrt, so dass private Anbieter
auflange Sicht schlechter dastehen.Vor
diesem Hintergrund erscheinen staat-
lich gefiihrte Anstalten vorteilhafter.
(Quelle: Bayer, P, Pozen, D.E. (2005 ):
The effectiveness of juvenile correc-
tional facilities: Public versus private
management, in: Journal of Law und
Economics, 48 (2), 549 ff.)

Standards der Bayerischen
Bewahrungshilfe

In einem von der ,Zentralen Koordi-
nierungsstelle Bewdhrungshilfe der
bayerischen Justiz” geleiteten Prozess
wurden vom Herbst 2003 bis Herbst
2007 landesweit verbindliche Standards
erarbeitet. Sie enthalten eine genaue
Beschreibung des Hilfe- und des Kon-
troll-Prozesses. Wissenschaftlich wurde
das Projekt von Prof. Wolfgang Klug von
der Katholischen Universitat Eichstatt
begleitet.

Weitere Informationen:
www.dbh-online.de

Sexualstraftaterdateien

In Bayern wurde die Datei HEADS (Haft-
Entlassenen-Auskunfts-Datei-Sexual-
straftdter) eingerichtet, durch die Se-
xualstraftater enger kontrolliertund die
Ruckfallgefahr bei entlassenen Tatern
reduziert werden soll. Bei anstehender

Haftentlassung von besonders riickfall-
gefdhrdeten Sexualtatern Ubermittelt
die Justiz alle notwendigen Daten an
die Polizei.

Die niedersachsischen Ministerien fir
Justiz und Inneres haben die neue
Konzeption zum Umgang mit riickfall-
gefahrdeten Sexualstraftatern (KURS)
vorgestellt. Das Ziel ist die Verhinderung
von Rickfallen von Sexualstraftatern,
die aus der Haft entlassen wurden und
unter Fiihrungsaufsicht stehen.

Weitere Informationen:
www.dbh-online.de

Dienstleistungsvertrag
zwischen Justizministerium
Baden-Wiirttemberg und
Kotter - Justizdienstleistun-
gen GmbH

Der Dienstleistungsvertrag lber den
teilprivatisierten Betrieb der neuen JVA
Offenburg wurde unterzeichnet. Er gilt
flr einen Zeitraum von zunachst funf
Jahren ab Inbetriebnahme der JVA Of-
fenburg Mitte 2009. Kotter wird ca 100
Stellen besetzen, ca. 120 Stellen werden
von Vollzugsbediensteten des Landes
Baden-Wirttemberg besetzt. Wahrend
der Laufzeitvon fiinf Jahren rechnet das
Land mit einer Ersparnis von knapp 1
Million Euro. Die Organisationshoheit,
die Gesamtsteuerung der Anstalt und
die Uberwachung der Dienstabliufe
verbleiben ebenso in staatlicher Hand
wie samtliche Entscheidungen, die
den Status der Gefangenen beriihren.
Gleiches gilt fur die Vollzugsplanung,
Lockerungsentscheidungen, Diszipli-
narmafnahmen sowie die mit Eingriffs-
befugnissen oder Zwangsmalinahmen
verbundenen Vollzugsaufgaben. Zu
Kotters Aufgaben gehoren die Beschif-
tigung der Gefangenen, das Gebaude-
management mit Reinigungsdiensten,
das Versorgungsmanagement mit Ki-
che, Wasche, Gefangeneneinkauf und

Telefonie, das Betreuungsmanagement
mit medizinischer Versorgung, Sozial-
dienst, psychologischem Dienst, Frei-
zeit und Sport sowie die Schule mit
Hauptschulkurs und beruflicher Aus-
bildung nebst Arbeitstherapie. Auch
Teilbereiche des Bewachungsmanage-
ments mit Monitorarbeitsplatzen fir die
Videoiiberwachung und Fahrdienste
kdnnen Ubertragen werden. Der Neu-
bau umfasst 440 Haftplatze und eine
sozialtherapeutische Einrichtung mit
weiteren 60 Haftplatzen. Der Bau wurde
im Oktober 2006 als PPP-Projektin Form
eines Investorenmodells vergeben.

Weitere Informationen:
rennerY@jum.bwl.de

Sieben Hotels in Deutsch-
land und Europa, die friiher
Gefangnisse waren

~Amtsrichter, in Rheinland-Pfalz
Doppelzimmer 75 Euro
www.amtsrichter.de

+Altes Knasthaus” in Thiiringen
Doppelzimmer 78 Euro
www.meininger-hotels-mit-flair.de

LJailhotel” in Luzern (CH)
Doppelzimmer 93 Euro
www.jailhotel.ch

sLangholmen”in Stockholm (S)
Einzelzimmer ab 160 Euro
Vierbettzimmer ab 45 Euro
www.langholmen.com

~Katajanokka” in Helsinki (FI)
Doppelzimmer 95 Euro
www.bwkatajanokka.fi

,Gamle Arrest” in Ribe (DK)
Doppelzimmer 85 Euro
www.dengamlearrest.dk

“Malmaison Prison” in Oxford (UK)
Doppelzimmer 180 Euro
www.malmaison-oxford.com
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Der Mensch ist mehr als seine Taten

Bischof Wolfgang Huber

er franzosische Bischof Jacques

Gaillot erzahlt von einem Mann,
der im Pariser Gare du Nord eine Ob-
dachlosenzeitung verkauft. Ein Repor-
ter kommt des Weges und sagt:,Nicht
wahr, diese Aufgabe gibt lhnen die
Wirde zurlick.” Der Mann schiittelt den
Kopf, ldchelt und sagt: ,Meine Wirde?
Die habe ich nie verloren/

Die Schilderung dieserkurzen Bege-
benheit am Gare du Nord fasst die bei-
den entscheidenden Positionen fiirden
Umgang mit der Wiirde des Menschen
zusammen. Wahrend der Reporter die
Menschenwirde wie eine Ausstattung
ansieht, die verloren gehen und wieder
erworben werden kann, hat der Ob-
dachlose den Sinn daflir bewahrt, dass
niemand ihm die Menschenwdirde rau-
ben kann. Der eine fragt nach einer Wiir-
de, die der Mensch durch menschliche
Leistung erwirbt. Diese Wiirde bleibt
stets ein gefahrdetes Gut; Abstiirze sind
nie ausgeschlossen.

Dochso sehreine Gesellschaftauch
dazu verfihrt, die Wiirde vom Erfolg
abhdngig zu machen, so sehr zerstort
sie damit die Wirde selbst. Deshalb
ist die Gegenposition so wichtig. lhr
Sprecher - der Obdachlose, der Zei-
tungen verkauft — sagt, seine Wiirde
kénne nicht verloren gehen. Sie ist in
einer solchenWeise mitihmverbunden,
dass sie ein unzerstorbares Gut darstellt.
Sein Verstandnis menschlicher Wiirde
ist dadurch bestimmt, dass keine welt-
liche Macht zu einer abschlieBenden
Definition dessen befugt ist, was den
Menschen zum Menschen macht.

Dies entspricht der Perspektive des
christlichen Glaubens. Denn ihm er-
schlief3t sich der unverauf3erliche Cha-
rakter der Menschenwtirde daraus, dass
die menschliche Person durch ihre Be-
ziehung zu Gott konstituiert wird. Mar-
tin Luther hat dies so auf den Punkt ge-
bracht:Vor Gott kann ein Mensch nurim
Glauben durch Gottes Gnade bestehen.
Kein Mensch kann seine endgiiltige
Anerkennung als Person durch seine

Taten erwirken.Das bedeutet aberauch,
dass er sie nicht durch seine Untaten
verwirken kann. Der Mensch ist mehr,
als er selbst aus sich macht. Durch das,
was er selbst macht oder unterlasst,
verfiigt er nicht iber sein Personsein.
Das Recht hat seinen entscheidenden
MaBstab darin, dass es die Personwiirde
des Menschen respektiert und dazu
hilft, dass Menschen einander in dieser
Wiirde anerkennen und achten.

Christen treten deshalb fiir ein Bild
vom Menschen ein, nach welchem die
Wiirde der menschlichen Person nicht
einfach eineam Menschen aufweisbare
Qualitat, ein Resultat seiner genetischen
Ausstattung oder ein Ergebnis seines
eigenen Handelns ist. Wiirde hat der
Mensch darin, dass er von Gott zu sei-
nem Ebenbild berufen ist. Wiirde hat
er darin, dass Gott ihn an seiner Ge-
rechtigkeit teilhaben lasst. Deshalb ist
der Mensch mehr, als er selbst aus sich
macht. Weder mit seinen Taten noch mit
seinen Untaten ist er einfach gleichzu-
setzen. Allein das macht seine Wiirde
wirklich unantastbar. Aber es verpflich-
tet uns zugleich dazu, auch die Wiirde
desjenigen noch zu respektieren, der
gegen alle Wiirde verstoBen hat.

Zur Wirde des Menschen gehort
die Moglichkeit, Seelsorgein Anspruch
zu nehmen. Auch im Strafvollzug. Ge-
fangnisseelsorge ist deshalb in einem
unmittelbaren Sinn Dienst an der Men-
schenwiirde. Seelsorgerinnen und Seel-
sorger in den Justizvollzugsanstalten
sind sowohl fiir die Gefangenenalsauch
fiir die Bediensteten ansprechbar.

Werin der Gefdngnisseelsorge arbei-
tet, begegnet Gefangenen, die sich oft
schwer damit tun, das Schuldhafteihres
Handelns anzuerkennen. Er wird zum
Gesprachspartner der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Justizvollzug, muss
aber zugleich das Vertrauen der Gefan-
genen bewahren, die in ihm vielleicht
den einzigen Ansprechpartner haben.
Und er erlebt eine Gesellschaft, die mit
ihrem Bedirfnis nach Vergeltung oft-

mals nach Stindenbdcken sucht.

Wenn Seelsorgerinnen und Seelsor-
gerinden Gefangnissen arbeiten,dann
wollen sie die Schwere menschlicher
Schuld nicht verharmlosen. Zugleich
wollen sie auch keine neuen Feindbilder
aufbauen. Sie wollen der gleichen Wiir-
de jedes Menschen dienen. Sie wollen
Menschendabeihelfen,sichihrerSchuld
zu stellen und einen neuen Anfang zu
wagen. Sie stehen den Familien der In-
haftierten bei, die mit der Belastung der
Trennung von Angehdrigen und einer
moglichen sozialen Ausgrenzung leben
missen. Seelsorgerinnen und Seelsor-
ger versuchen, Briicken zu schlagen
aus der abgeschlossenen Welt hinein
in Kirchengemeinden, in Kirche und
Gesellschaft.

In der Denkschrift der Evange-
lischen Kirche in Deutschland (EKD)
LStrafe — Tor zur Verséhnung” heif3t es:
,Gefangnisseelsorge steht unter dem-
selben Auftrag wie alle kirchliche Arbeit
schlechthin” Das aber heif3t: Die Ge-
fangnisseelsorge — wie jede Seelsorge -
muss sicham Handeln Jesu orientieren.
Jch bin im Gefangnis gewesen und
ihr habt mich besucht” bzw. ,lch bin
im Gefdngnis gewesen und ihr habt
mich nichtbesucht.” Die Zuwendung zu
Menschenim Geféngnis hatim Evange-
lium einen klaren Ort; Giber die Griinde,
deretwegen Menschen inhaftiert sind,
wird in diesem Zusammenhang nichts
gesagt. Diese Zuwendung ist eine der
Formen, in denen die Botschaft von
der Rechtfertigung allein aus Gnade
konkrete Gestaltannimmt. Der Mensch
ist mehr als seine Taten.

Bischof Dr. Wolfgang Huber

Vorsitzender des Rates der Evangelischen Kirche

in Deutschland
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Personal als Erfolgsfaktor

— Personal- und Organisationsentwicklung in der Praxis

Bernd Maelicke

,Die Qualitat desVollzugs steht und fallt
mitder Qualitdtdes Personals” - diesist
einunverriickbarer Grundsatz zur Erkla-
rung von Erfolgen und Misserfolgen in
diesem komplexen Arbeitsfeld. Gutes
Personalistnichtalles, aber ohne gutes
Personal ist alles nichts.

FORUM STRAFVOLLZUG vertieft des-
halbin diesem Heft dasThema Personal
mit insgesamt 7 Beitrdgen, ohne dass
damit alle Facetten dargestellt wer-
den konnen. Weitere Beitrage werden
deshalb folgen, z.B. zur Relevanz der
Fachdienste, desWerkdienstes, der me-
dizinischen Versorgung, der externen
Dienstleister (Drogenhilfe, Schuldner-
beratung etc).

Personal ist nicht nur entscheidender
Qualitatsfaktor, Personal ist auch der
groBte Kostenfaktor: So waren im Jahr
2007 fur ca. 78000 Gefangene in den
deutschen Justizvollzugsanstalten ca.
38000 Stellenin den Landeshaushalten
ausgewiesen. Pro 100 Gefangene er-
gibt dies im Bundesdurchschnitt eine
Relation von 48,72, wobei die Band-
breite von 40,50 in Bayern bis 63,00 in
Brandenburg reicht — ohne dass diese
Kennzahl etwas Uber die vollzugliche
Quialitat aussagt.

Von diesen ca. 38000 Stellen waren ca.
28000 fir den allgemeinen Justizvoll-
zugsdienstausgewiesen, ca.470flirden
hoheren Vollzugs- und Verwaltungs-
dienst, ca. 120 Seelsorger, ca. 300 Arzte,
ca. 600 Psychologen/Soziologen/Dipl.
Padagogen, ca. 380 Lehrer, ca. 1300
Sozialarbeiter, ca. 1500 gehobenerVoll-
zugs- und Verwaltungsdienst, ca. 2200
mittlerer Verwaltungsdienst, ca. 2100
mittlerer Werkdienst, ca. 280 Arbeiter
und ca. 350 Sonstige.

Auch hier differieren die Gewichtungen
zwischen den Landern erheblich - so
ist die Ausstattung mit Sozialarbeitern

oder mit Psychologen ein wichtiger In-
dikator Uiber die Relevanz der Behand-
lungsorientierung im jeweiligen Land.

Zukunftigwerden sich Verschiebungen
durch die Teilprivatisierung von An-
stalten ergeben. Bis zu 40% der Auf-
gaben werden in diesen Projekten auf
private Dienstleister tbertragen. Dies
hat Konsequenzen auf der Kostensei-
te (erhoffte Einsparungen bis zu 15%),
aber auch im Hinblick auf die durch di-
ese Mitarbeiter bewirkte Ergebnisqua-
litat - diese Frage wird in den nachsten
Jahren kritisch zu analysieren sein.

Die folgenden Beitrage stellen das
Thema Personalentwicklung in den
Gesamtzusammenhang von Organisati-
onsentwicklungundFiihrung.Nurwenn
das richtige Personal an der richtigen
Stelle und zur richtigen Zeit eingesetzt
wird, kann optimale Wirkung erreicht
werden. So nutzt eine hohe Prasenz
von Beamten des allgemeinen Vollzugs-
diensten auf der Abteilung wenig, wenn
zu diesem Zeitpunkt die Gefangenen
in den Werkbetrieben sind. Und die
geringe Prasenz an den Wochenenden
istfatal, wenn dies zurVorherrschaft der
Subkultur fiihrt.

Gutes Personal hat deshalb Anspruch
auf klare Ziele, eine optimale Aufbau-
und Ablauforganisation, aktualisierte
Aufgabenbeschreibungen und Lei-
stungsvereinbarungen, gelebte Leit-
bilder und Fihrungsgrundsatze. Und
natirlich ist,Lebenslanges Lernen” auf
der Grundlage einer qualifizierten Aus-
bildung unverzichtbar.

Zur Zeit stehen im Mittelpunkt der
Personalentwicklung Uberlegungen,
wie der Stellenwert des allgemeinen
Vollzugsdienstes noch weiter erhdht
werden kann - er steht auch in den
folgenden Beitragen im Zentrum. Sein

Berufsbild ist einem standigen Wandel
unterworfen, zugleichister wichtigster
stabilisierender Faktor in der Alltag-
spraxis.

Von dhnlicher Relevanz fir die voll-
zugliche Qualitat sind die Fiihrungskraf-
te in den JVAen, also insbesondere lei-
tende Juristen oder Psychologen oder
solche mit der Ausbildung zum Sozial-
arbeiter oder zum gehobenenVollzugs-
und Verwaltungsdienst. Spezifisch fir
den Vollzug wurden und werden (ne-
ben dem allgemeinen Vollzugsdienst)
nur die Mitarbeiter des gehobenen
Vollzugs- und Verwaltungsdienstes
ausgebildet — alle anderen missen zu-
nachst nach ihrer Grundausbildung an
einer Universitat oder Fachhochschule
die vollzugliche Praxis kennenlernen.
Als Vollzusmanager bestimmen sie —
in engem Zusammenwirken mit den
anderen Berufsgruppen und Funkti-
onstrdgern — in den Anstalten die be-
handlungs-und sicherheitsorientierten
Aktivitaten - von ihnen hangt es weit-
gehend ab, welche Ziele definiert und
wiessie erreicht werden (,Der Fisch stinkt
vom Kopf”). Fort- und Weiterbildung ,
Supervision und Coaching haben fiir
sie eine besondere Bedeutung - fir die
Personalentwicklerin den Fachministe-
rien liegt hier eine Aufgabe, die nicht
unterschatzt werden darf.

Die Foderalismusreform wird die
Vielfalt der Entwicklungen weiter vo-
rantreiben. Es gilt von den Besten zu
lernen — wichtigster Mal3stab ist die
Qualitat des Behandlungsvollzugs.

berndmaelicke@aol.com
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+~Auf dem Weg zu einer lernenden Organisation”

Personal- und Organisationsentwicklung am Beispiel eines

Fiilhrungskonzeptes aus der Vollzugspraxis

Gerd Koop

Einfiihrung

Das klassische Organisationssystem
des Justizvollzuges ist in die Jahre ge-
kommen. Vielerorts entstehen neue
Modelle von Fiihrung, Personal- und
Organisationsentwicklung. Ursachlich
dafiir sind der Sanierungsstau des Voll-
zuges, die Zunahme von schwierigen
und gefdhrlichen Gefangenen, neue
Sicherheitsstandards und natdrlich die
staatliche Finanzkrise, die dazu zwingt,
mit weniger Personal und Haushalts-
mittel auszukommen.Ohne neue Steu-
erungsstrukturen, Management und
Flexibilitat, wirtschaftliches Denken und
Aufgabenkritik ist dieser Prozess nicht
zu bewaltigen.

Aber nicht nur die spezifischen Pro-
bleme des Justizvollzuges und wirt-
schaftliche Sorgen flihren zu diesem
Sinneswandel. Der Modernisierungs-
druck auf die offentliche Verwaltung
nimmtallgemein zu.Neben der Finanz-
krise sind hierfur der starkere Legitima-
tionszwang fir die Wahrnehmung von
Aufgaben durch die 6ffentliche Verwal-
tung sowie die hoheren Erwartungen
der Birgerinnen und Blrger an die
Qualitat 6ffentlicher Leistungen verant-
wortlich. Auf den Strafvollzug bezogen
wird es eine zunehmende Konkurrenz
staatlicherVerbrechenskontrolle durch
Privatisierung offentlicher Aufgaben ge-
ben. Zwar geschieht dieser Prozess in
Deutschland noch schleichend, jedoch
ist er nicht zu verleugnen'.

Will sich die Justizverwaltung die-
sen Anforderungen stellen, muss sie
flexibler, schneller, ergebnisorientierter
und wirtschaftlicher sein als friiher. Dies
kann nur gelingen, wenn die Vollzugs-
verwaltung durch Abbau von Leitungs-
ebenen, Gberflissigen biirokratischen
Strukturen und verstarktem Einsatz
von Informationstechnologie schlanker
wird und die fur Verwaltungsaufgaben

nicht mehr bendtigten Bediensteten
fur die Betreuung der Gefangenen zur
Verfiigung stehen; wenn Vorschriften
und Regelwerke aufihre Effizienz Giber-
prift werden und die SchlieBung un-
wirtschaftlicher Organisationseinheiten
kein Tabu mehr ist und wenn durch
die Bildung von Regionalverbiinden (z.
B. fur den Einsatz von Betriebswirten,
Informatikern und anderen Fachkréf-
ten) anstaltsiibergreifend Spezialwissen
konzentriert und die Vorteile des Grof3-
systems Justizvollzug genutzt werden.
Notwendigistaberauch ein Umdenken
der Flihrungskrafte im Justizvollzug.
Der klassische ,Gefangnisdirektor” hat
ausgedient. Eine Justizvollzugsanstalt
lasst sich heute nicht mehr mit einem
autoritaren oder laissez-fair- Fiihrungs-
stilfihren. Gefragt sind Teamarbeit, Pro-
jektmanagement und neue Flihrungs-
und Kommunikationsstrukturen.

Der Prozess der Personal-
und Organisationsons-
entwicklung im Nieder-
sachsischen Justizvollzug

Das Justizministerium in Niedersach-
sen hat schon 1991, lange vor der
Einfihrung neuer Steuerungsmodel-
le in der offentlichen Verwaltung, die
Notwendigkeit von Reformen erkannt
und einen Personal- und Organisations-
entwicklungsprozess eingeleitet, der
den Anspriichen nach Verschlankung,
moderner Filhrung und hoherer Effi-
zienz gerecht wird. Eingeleitet wurde
der Prozess durch eine systematische
Managementausbildung der Anstalts-
leitungen und ihren Vertretungen, die
in einer zweijahrigen berufsbegleiten-
den Ausbildung von einem erfahrenen
Managementtrainer des Vollzuges und
einem externen Unternehmensberater
geschultwurden. Daran schloss sich die
Qualifizierung von Vollzugsabteilungs-

leitungen, Fachdiensten und Bedienste-
ten des allgemeinen Vollzugsdienstes
mit Schulungen zum Projektmanage-
ment, Zeitmanagement und zur Ziel-
findung an.

Entscheidender Meilenstein des
Niedersachsischen Justizvollzuges auf
dem Weg zu einer lernenden Organi-
sation war die Auflésung des Justiz-
vollzugsvollzugsamtes in Celle 1995.
Nach dessen SchlieBung delegierte das
Justizministerium alle wichtigen Auf-
gaben und Entscheidungsbefugnisse
direkt auf die damals 25 Justizvollzugs-
anstalten.

Angespornt von dem Reformeifer
durch mehr Kompetenzen nahmen
1995 drei Justizvollzugsanstalten (JVA
Celle, JVA fiir Frauen in Vechta, JVA
Oldenburg) an einem Modellprojekt
zur ,Wirtschaftlichen Eigenverantwor-
tung” teil. Ziel war eine weitgehend
selbstverantwortliche Haushaltsmit-
telbewirtschaftung. Nach drei erfolg-
reichen Probejahren wurde das System
auf den gesamten Niedersachsischen
Justizvollzug Ubertragen. Mit der Ein-
fihrung der Kosten- und Leistungs-
rechnung (1999) und des Justizcon-
trolling (2000) erhielten alle Anstalten
weitere bedeutende Steuerungs- und
Flhrungsinstrumente.

Seit 2004 sind die Justizvollzugsein-
richtungen Niedersachsens nicht nur
sachkosten-, sondern auch personalko-
stenbudgetiert. Durch die landesweite
Einfihrung der ,Leistungsorientierten
Haushaltswirtschaft Niedersachsen”
(LoHN) im Jahr 2006 wurde zudem ein
zentrales Steuerungssystem geschaf-
fen, das es ermoglichte, den Anstalten
das komplette Globalbudget zur ei-
genverantwortlichen Bewirtschaftung
zuzuweisen.

Um die Effizienz der mitimmer mehr
Eigenverantwortung ausgestatteten Ju-
stizvollzugseinrichtungen zu verbes-
sern,wurden mitderJahrtausendwende
zahlreiche Anstaltenzusammengelegt.
Von den einst 25Vollzugsanstalten blie-
ben bis 2007 nur noch 14 selbstandige
Anstalten Ubrig. Diese sowohl wirt-
schaftlich wie vollzuglich hoch effektiv
arbeitenden Einrichtungen habenin der
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Regel mit den ihnen angeschlossenen
Abteilungen eine GréRe von 350 bis 700
Haftplatzen (Ausnahme JVA Hannover
mit ca. 900 Platzen).
ZurnachhaltigenForderungderFih-
rungskrafte und des Vollzugspersonals
richtete das Justizministerium 2002 eine
eigene Fihrungsakademie ein. Diese
konntessichin kiirzester Zeitlandes-und
bundesweit einen respektablen Ruf er-
werben undistaus Niedersachsen nicht
mehr wegzudenken. Um noch mehr
Synergieeffekte zu nutzen, wurden
die Fiihrungsakademie, der kriminolo-
gische Dienst, das Gesundheitszentrum
und die Justizvollzugsschulein ein zen-
trales,Bildungsinstitut des Nds. Justiz-
vollzuges” zusammengefiihrt. Damit
sind alle wichtigen Bereiche der Perso-
nalqualifizierung, Aus- und Fortbildung,
Gesundheitsforderung und Forschung
unter einem Dach zusammengefasst.
Abgerundet wird das System Nie-
dersachsen durch die Griindung von
drei Regionalverbiinden im Jahr 2005,
in die sich im grof3en Flachenland Nie-
dersachsen der Vollzug aufgeteilt hat.
In den Regionalverbiinden erproben
die Anstalten neue Formen der Zusam-
menarbeit und entwickeln Kooperati-
onsmaoglichkeiten. Besonders wichtig
istdie gegenseitige Unterstlitzung und
das voneinander Lernen (logistische
und personelle Hilfe, Synergien durch
gemeinsame Projekte im Vollzug, der
Verwaltung und der Organisation). Im
selben Jahrwurden erstmals Zielverein-
barungsgesprache auf der Basis einer
Balanced-Scorecard (BSC) und verab-
redeten Kennzahlen zwischen dem
Justizministerium und den einzelnen
Justizollzugseinrichtungen gefiihrt.
DerinallerKiirze skizzierte Personal-
und Organisationsentwicklungsprozess
hat den Justizvollzug in Niedersachsen
und seine Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter positiv und nachhaltig veran-
dert. Entscheidend fiir den Erfolg des
Verdnderungsprozesses war nach der
Aufldsung des Justizvollzugsamtes das
Selbstverstandnis des Justizministeri-
ums, alle wichtigen Entscheidungsbe-
fugnisse aufdenVollzug zu tibertragen,
aufder Basis von Zielvereinbarungen zu

fihren und denVollzugseinrichtungen
imRahmendervereinbartenKennzahlen
aus der Balanced-Scorecard ein hohes
Mal3 an Eigenstandigkeit zu lassen.
Alle Justizministerinnen und Minister
in dieser Zeit haben bisher diesen Kurs
unterstiitzt. Positiv wirkten sich ferner
die umfangreichen Managementschu-
lungen der Anstaltleitungen und die
Methodenschulungen fiir die Gbrigen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
Nds. Justizvollzuges aus. Zudem fiihrte
die Personal- und Sachkostenbudgetie-
rung zu mehr Eigenverantwortung und
Gestaltungslust. Kameralistische Denk-
weisen verschwanden und unterneh-
merisches Denken hielt Einzug hinter
Gittern. Zahlreiche eigenstandig organi-
sierteund aus der Budgetierung heraus
finanzierte Neu- und Umbauten und
GestaltungsmaBBnahmen sind hierfir
beispielhaft. Zudem konnten Biirokratie
und unnétige Verwaltungshemmnisse
abgebaut werden. Insgesamt fiihrte
der Prozess in Niedersachsen zu mehr
Stolzund SelbstbewusstseinimVollzug.
DieVollzugsanstalten trauen sich etwas
zu, libernehmen Verantwortung, weil
sie wissen, dass sie von ihrer Aufsichts-
behorde und der Politik unterstiitzt
werden.

Der Personal- und
Organisationsentwicklungs-
prozess der JVA Oldenburg

Parallel zu der Entwicklung im Nieder-
sdchsischen Justizvollzug begann die
JVAOldenburg? 1991 damit, einen eige-
nen Organisationsentwicklungsprozess
einzuleiten. Hintergrund dieser Mal3-
nahme waren ein Anstaltsleiterwechsel,
erhebliche Bauprobleme (menschen-
unwirdige Unterbringung, marode
Bausubstanz) und Uberforderungsten-
denzen des Personals (hoher Kranken-
stand, erhebliche Uberstunden). Zur
Planung dieses Prozesses verabredeten
Anstaltsleitung und Personal im Som-
mer 1991 eine Fortbildungstagung fiir
15 Bedienstete aller Laufbahngruppen
mit dem Ziel, zundchst ein Anstalts-
leitbild zu entwickeln und Organisati-
onsziele zu definieren. In der Veranstal-

tung wurde als Vision auch die Planung
eines Anstaltsneubaus formuliert.

Im Ergebnis wurde das noch heu-
te glltige Anstaltsleitbild ,Der Vollzug
der Untersuchungs- und Strafhaft in
derJustizvollzugsanstalt Oldenburg ist
konsequentund liberal” entwickelt und
verabschiedet. Auf der Grundsatzziele-
bene konnte verabredet werden, dass
nur solche Verdanderungen vorgenom-
men werden, die eine Verbesserung
der Situation fiir Gefangene und das
Personal zur Folge haben.Zudemwurde
verabredet, dass die JVA kiinftig stets
sauber sein sollte. Weiter wurden Plane
zum Abbau der ca. 6000 Uberstunden
(fireine kleine Anstalt eine grof3e Last),
zur Renovierung der alten JVA (zur Auf-
rechterhaltung des Dienstbetriebes bis
zur Realisierung eines Anstaltsneubaus)
sowie zur Sanierung der Abteilungen
des offenen Vollzuges entwickelt.

DieUmsetzungderZielplanungverli-
ef iiberraschend schnellund erfolgreich.
Innerhalb von nur 1 2 Jahren konnten
alle Uberstunden abgebaut werden.
Dies war mdglich durch konsequente
Aufgabenkritik. So wurde jede Tatigkeit
danach liberpriift, ob siezwingend not-
wendig war. Dienstposten wurden be-
fristet gestrichen oder deren Aufgaben
eingeschrankt (Besuch, Vorfiihrdienst,
Stationsdienst, Sport, FreizeitmalR-
nahmen, Abteilungshilfe, Suchtbera-
tung, Werkmeister) und Schichtzeiten
verandert. Fachdienste Gbernahmen
Aufgaben der Abteilungshilfe und des
allgemeinen Vollzugsdienstes. Der
Winterzusatzurlaub wurde gestrichen
und Dienstgruppen verkleinert, Ver-
waltungsaufgaben zusammengelegt
und Beamtenanwarter voll eingesetzt.
DerUberstundenabbau verlieftrotzder
erheblichen Arbeitsverdichtung und
hoher personlicher Belastungen der
Betroffenen konfliktlos. Beispielhaft war
die Rolle des Personalrats, der nicht nur
dieungewodhnliche Arbeitszeitregelung
unterstitzte, sondern aktiv an der Ge-
staltung des Prozesses mitwirkte. Insge-
samt war die Motivation des Personals
so grof3, dass als Nebeneffekt erstmalig
sogar der Krankenstand gesenkt wer-
den konnte.
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Der Uberstundenabbau hat das
gesamte Personal zusammenriicken
lassen, so dass unmittelbar danach
damit begonnen werden konnte, die
alte Anstalt zu renovieren. Aufgrund
gravierender Baumangel erhielt die
JVA kurzfristig 1,5 Millionen DM Bau-
unterhaltungsmittel. In Absprache mit
dem Staatshochbauamtwurde das Geld
fur eine neue Elektroinstallation, zur
Sanierung der Haft- und Personalrdu-
me, fiir Sicherheitstechnik, fiir Ausstat-
tungsgegenstande und flir Schonheits-
reparaturen eingesetzt. Wahrend der
Baumalnahmen, an denen sich viele
Bedienstete und Gefangene mit Ideen
und praktischer Arbeit beteiligten, wur-
de darauf geachtet, dass im Sinne der
Zielvereinbarungen besonders solche
Verdnderungenvorgenommenwurden,
dievon gleichem Nutzen flir Gefangene
und Personal waren. Wahrend z. B. die
Gefangenen eine Kabelfernsehanlage,
Freizeitkiichen, Freizeit- und Sportaus-
stattungen, vernilinftige Duschrdume
und anstandige Haftraummobel er-
hielten, konnten die Biliro- und Beam-
tenrdume (haufig kleine Zellen) mit
Teppichbdden, neuem Mobiliar, einer
Gegensprechanlage und einer anstan-
digen Waschgelegenheit ausgestattet
werden. AuBBerdem wurde die gesamte
Anstalt neu gestrichen. Am Ende der
Renovierung war die JVA freundlich
und sauber.

Um das Grundsatzziel ,Die JVA ist
stets sauber” auf Dauer umzusetzen,
entwickelte die Anstalt 1992 ein Kon-
zept flr eine saubere JVA. Grundlage
hierfiir war die Einfiihrung eines Dienst-
leistungssystems, genannt,Service”, an
dem sich alle Gefangenen beteiligen
konnten. Das Prinzip war einfach. Wer
sich und seinen Haftraum sauber hielt
und dazu beitrug, dass die Wohngrup-
pen,Flure, Gemeinschaftseinrichtungen
in einem ordentlichen Zustand waren,
wurde belohnt. Sofort sanktioniert wur-
den ebenfalls jede Form von Gewalt
und Drogenkonsum. Wer gegen diese
Regeln verstieB3, verlor den Service und
damit samtliche Gber das normale Maf3
hinaus gewahrten Vergiinstigungen.
Alle Bediensteten des allgemeinen

Vollzugsdienstes erhielten die Befugnis,
Uiber die Gewdhrung und den Entzug
des Service selbststéandig zu entschei-
den. Von Anfang an wurden auch die
Haftrichter (bei U-Gefangenen) in die-
sen Prozess einbezogen. Die Service-
leistungen selbst waren umfangreich.
Sie reichten von ganztdgig offenen
Tiren, dem Empfang von Kabelfernse-
hen, Besitz von Bargeld, umfangreiche
Einkaufsmdglichkeiten, vier Stunden
Besuch pro Monat, Nutzung gut einge-
richteter Stationskiichen, eigene Kiihl-
schrankfacher, Waschmaschinen und
Trocknerfiir jede Station, Telefonzellen,
ganztdgige Nutzung von Duschen und
weitern Annehmlichkeiten im taglichen
Miteinander.Trotz strenger Regeln wur-
de das Servicesystem von Anfang an
angenommen. Es hatte den Eindruck,
dass die Gefangenen sehnsliichtig auf
klare Strukturen warteten.

Das Anstaltsleitbild ,konsequent
und liberal” hatte zur Konsequenz, dass
das Personal auf eine ausgewogene
Umsetzung der Ziele achten musste.
Eine einseitige Auslegung ausschlieB3-
lichin Richtung Sicherheitund Ordnung
hatte zur Folge gehabt, dass die not-
wendige Balance ins Wanken geraten
ware. Deswegen bemiihte sich das Per-
sonal darum, die Konsequenz nicht zu
Lasten der Freizligigkeiten auszulegen.
Meist gelang es unter Mitwirkung der
Gefangenen (inregelmaBigen Hausbe-
sprechungen und mit Hilfe der Gefan-
geneninteressenvertretung),im Dialog,
die Waage zu halten.

In den Folgejahren konnten auch
die Abteilungen des offenen Vollzuges
saniert und modernisiert werden. Be-
sonders erfolgreich verliefen die Pla-
nungen zum Bau einer neuen Justiz-
vollzugsanstalt. Eine gllickliche Fiigung
wollte es, dass 1994 ein zentral in der
Stadt gelegenes Bundeswehrgeldande
aufgegeben wurde. Das Justizministeri-
um, die Politik und die Stadtverwaltung
konnten davon iberzeugt werden, dass
(nach 20-jahrigen Bemiihungen) nun-
mehr die Zeit fiir einen Anstaltsneubau
gekommen war. Auf einem Geldnde
von 10 ha. sollte eine neue JVA fiir 317
Untersuchungs- und Strafgefangene

entstehen.

Mit der Projektdurchfiihrung wur-
de 1995 (erstmalig in Niedersachsen
der Nutzer selbst) die JVA Oldenburg
beauftragt. Die Anstalt richtete eine
interdisziplindre Projektgruppe, beste-
hend aus Vertretern aller an der Pla-
nung beteiligten Institutionen ein, die
in regelmaBigen Besprechungen tber
alle Planungen, die vom Nutzer und
den Baufachleuten des Staatshochbau-
amtes gemeinsam entwickelt wurden,
abschlieBend entschied. So konnte in
kurzer Planungszeit (1995-1996) unter
Beteiligung des Uberwiegenden Teils
des Anstaltspersonals die Bauplanung
erfolgreichabgeschlossenwerden.Wah-
rend der Bauphase (1998-2000) setzte
der Anstaltsleiter einen Aufbaustab,
bestehend aus den Leitungskraften,
kiinftigen Funktionsinhabern und Be-
diensteten aller Laufbahngruppen ein.
Mit den Instrumenten des Projektma-
nagements (MS Projekt) und mit Hilfe
externer Moderation konnte die An-
staltskonzeption so zligig fertig gestellt
werden, dass zur Er6ffnung der neuen
Anstalt (Januar2001) ein reibungsloser
Start gewahrleistet war.

Das neue Organisations- und
Fiihrungskonzept der JVA
Oldenburg

Durch den langen Organisationsent-
wicklungsprozess der Anstalt war das
Personal der JVA Oldenburg hoch
motiviert. Ausdruck hierfiir waren die
positiven Ergebnisse einer Mitarbei-
terbefragung zum Betriebsklima, ein
niedriger Krankenstand (unter 7 Tage
pro Bedienstete p.a.), der erfolgreiche
Uberstundenabbau und der Mut, unbii-
rokratisch etwas im Vollzug verdndern
zu wollen.

Nach Fertigstellungdes Anstaltsneu-
baus und nach Abschluss der Fusionen
(die JVA Oldenburg hatte inzwischen
611 Haftplatze und ca. 250 Mitarbeiter,
die in der neuen Hauptanstalt und den
5 angegliederten Vollzugsabteilungen
in Oldenburg, Nordenham, Wilhelms-
haven, Cuxhaven und Delmenhorst ein-
gesetzt waren) gab es Schwierigkeiten
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mit der klassischen Fiihrungs- und Or-
ganisationsstruktur. In Niedersachsen
waren nur zwei Organisationsmodelle
gestattet: Das klassische Modell (An-
staltsleitung und Vertretung) und das
so genannte ,Hannoveraner Modell”
(Anstaltsleitung, mehrereVertretungen
mit ParallelaufgabeninVerwaltung und
Vollzug).

Keine dervorgeschriebenen Organi-
sations-und Fihrungsmodelle passten
in die neue Vollzugslandschaft der JVA
Oldenburg. Hier war inzwischen eine
Diskussion uber die ,Selbstherrlichkeit
der Verwaltung” und die dadurch be-
dingte Ineffizienz des Vollzuges ent-
brannt. Kritisiert wurde besonders, dass
dieVerwaltung oft ohne entsprechende
SachndheundSachkenntnisentscheide.
Beklagt wurde, dass es der Verwaltung
eher um die eigene Verwaltung als um
das Managen einer Vollzugsorganisati-
ongehe, dasssie trdge und birokratisch
sei. Um diesem Dilemma zu begegnen,
wurde der Leiter der Fiihrungsakade-
mie gebeten, die JVA Oldenburg beim
Aufbau einer neuen Organisations-und
Flihrungskonzeption zu beraten. Es
wurde eine Projektgruppe (Anstaltslei-
tung, Vertreter aller Dienstgruppen, Per-
sonalrat, Frauenbeauftragte) gebildet,
die in einer Planungsbesprechung am
21.11.2002 verabredete, dass binnen
eines Jahres ein neues Organisations-
und Fihrungskonzept mit folgenden
Zielen eingefiihrt werden sollte:

1. Rickbesinnung auf die Hauptauf-
gabe ,Vollzug” und konsequente
Abbildung dieser Absicht durch
die Organisationsform. Angeregt
durch die Diskussion Giber neue Fiih-
rungsstrukturen in den Justizvoll-
zugsanstalten und ergdnzt durch die
Beobachtung, dass die Verwaltung
zunehmend ein Eigenleben entfal-
tet, sollen die Gefangenen wiederin
den Mittelpunkt der Arbeit geriickt
werden. Der Vollzug soll dazu von
Uberflissigen Verwaltungsaufga-
ben entlastet werden. Diese Ent-
lastung soll durch neu zuzuschnei-
dende Servicebereiche geschehen,
die dem Vollzug alle vollzugsfrem-

den und Uberflissigen Aufgaben
abnehmen.

2. Kontrollierte, gegenseitig abprif-
bare Leistungsvereinbarungen zwi-
schenVollzug und Serviceeinheiten,
damit die neue Schwerpunktset-
zung keine unverbindliche Absichts-
erklarung bleibt, soll der ,Kunde”
Vollzug mit den Serviceeinheiten
konkrete Leistungsvereinbarungen
treffen, deren Erfiillung und Qualitat
Uberprifbar sind.

3. Fir jeden Servicebereich soll es
drei Experten geben. Ziel ist, dass
alle Servicebereiche kontinuierlich
und mit gleich bleibender Qualitat
arbeiten kénnen, auch wenn es Per-
sonal- und Organisationsengpdsse
gibt. Dazu ist es noétig, dass meh-
rere Mitarbeiter mit den einzelnen
Aufgaben vertraut sind. So sollen
z.B.die Aufgaben der Zahlstelle, der
Buchhaltung, der Personalverwal-
tung vondrei unterschiedlichen Per-
sonen (Experten) bearbeitet werden
kdnnen. Zwei Experten sollen tber
das gleiche Wissen verfligen, der
dritte Experte muss das Tagesge-
schéft erledigen konnen. Zur Rea-
lisierung dieser Forderung sollen
die Krafte regelmaBig geschult wer-
den und regelmafig zwischen den
Posten mit gleicher oder ahnlicher
Arbeitsaufgabe rotieren. Erwartet
wird, dass jeder Experte nicht nur
ein, sondern mindestens zwei Fach-
themen beherrscht (z.B. Zahlstelle
und Buchhaltung).

4, Die gesamte Anstalt soll unterbud-
getiert werden. Jede der zukinf-
tigen Anstaltseinheiten erhédlt einen
eigenen, eigenverantwortlich zu be-
wirtschafteten Etat.

Serviceeinheiten

Um die Umsetzung der Ziele in dem
geplanten Zeitraum von einem Jahr zu
gewadbhrleisten, wurde es erforderlich,
neue Organisationseinheiten zu schaf-
fen, in die alle bisherigen Verwaltungs-
bereicheintegriertsind. Es wurden zwei
neue Serviceeinheiten gebildet.

Serviceeinheit 1 ,Personal und
Organisation” besteht jetzt aus den
Bereichen Geschéftsleitung, Perso-
nalverwaltung, Hauptgeschaftsstelle,
Registratur, Post- und Telekommuni-
kation, Kanzlei, Ausbildungsleitung,
Aus- und Fortbildung, Zahlstelle.

Serviceeinheit 2 ,Service Oko-
nomie” besteht aus den Bereichen
Arbeits- und Wirtschaftsverwaltung,
Controlling, Leistungsorientierte Haus-
haltswirtschaft (LoHN), Budgetierung,
Bau- und Informationstechnologie
(BIT), Kiiche und Kammer.

Die groBte Herausforderung be-
stand in dieser Phase darin, mit alten
Traditionen zu brechen. Die Arbeits-
und Wirtschaftsverwaltung zu einer
Fachabteilung zu formen und diese
mit weiteren Verwaltungsbereichen
zu einem Team zu verschmelzen, er-
forderte von allen Beteiligten enorme
Anstrengungen. Es galt alte Zopfe,
Machtstrukturen und lieb gewonnene
Gewohnheiten aufzugeben. Durch die
Einfihrung des Expertensystems wur-
de dieser Prozess noch komplizierter.
Dies sei beispielhaft erlautert: Die
Zusammenfuhrung der Arbeits- und
Wirtschaftsverwaltung zu einem Team
hatte die Aufgabe der gegenseitigen
Verrechnung von Leistungen zur Fol-
ge (z.B. beim Fahrzeugeinsatz, bei der
finanziellen Unterstiitzung der Arbeits-
betriebe aus dem Budget). Durch die
Zusammenlegung des Technischen
Dienstes, der Informationstechnologie
und der Baukolonne zum Fachbereich
»Bau- und Informationstechnologie”
(BIT) mussten unterschiedliche Dien-
ste zusammenwachsen, die vorher nie
zusammengearbeitet hatten.

Das neue System erforderte mehr
Flexibilitdt und Leistungsbereitschaft
von allen. Dies sei am Beispiel der
Buchhaltung erlautert: Nach dem al-
ten System buchte die Buchhaltung
der Arbeitsverwaltung allein die Léhne
der Gefangenen. In aller Regel kam es
am Monatsanfang zu hoher Arbeitsver-
dichtung, wahrend Ende eines Monats
Ressourcen freiwaren. Anders sah es bei
der Buchhaltung derWirtschaftsverwal-
tung aus, die je nach Arbeitsanfall mal
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mehr oder weniger zu tun hatte. Durch
den Zusammenschluss der Abteilungen
helfen sich die Buchhalter jetzt gegen-
seitig. Sie werden dadurch nicht nur zu
Experten im jeweils anderen Arbeits-
feld, sondern achten darauf, dass es zu
keiner einseitigen Uberlastung kommt.
Die neue Kommunikation fihrte in-
zwischen zu mancher Verbesserung
bei den Arbeitsablaufen und schaffte
zusatzliche Synergien. Ahnliches ist bei
der Zahlstelle zu beobachten. Gerade
wahrend des Einkaufs der Gefangenen
istdort Hochkonjunktur. Das Experten-
system und die Zugehdrigkeit zu einer
Serviceeinheit lassen es zu, kurzfristig
mehr Kréfte begrenzt einzusetzen. Be-
sonders erfolgreich war die Verdande-
rung im Bereich der Vollzugsgeschafts-
stelle. Diese war zuvor der Verwaltung
zugeordnet und wurde jetzt Bestandsteil
desVollzuges. Gab esin derVerwaltung
friher oft Engpésse, rotieren jetzt neben
zwei festen Kréften zwei Bedienstete
des allgemeinen Vollzugsdienstes, die
ansonsten ihren Dienst in der Aufnah-
mestation versehen. Im Hintergrund
stehen weitere Bedienstete flir den
Einsatz in der Vollzugsgeschéftsstelle
bereit.Soist gewahrleistet, dass diese zu
jeder Zeit mit drei Krdften besetzt ist.

Neue Aufbauorganisation

Durch die neue Struktur verdnderte sich
die gesamte Aufbauorganisation der
JVA Oldenburg. Der Anstaltsleiter ist
in der Linienorganisation fiir die neu
gebildeten Serviceeinrichtungen (Per-
sonal- und Organisation und Okono-
mie) zustandig. Ihm obliegt damit die
gerechte Verteilung der personellen
und finanziellen Ressourcen. Zwei
stellvertretende Anstaltsleitungen sind
verantwortlich flr die insgesamt 611
Gefangenen. Wahrend die eine stell-
vertretende Anstaltsleitung alle Abtei-
lungen steuert (294 Gefangene an funf
Standorten), ist die zweite fur die 317
Gefangenen der Hauptanstalt zustan-
dig.Von tibrigen Verwaltungsaufgaben
sind beide Vertretungen weitgehend
entlastet, so dass eine Konzentration
auf den Vollzug maglich ist. Die Servi-

ceeinheiten miissen gemal der Zielver-
einbarung optimale Zuarbeit fiir den
Vollzug leisten. Dies gilt fiir die schnelle
Erledigung von Reparaturmafinahmen
gleichermallen wie firr die Bereitstel-
lung von Personal und Finanzen fir
VollzugsmaBnahmen.

Leitungskonferenz
und Fiihrungskreis

Die Gesamtsteuerung der Anstalt er-
folgt Uiber die Leitungskonferenz und
dem Fihrungskreis. Die Leitungskon-
ferenz besteht aus der kompletten An-
staltsleitung, den Leitungen von Service
Okonomie und Service Personal und
Organisation, der Sicherheitsdienstlei-
tung und der Leitung des allgemeinen
Vollzugsdienstes. In diesem Gremium
werden nurvollzugliche Grundsatzent-
scheidungen getroffen (Planung neuer
Projekte, Reaktion auf Krisen, Finanz-
planung). Operative Planungs- und
Vollzugsentscheidungen treffen die fiir
diese Bereiche zustandigen Teams und
Serviceeinheiten. So ist gewahrleistet,
dass sich die Leitungskonferenz nicht
mit Themen beschéftigt, die sie wegen
derfehlenden Sachndhe und Fachkom-
petenz nicht beurteilen kann.

Die gesamte personelle und organi-
satorische Steuerung erfolgtindemaus
17 Personen bestehenden Fiihrungs-
kreis. Zum Teilnehmerkreis gehoren
Fihrungskréfte, die in der Regel mehr
als 5 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
fuhren.Es handelt sich um die Anstalts-
leitung, die Leitungen der Serviceein-
heiten, die Leitung des allgemeinen
Vollzugsdienstes sowie alle Vollzugs-
abteilungsleitungen.Im Flihrungskreis
werdenausschlief3lichFiihrungs-, Steue-
rungs-und Personalthemen erértert. Es
geht um die Umsetzung des Leitbildes
und des Anstaltskonzeptes und die
Einhaltung von Zielvorgaben und Per-
sonalplanungen. Alle Personalentschei-
dungen werden hier erortert. Es gibtin
der Anstalt keine Beférderungs- oder
Versetzungsplanung, die nicht im Fiih-
rungskreis stattfindet. Alle Beteiligten
haben umfangreiche Befugnisse erhal-
ten. Der Personalchef (Geschaftsleiter)

der Anstalt hat dazu viele seiner klas-
sischen Aufgaben an den Flihrungskreis
delegiert. So fiihren die Vollzugsabtei-
lungsleitungen Riickkehrgesprache mit
erkrankten Bediensteten, Kritik- und
Konfliktgesprache, Entwicklungs- und
Beurteilungsgesprache und machen
Personalcontrolling. Der gesamte
grundsatzliche Personaleinsatz sowie
die komplette Beférderungsplanung
werden im Fihrungskreis erdrtert.
Gleiches gilt fir Disziplinarverfahren,
Strafanzeigen und strafrechtliche Er-
mittlungsverfahren gegen Bedienstete.
Unterm Strich ist dieses Gremium die
bedeutendste Entscheidungs-und Eror-
terungsebene der Anstalt. Der Kreis trifft
sich einmal monatlich fiir ca. 3 Stunden.
Einmal jahrlich findet eine dreitdgige
Klausurtagungin einer Bildungseinrich-
tung unter externer Moderation statt,
in der es neben Fiihrungsfragen auch
um die eigene Fiihrungsperson und
um das Fiihrungshandeln geht. Es wird
erwartet, dass sich die Mitglieder des
Fuhrungskreises einer Supervision bzw.
eines Coaching unterziehen.

Fihrungsgrundsidtze
der JVA Oldenburg

Der Fuhrungskreis hat sieben Fih-
rungsgrundsatze entwickelt und ge-
meinsam verabschiedet. Diese wur-
den dem Personal der Anstalt 2006 auf
einer Dienstbesprechung vorgestellt
und sind im Intranet einsehbar. Das
Personal ist aufgefordert worden, die
Fihrungskréfte an der Einhaltung der
Flihrungsgrundsatze in Jahresmitar-
beitergesprachen und persénlichen
Gesprachen zu messen.

Nach der Definition der JVA Olden-
burg heif3t Fiilhrung, ,Menschen zu be-
wegen, systematisch auf ein gemein-
sames Ziel hinzuarbeiten”.

1. Wirsind uns als Fiihrungskrdifte der
Vorbildfunktion bewusst
Die Erwartungen, die wir an unsere
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
stellen, erfiillen wirauch selbst.Vor-
gaben und Auftrage werden kon-
sequent umgesetzt. Wir vertreten
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loyal die Interessen der Anstalt nach
innen und auBBen.

2. Wirférdernundfordern Verantwort-

lichkeit aller Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter.
Jede Mitarbeiterin und jeder Mit-
arbeiter ist flr das eigene Handeln
verantwortlich. Aufgaben werden
nach sozialer und fachlicher Kom-
petenz Gbertragen.

3. Wirgehenrespektvoll, offen undver-
trauensvoll miteinander um
Wir achten und wertschatzen alle
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
und begegnen ihnen ohne Vorur-
teile.

4. Wirnehmen unsere Fiirsorgepflicht
wabhr, beriicksichtigen die Anliegen
unserer Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und fordern ihre Potenziale
Wir sind Ansprechpartner, fihren
regelmafig Gesprache und beriick-
sichtigen die Starken und Schwa-
chen unserer Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter. Ausbildung, Weiterbil-
dungundFortbildung unterstitzen
wir nach personlicher Eignung und
dienstlichem Erfordernis.

5. Wir arbeiten auf der Basis von Re-
geln, Vereinbarungen und iiberpriif-
baren Zielsetzungen
Wir erarbeiten und vereinbaren ge-
meinsam mit unseren Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern Ziele, die
klar, konkret formuliert, messbar
und erreichbar sind. Die getroffenen
Ziele stehenim Einklang mit den ge-
setzlichen Vorschriften sowie dem
Leitbild der JVA Oldenburg. Fiir die
Zielerreichung tragen wirund unse-
re Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
gemeinsam Verantwortung.

6. Wir informieren unsere Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter rechtzeitig
und sichern den Dialog mit ihnen
Mit unseren Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern findet ein standiger,
umfassender und zeitnaher Infor-
mations- und Meinungsaustausch
Uber dienstliche Themen und Vor-
gdnge statt. Planungen und Ent-
scheidungen werden erldautert und
begriindet.

7. Wir kommunizieren Anerkennung

und Kritik direkt, zeitnah und an-
gemessen

Einreibungsloses Miteinander erfor-
dert Lob, Kritik und Konfliktfahigkeit.
Wir erkennen die Leistung unserer
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
an.Probleme greifen wir rechtzeitig
auf, sprechen sie offenan undfiihren
sie einer Losung zu, die den Beteili-
gten der Sache gerecht wird.

Durch die Flihrungsgrundsatze gibt es
eintransparentes Flihrungssystem und
die Orientierung auf einen kooperativen
Flhrungsstil. Offenheit, vertrauensvolle
Zusammenarbeit und Kritikfahigkeit
gehoren zum Arbeitsstil dieses Kreises.
Die Fuihrungskréfte sind sich ihrer Vor-
bildfunktion bewusst und steuern den
Vollzug gemeinsam.

IndenzweiJahren seines Bestehens
konnte die Qualitat der Arbeitin derJVA
Oldenburg durch die neue Kooperati-
onsform erheblich verbessert werden.
Die Zusammenarbeit wurde optimiert
und es entsteht mehr Verstandnis fir
den Arbeitsbereich derjeweilsanderen
Fihrungskraft. Offenbar werden aber
auch die Schwachen Einzelner, wenn
sie nicht veranderungsbereit sind. Ent-
scheidend ist jedoch die Verbesserung
der Kommunikation und Kooperation
untereinander. Es wird inzwischen mit
einer Sprache gesprochen. Ein, Wir-Ge-
fahl” ist entstanden und das Verant-
wortungsbewul3tsein fiir die gesamte
Anstalt ist gestiegen. Alle Beteiligten
sind sich dessen bewusst, dass siean der
Spitze einer groBen Organisation ste-
hen und gemeinsame Pflichten haben
und Herausforderungen gemeinsam
bewaltigen missen. Die neue Struktur
der JVA Oldenburg 16st auch die ,for-
malelsolierung” der Anstaltsleitung auf,
fihrt zu mehr Transparenz und schafft
gemeinsame Ziele.

Kommunikation und
Information

Zum neuen Organisationsmodell der
JVA Oldenburg gehdren aberauch neue
Kommunikations- und Informationssy-
steme. Am wichtigsten ist die Starkung

der Vollzugsteams, die sich durch ei-
gene Dienst- und Urlaubspldne, durch
die Unterbudgetierung und durch ge-
meinsame Teamseminare selbst orga-
nisieren mussen. Die Teams nutzen die
Maoglichkeit der Gruppensupervision,
des Coaching oder externer Teamse-
minare.

Schnelle und zeitnahe Informati-
on sind Voraussetzungen fiir eine gute
Zusammenarbeit. Daher macht die An-
staltalle wichtigen Informationenallen
Bediensteten zuganglich. Im eigenen
Intranet sind alle News der JVA Olden-
burg” und,Allgemeine Informationen”
hinterlegt und kénnen von jedem PC
abgerufen werden. Besonders interes-
sant finden die Bediensteten den elek-
tronischenTerminkalender. Dieser wird
von derKanzlei gepflegt und beinhaltet
alle Termine der Anstaltsleitung und
Fachbereiche und informiert tber Ver-
anstaltungen und Konferenzen. Uber
den Desktop haben alle Bediensteten
hierauf jederzeit Zugriff.

Regelmalige Mitarbeitergesprache
sind wichtige Kommunikations- und
Flhrungsinstrumente. Im Rahmen des
Delegationsprinzips werden die Mit-
arbeiter bereits seit Jahren von ihren
unmittelbaren Vorgesetzten beurteilt.
Dieses Prinzip wird durchgdngig in der
gesamten Anstaltangewandt. Seit 2000
obliegt die Fiihrung der Jahresmitar-
beitergesprache ebenfalls den unmit-
telbaren Vorgesetzten.

Zusammenfassung

Der 1991 eingeleitete Personal- und
Organisationsentwicklungsprozess
war die Grundlage dafir, dass sich die
Justizvollzugsanstalt Oldenburg zu ei-
ner lernenden Organisation entwickelt
hat. Leitung und Personal sehen heute
selbstbewusst in die Zukunft. Es ist ge-
lungen, die Ziele der Organisation den
Wiinschen des Personals ndher zu brin-
gen.Die AngstvorVeranderung hatsich
gelegt und neuer Mut zu Gestaltung ist
entstanden. Mal3geblich war dabei, dass
das Personal an allen Veranderungs-
prozessen aktiv beteiliget worden ist
und Gestaltungsmaglichkeiten eroffnet
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werden konnten. Die Ubertragung von
Entscheidungsbefugnissen, der Abbau
von Hierarchien sowie neue Flihrungs-
strukturen haben zur Motivation bei-
getragen. Das Personal ist zu einem
echten Team zusammengewachsen,
in dem Hilfsbereitschaft, Kollegialitat,
Kooperation und Arbeitsfreude eine
wichtige Rolle spielen. Naturlich gibt
esauchinderJVAOldenburg Probleme
mit der Fiihrung und im Bereich der
Zusammenarbeit. Aber anders als
noch vor 1991 wird heute offen dari-
ber gesprochen und gemeinsam nach
Alternativen gesucht. Die Angst vor der
Hierarchie ist gesunken und die Lust
auf selbststandige Aufgabenerfillung
gewachsen. Sicher ist der Druck heute
groBer,denn mehrVerantwortungfiihrt
auch zu mehrBelastungen. Einige dltere
Bedienstete wiinschen sich ofter eine
Atempause und Stillstand und manche
sehnenssich nach denruhigen Fahrwas-
sern vergangener Zeiten zuriick. Un-
term Strich wissen aber alle, dass durch
das gemeinsam entwickelte Systemvon
Flihrung und Zusammenarbeit viele
Ziele erreicht werden konnten und
mehr Zufriedenheit am Arbeitsplatz
entstanden ist.

1

vgl..Walter:,Uber Privatisierung derVerbrechens-
kontrolle aus kriminologischer Sicht, in: Zeitschrift
fur Straffélligenhilfe, Heft 1, Februar 1998, S. 3

2

1991 war die Justizvollzugsanstalt Oldenburg
Untersuchungshaftanstalt mit zwei angeglie-
derten Abteilungen des offenen Vollzuges. Sie
verfligte tiber 172 Haftplatze. Die Anstalt hat 76
Bedienstete.

Gerd Koop
Leiter der JVA Oldenburg
koop.gerd@jva-ol niedersachsen.de

Personalentwicklung
mit System

Giinter Schroven

Grundlagen der Personal-
entwicklung im Kontext
mit anderen Prozessen

DasPersonalist die wichtigste Ressour-
ce aller Organisationen/Unternehmen.
Das giltinsbesondere fiir den Justizvoll-
zug. Ob der Vollzug sich weiterentwi-
ckelt, z. B. inhaltlich oder organisato-
risch, steht und fallt mit der ,Qualitat”
des Personals.

Jeder systematische Organisations-
entwicklungsprozess muss begleitet
werden von einem gezielten Personal-
entwicklungsprozess.So erfordertetwa
die Einfiihrung von neuen Steuerungs-
instrumenten, wie z. B. die Kosten-und
Leistungsrechnung oder die Budge-
tierung, die Vorbereitung des verant-
wortlichen Personals auf diese neuen
Herausforderungen.

Die Qualitat des Justizvollzuges
hangt stets sehr stark davon ab, wie
kompetent die einzelnen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sind.

Was verstehen wir denn eigentlich
im engeren Sinne unter ,Personal-
entwicklung”?

Personalentwicklung (PE) ist die gezielte
und planmaflige Erweiterung der fach-
lichen, methodischen, sozialen und/der
persodnlichen Qualitaten der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in Hinblick auf
die Unternehmens- bzw. Organisati-
onsziele sowie der Individualziele.

Personalentwicklung ist somit eine
Teilfunktion des Personalmanagements,
das die Deckung des Personalbedarfs
u. a. durch (Weiter-)Qualifizierung der
vorhandenen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter anstrebt, gleichzeitig aber
auch wichtige Beitrdge zur Motivation,
der Entwicklung der Kultur und zur Er-
reichung der sozialen Ziele der Organi-
sation leistet.

In diesem Zusammenhang ist auch
die ,Personalpflege” zu sehen. Sie um-
fasst ein System von Prinzipien und
Methoden fiir die Umsetzung von Mal3-
nahmen zur Optimierung individueller
und betrieblicher Gesundheit. Diese
MafBnahmen beziehen sich auf,Korper
und Seele” der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter.

In Abgrenzung zum Vorgenannten
ist die ,Organisationsentwicklung” zu
betrachten. Sie umfasst geplante kol-
lektive Lernprozesse, die es der Organi-
sation, z. B. einer Justizvollzugsanstalt,
ermoglichen, sich an Umwelteinflis-
se und/oder veranderte Rahmen-
bedingungen anzupassen oder eine
hohere Effizienz der Organisation zu
erzielen und die Arbeitszufriedenheit
der Menschen in der Organisation zu
starken.

Grundsatze der gezielten
Personalentwicklung

Personalentwicklung dient dem Auf-
bau und / oder der Stabilisierung einer
Organisation. Im weiteren Sinne fangt
alsodie Personalentwicklung schon bei
der gezielten Personalauswahl an, es
schlieB3t sich die Ausbildung und Spe-
zialqualifizierung an.

Struktur- oder Prozessverande-
rungen in einer Organisation mussen
stets mit konkreten Malinahmen der
Personalentwicklung verzahnt werden.
Das giltinsbesondere fiir den Justizvoll-
zug, wenn sich z. B. Verdnderungen in
den rechtlichen Rahmenbedingungen
(wie etwa neue landerspezifische Justiz-
vollzugsgesetze) oder in der Aufbau-
bzw. Ablauforganisation ergeben.

Personalentwicklung ist nur dann
wirkungsvoll, wenn sie professionell
betrieben wird und sich an Mindest-
standards orientiert. Diese sind:

- Verbindung der PE-MaBnahmen mit
den Organisationszielen

- Analyse des konkreten PE-Bedarfs

- Entwicklung eines detaillierten PE-
Konzeptes

- individuelle, schlisselaufgabenbe-
zogene und starkenorientierte Ent-
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wicklungsschritte

- klare Zuordnung derVerantwortlich-
keiten im PE-Prozess

- Erfolgskontrolle, z.B. hinsichtlich der
Frage: Ist die angestrebte Wirkung
auch erzielt worden?

- Verfahrenstransparenz fir alle Be-
teiligten

Elemente der
Personalentwicklung

1. Bewerber-/Personalgewinnung

2. Personalauswahl

3. Ausbildung bzw. Einfliihrung

4. Forderung und Spezialisierung

5. Weiterentwicklungsmdoglichkeiten/
Aufstiegsforderung

6. Kontinuierliche Fortbildung

7. PersonalpflegemalBnahmen

8. Abschied (z. B. vom aktiven Dienst
oder Versetzung)

Die Auswahl der Bewerber erfolgtinden
einzelnen Landern sehrunterschiedlich.
Wichtig ist jedoch zu priifen, ob die ge-
wuinschten Fahigkeiten, Einstellungen
und Fertigkeiten auch ausreichend vor-
handen sind.Dareichtesalso nichtaus,
nur kognitive Aufgabenstellungen zu
entwickeln.

In vielen Landern geht man z. B. zu-
nehmend dazu Uber, dass die sozialen
Fahigkeiten dadurch abgeprift werden,
dass im Rollenspiel eine soziale Situa-
tion (z. B. Konfliktgesprach) bewaltigt

werden muss oder in einem Stressin-
terview die Kommunikations-und/oder
Belastungsfahigkeit nachgewiesen wer-
den missen.

Die Ausbildungsziele und -inhalte
unterscheiden sich zwargraduellinden
einzelnen Landern, aber die folgenden
Tendenzen sind zur Zeit landeriibergrei-
fend deutlich spurbar:

- mehr handlungsorientierte Aus-
bildungseinheiten (z. B. Losen von
Fallbeispielen und/oder komplexen
Situationen)

- mehr Spezialisierung, um den An-
forderungen des kiinftigen Arbeits-
platzes besser gerecht werden zu
kénnen (z. B.im Jugendvollzug oder
in Abteilungen mit hohem Sicher-
heitsgrad)

- starkere Betonung der Arbeit im
Team und der interdisziplindren Zu-
sammenarbeit

Die kontinuierliche Fortbildung der

Bediensteten orientiert sich in vielen
Landern an der Veranderungsdyna-
mik der einzelnen Geschaftsbereiche.
Durch die neuen (z. T. schon in Kraft
getretenen) gesetzlichen Grundlagen
in den einzelnen Landern missen alle
Mitarbeiter durch gezielte Fortbildung
schnell handlungssicher gemacht wer-
den; insbesondere gilt das flr den Ju-
gendvollzug, wo die Rechtsgrundlagen
desdienstlichen Handelns sich nachhal-
tig auf breiter Basis verandert haben.

Der Prozess der Personalentwicklung

Organisations-

Ziele ?

Kontrolle
und Evaluation

Durchfiihrung
der MaBnahmen

Ermittlung
des PE-Bedarfs

\ 4

individuelle
Ziele der
Mitarbeiter

2

Ziel-
formulierung

Planung der
einzelnen MaBBnahmen

In der Mehrzahl der Bundeslander
sind die dienstlichen Belastungen fiir
alle Mitarbeiter/-innen kontinuierlich
gestiegen. Starkere Arbeitsdichte, mehr
technische Kenntnisse (z. B. im PC-Be-
reich und in der Sicherheitstechnik)
sowie in vielen Fallen die Ausweitung
der wochentlichen Arbeitszeit haben
zur Mehrbelastung der Mitarbeiter ge-
fuhrt, die sich auch auf eine Erh6hung
derKrankentage pro Jahrund Mitarbei-
ter auswirken. Durchschnittszahlen im
Bereich von 20 Krankentagen im Jahr
sind im Justizvollzug keine Seltenheit
mehr.

Hier miissen Dienstherren und Dienst-
vorgesetzte gezielt gegensteuern. In
vielen Ldndern hat die Gesundheitsfor-
derung/das Gesundheitsmanagement
einen zentralen Platz im Bereich der
Personalentwicklung und Personalpfle-
geeingenommen. Die Reduzierung der
Krankentage pro Jahr z. B. um 2 Tage
pro Bediensteter ist gleichzusetzen mit
A neuenVollzeitstellen” (Grundlage ist
hier eine Anstalt mit ca. 250 Bedien-
steten).

Wer sich diese Zahl vor Augen flihrt,
kommt nicht an einem Konzept zur
gezielten Personalpflege vorbei.

Organisationsentwicklungs-, Per-
sonalentwicklungs- und Gesundheits-
managementsysteme erganzen sich
sinnvoll in ihrer Gesamtwirkung. Wer
also Entwicklungsprozesse in gréBe-
ren Organisationen gezielt plant und
umsetzen mochte, muss den,globalen
Blick” haben, um letztendlich nachhal-
tig erfolgreich zu sein.

Giinter Schroven

Leiter des Bildungsinstitutes fiir den Justizvollzug
Niedersachsen

Guenter.Schroven@bi-jv.niedersachsen.de
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Kundenorientierung in
der Ausbildung des
allgemeinen Justizvoll-
zugsdienstes

Wolfgang Kohler

Ausgangslage

Der Justizvollzug verandert sich per-
manent, allerdings hat man das Geftihl,
dasssich dieVeranderungenindenletz-
ten Jahren beschleunigt haben. Nicht
zuletzt tragt das Ergebnis der Fode-
ralismusreform in der Bundesrepublik
Deutschland zu dieser Veranderungs-
dynamikbei.In diesem Zusammenhang
ist die Ubertragung der ausschlief3-
lichen Gesetzgebungskompetenz im
Justizvollzug auf die Bundeslander von
herausragender Bedeutung.

Die Beamtenim allgemeinen Justizvoll-
zugsdienst "habenim Allgemeinen den
intensivsten und engsten Kontakt zu
den Inhaftierten und sorgen somit fiir
Sicherheit und Ordnung. Sie sollen die
Veranderungen direkt umsetzen.

Ist die Ausbildung des allgemeinen
Justizvollzugsdienstes so aktuell, dass
die Justizvollzugsbeamten auf die Ver-
anderungen vorbereitet sind?
Orientiert sich die Ausbildung an den
derzeitigen neuen Anforderungen und
kdénnen die unterschiedlichen Entwick-
lungen lberhaupt alle bedacht wer-
den?

Diese Fragen mussen sich die Ver-
antwortlichen an den Justizvollzugs-
schulen 2 stellen.

Die Konferenzder Schulleiter/innen der
Justizvollzugsschulen der Bundeslan-
der hat diese Herausforderung ange-
nommen und arbeitet an Modellen,
wie kundenorientiert und flexibel auf
Veranderungen reagiert werden kann.

Als Favorit prasentiert sich ein Sy-
stem, das auf einer grundlegenden all-
gemeinen Ausbildung eine zusatzliche
Qualifizierung in Modulform anbietet,
mit dem Spezialwissen vermittelt wer-
den kann.

Allem zugrunde liegt dabei weiter-
hin die Absicht, dass die Vollzugsbeam-
ten Generalisten bleiben und in allen
dienstlich notwendigen Bereichen der
einzelnen Justizvollzugseinrichtungen
mit ihren unterschiedlichen Zweckbe-
stimmungen eingesetzt werden kon-
nen.

Justizvollzug im Wandel

Im Zuge der Foderalismusreform wur-
de den Bundeslandern die Kompetenz
der Gesetzgebung fur den Justiz-
vollzug gegeben. Inzwischen haben
einige Bundeslander neue Vollzugs-
gesetze (Strafvollzugsgesetze oder
Justizvollzugsgesetze) verabschiedet
undinvielen Bundeslandern liegen die
Entwirfe bei den Landesparlamenten.
Die fir alle Bundesléander geltenden
Gesetzesgrundlagen, die durch das
bundeseinheitliche Strafvollzugsgesetz
gewadhrleistet wurden, sind demnachst
nicht mehr vorhanden, so dass in den
verschiedenen Bundeslandern jeweils
andere Schwerpunkte zumTragen kom-
men. Allein aus diesem Grund wird sich
die Ausbildung fiir den allgemeinen
Justizvollzugsdienst in Zukunft von
Bundesland zu Bundesland noch mehr
unterscheiden.

Doch selbst ohne diese Gesetzesande-
rungen ist der Vollzug einem starken
Wandel unterworfen und entwickelt
sich insbesondere inhaltlich und orga-
nisatorisch sehr dynamisch.

Die im bundeseinheitlichen Straf-
vollzugsgesetz festgeschriebene Ab-
sicht, die Resozialisierung und Behand-
lung als grundlegende Aufgabe des
Freiheitsentzuges anzusehen, wurde
vorallemindenletzten Jahren weniger
konsequent in der alltdglichen Umset-
zung verfolgt.

Die Grundeinstellungen, die sich in der
Gesellschaftimmer mehr durchsetzen,
dassder Schutzder Allgemeinheitober-
stes Gebot sein muss, haben den Ju-
stizvollzug indirekt gezwungen, immer
mehr Sicherheit, vor allem wahrend der
Inhaftierungszeit, zu produzieren. Dies
hat zur Folge, dass sich die Aufgaben
desallgemeinen Justizvollzugsdienstes

mehraufKontrolle und Beaufsichtigung
konzentrieren und z. B. die intensive
kommunikative Auseinandersetzung
und Beschdftigung mit den einzelnen
Inhaftierten abnimmt.

In den Ausbildungs- und Priifungs-

verordnungen spiegelt sich diese Ent-
wicklung noch nicht so nachhaltig wi-
der; in der Ausbildung werden intensiv
Ubungen zur Kommunikation und zu
Behandlungsstrategien angeboten,
obwohl vielfach in der Praxis mit die-
sen Aufgaben starker die Fachdienste
betraut werden.
Dieser Umstand fur sich betrachtet
wirde nur minimale Anstrengungen
zur Anpassung der Ausbildungsinhalte
erfordern: Das Problem liegt eher in
der Tatsache begriindet, dass die Ju-
stizvollzugsanstalten unterschiedliche
Schwerpunkte setzen kdnnen oder auf
Grund ihrer Zweckbestimmung setzen
mussen.

So gibt es selbstverstandlich An-
staltsleiter/innen, die groBen Wert da-
rauf legen, dass Bedienstete viel Arbeit
»anderFrauoderam Mann”verrichten.
Andererseits kann man beobachten,
dass es in manchen Justizvollzugsan-
stalten aufgrund der zu erfiillenden
Aufgaben weniger erwiinscht ist, dass
sich der AVD mit den Gefangenen vor
Ortintensiv unterhalt, wie z.B. in Hoch-
sicherheitsabteilungen.

Nicht unerheblich erweist sich der Ein-
fluss der baulichen Struktur auf den
Umgang der Bediensteten mit den In-
haftierten.

Justizvollzugsanstalten mit alter Bau-
substanzverlangeni.d.R.notgedrungen
meistens einen engen Kontakt zwischen
AVD-Bediensteten und Inhaftierten,
wahrend in neu gebauten Justizvoll-
zugsanstalten der Kontakt durch Sicher-
heitsvorkehrungen, der Anordnung der
Dienstraume und Fernsprechanlagen
theoretisch gar nicht mehr so erforder-
lich ist. So schleicht sich oft unbewusst
bei diesen Bedingungen eine Kontakt-
armut ein.

Daneben habenssich viele Anstalten,
zumindest in Teilbereichen, speziali-
siert:
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Jugendvollzug, Sozialtherapie, Frau-
envollzug, besonders gefahrliche Ge-
fangene usw. werden in gesonderten
Anstalten oder Abteilungen konzen-
triert.

Es wird nun deutlich, dass sich der
Justizvollzugsbeamte, der als Generalist
ausgebildet wurde, je nachdem, wo
er eingesetzt wird, auf ein besonderes
Arbeitsfeld einstellen muss. So sind bei-
spielsweise die Kernaufgaben in einer
sozialtherapeutischen Abteilung véllig
andere als in einer Untersuchungshaft-
oder Sicherheitsabteilung.

Trotzdem ist die Ausbildung heute fir
alle weitgehend gleich!

Ist dies noch zeitgemaf?

Bevor dieser Aspekt beleuchtet wird,
sind einige Zeilen zur Organisation der
Ausbildung an den Justizvollzugsschu-
len angebracht.

Die Ausbildung des allgemei-
nen Justizvollzugsdienstes

Der allgemeine Justizvollzugsdienst
wird in der Regel in jedem Bundesland
nach einer vom Land bestimmten Aus-
bildungs- (und Priifungs-) Verordnung
in einer landeseigenen Ausbildungs-
statte auf den Dienst vorbereitet. Ob-
wohl jedes Land eigene Schwerpunkte
setzt, ahneln sich die Einstellungsvo-
raussetzungen, die Ausbildungsdauer
und Ausbildungsinhalte recht stark.
Allerdings sind aktuell Bestrebungen
zu spuren, dass einige Bundeslander
Uberlegungen zu Verinderungen un-
ternehmen, die sogar so weitgehen, die
Ausbildungszeit zu verkiirzen.
Begriindet wird dies unter anderem
damit, dass angeblich die Justizvoll-
zugsbeamten sehr gut ausgebildet
wiirden, ja sogar so umfangreich, dass
sieihre Fahigkeiten und Fertigkeitenim
allgemeinen Dienst nicht voll entfalten
kénnen.

Sicherlich hat dies auch mit den o.g.
Veranderungen des Vollzuges und der
Spezialisierung der Justizvollzugsan-
stalten zu tun.

Jede Fachfrau/jeder Fachmann wird
jedoch bestatigen, dass dies so nicht

der Fall ist, man muss jedoch einrdu-
men, dass einige Aufgabenfelder, die
Bedienstete zeitweise erfillen missen,
keiner so umfangreichen Ausbildung
beddrfen.

Andererseits liegt die Starke der aus-
gebildeten Bediensteten gerade darin,
dass sie als Generalisten in sehr un-
terschiedlichen Bereichen eingesetzt
werden kénnen.

Die Schwache der Ausbildung wird
nundeutlich: Der AVD wird auf die spezi-
ellen Anforderungen nur oberflachlich
vorbereitetund muss dannin der Praxis
intensiv,nachgeschult” werden.
Wenn man sich z.B. die Aufgaben einer
Sozialtherapie vor Augen fiihrt, wo in-
tensive Einzel-und Gruppengesprache
gefiihrt werden missen, wo diagnos-
tiziert werden muss, wo man mit au-
Bergewohnlichen Problematiken von
Inhaftierten intensiv konfrontiert wird,
so kann man sich vorstellen, dass eine
Generalistenausbildung dieses Spezial-
wissen nicht vermitteln kann.

Bisher haben die Ausbildungsstatten
auf die Veranderungen mit der Me-
thode reagiert, ausgewahlte Unter-
richtsbereiche auszuweiten und die
Anwaérterinnen/Anwdrter mit mehr
Stoff zu konfrontieren. Das Ergebnis
ist, dass auch viel Stoff vermittelt wird,
den viele spater gar nicht anwenden
kénnen. Dagegen wird fir bestimmte
Anforderungsbereiche desVollzugesin
der Ausbildung schlicht und einfach zu
wenig vermittelt.

Oberstes Gebot einer Ausbildungist je-
doch, die Kundenwiinsche zu erfiillen.
Dazu bedarf es nun der Definition des
Begriffes ,Kunde”.

Kunden der

Ausbildungsstatten
fiir den allgemeinen
Justizvollzugsdienst

Offensichtlich sind die Anwarterinnen
und Anwarter die Kunden, die von der
Dienstleistung,Unterricht” auf ihre zu-
kiinftige Berufsausiibung vorbereitet
werden. Diese Kunden haben einen
Anspruch darauf, so gezielt wie moglich

dort Grundlagen vermittelt zu bekom-
men, wo sie spater tatig sind.
Aufgrund der sehr unterschiedlichen
Strukturen und Aufgaben der Justizvoll-
zugsanstalten werden die Ausbildungs-
statten diesen Winschen nur zum Teil
gerecht, wie man aus den genannten
Ausflihrungen schlieBen kann.

Ein weiterer wichtiger Kunde ist
die jeweilige Justizvollzugsanstalt. Sie
hat den Anspruch, dass ausgebildete
Bedienstete in jedem Bereich der JVA
eingesetzt werden kénnen, ohne dass
noch eine GibermafBige Einarbeitungs-
zeit notwendig ist.

Beigroflen Justizvollzugsanstaltenkann
dies schon zu Problemen flihren, weil
diese z.B. neben der Strafhaft in Form
des geschlossenen Vollzuges oft noch
Abteilungen des offenen Vollzuges
und/oder Untersuchungshaft vollzie-
hen, manchmal sogar Sozialtherapie
anbieten und anderes mehr.

Wie soll eine Anwarterin/ein Anwarter
darauf komplett vorbereitet werden?

Andererseits gibt es wiederum An-
stalten, die nurJugendarrestvollziehen
oder sich nur mit Jugendvollzug be-
schaftigen; diese Einrichtungen bemén-
geln zu Recht eine zu oberflachliche
Ausbildung.

Der dritte Kunde ist schlieBlich die
Aufsichtsbehorde, die den Anspruch an
die Ausbildung hat, die Bediensteten
landesweit einsetzen zu kdnnen. Der
Kunde Aufsichtsbehorde wiinscht sich
jedoch zusatzlich, dass die Ausbildung
innovativ, vorausschauend und zukunft-
weisend ist. Die Aufsichtsbehorde hat
manchmal Ausbildungswiinsche, die
Uber den aktuellen Bedarf der anderen
Kunden hinausgehen.

Allen Kundenwiinschen gerecht zu
werden ist eine Herausforderung, der
sich die Justizvollzugsschulen stellen
wollen, die derzeitigen Ausbildungs-
verordnungen hinken allerdings dies-
beziliglich etwas hinterher.

Trotz der in Zukunft unterschiedlichen
Gesetzeslagen sind die Schulleiterinnen
und Schulleiter der Justizvollzugsschu-
len bestrebt, eine Ausbildung anzu-
bieten, die den Dienst in jeder Justiz-
vollzugsanstalt der Bundesrepublik




64 - FS2/2008

Deutschland erméglicht und somit
z.B. Versetzungen auch in andere Bun-
deslander weiterhin unproblematisch
zuldsst.

Vereinbarungen der
Schulleiter/innen der
Justizvollzugsschulen

AufdenTagungen der Schulleiterinnen
und Schulleiter der Justizvollzugsschu-
lenin den Jahren 2006 und 2007 waren
sichdieVerantwortlichen einig, dass die
Ausbildung so strukturiert sein muss,
dass der Justizvollzugsbeamte weiter-
hin ein Generalistist, was eine intensive
Ausbildungin zeitlicher undinhaltlicher
Form bedeutet.Insofern widersprechen
sie den wenigen Politikern, die es fir
moglich halten, die Ausbildungszeit zu
verkuirzen.

Die Konferenz der Schulleiter/innen vo-
tiert eindeutig fiir eine Beibehaltung
der zweijdhrigen Ausbildung.

Esist jedoch allen klar, dass die Ver-
anderungen im Vollzug in der Ausbil-
dung Beriicksichtigung finden missen.
So kristallisierte sich auf den Tagungen
die Idee heraus, dass die Ausbildung
in eine sogenannte ,Basisausbildung”
oder ,allgemeine Ausbildung” und in
eine darauf aufbauende ,Zusatzaus-
bildung” oder ,qualifizierende Ausbil-
dung” gegliedert werden kann.

Die Grundidee ist ganz einfach:
Die,allgemeine Ausbildung”garantiert
die Fahigkeit zum Generalisten und die
»Zusatzausbildung” bereitet auf das na-
heliegende zukiinftige Aufgabenfeld
intensiver vor.

Allgemeinqualifikation
des allgemeinen
Justizvollzugsdienstes

Die Splittung der Ausbildungin eine,,all-
gemeine Qualifikation” und eine ,Zu-
satzqualifikation” hat zur Folge, wenn
man insgesamt die Ausbildung nicht
verlangern mochte oder bedeutend
mehr Unterricht erteilen mochte, dass
fur die Basisausbildung eine Reduzie-
rung des Unterrichtsstoffes notig wird.
Die damit gewonnene Zeit kann dann

flr die Zusatzqualifikationen genutzt
werden.

Es bedarfdahereiner genauen Priifung,
was der AVD-Beamte braucht, um in
jedem Aufgabenbereich eingesetzt
werden zu kdnnen und was entbehr-
lich ist.

Dies wurde ebenfalls auf den Konfe-
renzen der Schulleiter/innen der Justiz-
vollzugsschulen diskutiert.

Der allgemeine Justizvollzugsdienst
muss selbstverstandlich aufdiein jeder
JVA anfallenden Arbeiten vorbereitet
werden:

- Aufgaben des Stationsdienstes

- Abwicklung von Besuch

- Aufgaben an der Pforte usw.

- Grundlagen der Verwaltungsberei-
che (Arbeitswesen, Wirtschafts- und
Finanzwesen, Vollzugsgeschaftsstel-
le, Kassenwesen)

Daruiber hinaus sollte er die gesetz-
lichen Grundlagen kennen, mit denen
derVollzug zu tun hat, wieVollzugsrecht,
Strafrecht, Strafprozessrecht usw.

Wie bereits aus den o.g. Ausfiih-
rungen ersichtlich, hat der AVD vor-
nehmlich fiir Sicherheitund Ordnung zu
sorgen, so dass Fertigkeiten zu Deeska-
lationstechniken, Umgang mit Waffen,
Kenntnisse und Fahigkeiten zur Durch-
setzung des unmittelbaren Zwangs un-
umgadnglich sind. Dazu gehort auch,
dass die Bediensteten korperlich fitsind
und sich selbst verteidigen kénnen.

Als Beamte sollten Grundlagen der
Verfassung und Kenntnisse im offent-
lichen Dienstrecht nicht fehlen.

Nicht zuletzt bedarf es einer griind-
lichen Vorbereitung auf den Umgang
mit Inhaftierten durch eine praxisori-
entierte padagogische und psycholo-
gische Schulung.

Insgesamt bleibt somit eine umfas-
sende Ausbildung erhalten, die Kir-
zungenwdirdeninallen,Fachern”statt-
finden missen,am wenigsten jedochin
der Vorbereitung auf die allgemeinen
Aufgaben des AVD und im Bereich der
Sicherheit und Ordnung.

Wie konnte die Zusatz-
qualifikation aussehen?

Am sinnvollsten erscheint es, dass dies
in Form von Modulen angeboten wird,
dieeine Spezialisierung erlauben. Denk-
bar sind z.B. Module

- zurVerwaltungsausbildung

- zum Jugend- und Jungtatervollzug

- zum Untersuchungshaftvollzug

- zur Sozialtherapie

- zum Frauenvollzug

- zum Umgang mit psychisch auffal-
ligen Gefangenen

- zu Aufgaben im Werkbetrieb und
anderes mehr

Dieses System ware variabel und konnte
sich schnell an neue Bediirfnisse der
+Kunden” anpassen. Voraussetzung ist
eine kompetente und flexible Bildungs-
einrichtung miteinem guten Netzwerk,
dieinderLageist, die Fachkréfte fur die
Ausbildung zu rekrutieren.

Perspektiven

Das beschriebene neue Ausbildungs-
konzept bietetzudem eininteressantes
zusatzliche Angebot:

Die Zusatzmodule konnen auch als

Weiterbildungsveranstaltungen ange-
boten werden, so dass ausgebildete Ju-
stizvollzugsbeamte, die sich verandern
wollen, auf die neuen Aufgaben gezielt
vorbereitet werden kénnen, indem sie
die zu den speziellen Themen angebo-
tenen Module absolvieren.
Diese gemischten Lerngruppen konn-
ten sich, da sie Uber den reinen Fach-
unterricht hinausgehen, sicherlich
durch die Einbeziehung eines grof3en
Erfahrungsschatzesals recht erfolgreich
erweisen.

Zusammenfassung

Die Veréanderungen in der Vollzugs-
landschaft ziehen nach sich, dass sich
auch die Ausbildung des allgemeinen
Justizvollzugsdienstes  reformieren
muss. Dabei sind in erster Linie die
Kundenwiinsche zu beriicksichtigen,
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wobei sowohl die Auszubildenden, als
auch die Justizvollzugsanstalten und
die Aufsichtsbehorde zu den Kunden
zdhlen.

Um auch den spezialisierten Voll-

zugsbereichen gerecht zu werden, ist
die Einrichtung von Ausbildungsmo-
dulen geplant, die genau dieses Wissen
zusatzlich zu einer allgemeinen Ausbil-
dung vermitteln. Die Basisausbildung
msste notgedrungen im Vergleich zu
den jetzigen Ausbildungsinhalten et-
was zugunsten der Module reduziert
werden, allerdings nur in einem Um-
fang, in dem trotzdem gewahrleistet
ist, dass der Justizvollzugsbeamte als
Generalist in allen Bereichen des Voll-
zuges eingesetzt werden kann.
Der flexible Einsatz kann dadurch in
seiner Qualitdat noch verbessert wer-
den, wenn die speziellen Module fir
die Weiterbildung von AVD-Beamten
geoffnet werden.

1

Die Berufsbezeichnung fiir Beamte im Justizvoll-
zug in der Laufbahn des mittleren Dienstes ist
in den Bundeslandern unterschiedlich; in Nie-
dersachsen nennt man diese Berufsgruppe z.B.
,mittlerer allgemeiner Justizvollzugsdienst”. Die
meisten Bundeslander benutzen die Bezeichnung
sallgemeiner Justizvollzugsdienst” bzw. ,AVD".
Der Einfachheit halber wird diese Berufsgruppe
im Folgenden so bezeichnet.

2

Die Ausbildungs- und Fortbildungseinrichtun-
gen fir Justizvollzugsbedienstete werden in
den Bundesléandern ebenfalls unterschiedlich
benannt; namentlich: Bildungsstatte..., Aus-.und
Fortbildungszentrum, Bildungsinstitut.... usw. Die
meisten Bundeslander verwenden den Begriff
LJustizvollzugsschule”.

Wolfgang Kahler

Stellvertretender Behdrdenleiter am Bildungsinstitut
des niedersdchsischen Justizvollzuges

Wolfgang.Koehler@bi-jv.niedersachsen.de

Neues landes-
spezifisches
Personalentwicklungs-
konzept in Branden-
burg in der praktischen
Umsetzung

Klaudius Leinkauf

m 27.09.07 endete der 1. Fachlehr-

gang zur Foérderung zukiinftiger
Fihrungskréfte in der Laufbahn des all-
gemeinenVollzugsdienstes des Landes
Brandenburg.
Dieser Fachlehrgang wurde eingerich-
tet, um den derzeitigen und kiinftigen
Herausforderungenim Justizvollzug ge-
zielterbegegnen zu kdnnen und umdie
weiterhin zu erwartenden Ressourcen-
kirzungen besserauffangenzu kdnnen.
Die Grundidee fiir diesen Fachlehrgang
stammte aus dem sdachsischen Justiz-
vollzug, wo ein solcher Lehrgang vor
kurzer Zeit durchgefiihrt wurde.

Der Brandenburger Lehrgang wur-
de auf die Landesgegebenheiten und
-bedirfnisse angepasst. Dazu gehorte
die Beriicksichtigung des langfristig an-
gelegten Veranderungs- und Entwick-
lungsprozesses des Justizvollzuges mit
dem Kernpunkt der Gleichrangigkeit
der Organisations- und Personalent-
wicklung. Diese stehen nicht nebenei-
nander, sondern greifen - sich gegen-
seitig bedingend - ineinander.

Organisationsentwicklung
(u. a.)

- gleiche Organigramme fir 2 An-
staltstypen (gro3e und kleine An-
stalten) mit jeweils nur drei Leitungs-
ebenen

- gleiche Stellenbeschreibungen fir
alle Stellen auf den drei Leitungse-
benen

- Einrichtung einer Dienstleistungsab-
teilung - Justizvollzug (Personal-und

Organisationsentwicklung, Aus-und
Fortbildung der Bediensteten, Ge-
sundheitsmanagement, Krimino-
logischer Dienst und Technische
Dienste)

- gleiche technische Ausstattung (IT)
der Anstalten, BasisWeb

- Einfihrung (weitestgehend) gleicher
Formulare furr den Vollzug

Personalentwicklung (u. a.)

- Personalentwicklungskonzeption fiir
den Justizvollzug

- Flhrungskraftelehrgange (alle Fiih-
rungskrafte)

- Anforderungsprofile fur alle Stellen
der drei Leitungsebenen

- bedarfsorientierte Fortbildung

- Fuhrungskraftezirkel

- psycho-soziale Betreuung der Be-
diensteten

Daher stellt der 1. Fachlehrgang
einen Teil dieser Entwicklung dar und
diente gleichzeitig der Fortbildungund
Gewinnung zukinftiger Fihrungskraf-
te. Wesentliches Ziel war — neben der
fachlichen Fortbildung —auch dielden-
tifikation mitden Zielen und der Mission
des Justizvollzugs sowie die Entwick-
lung eines einheitlichen Fiihrungsver-
standnisses als Grundlage effektiver
Flhrung und Zusammenarbeit.

Als Zulassungskriterien galten:

- Uberdurchschnittliche dienstliche
Leistungen - Beurteilung minde-
stens mit,vollbefriedigend”

- erfolgreicher Abschluss einer Voll-
ausbildung bei einer Bildungsein-
richtung des Justizvollzuges in
Brandenburg oder eines anderen
Bundeslandes

- mindestens sechsjahrige Dienstzeit
nach Ableistung des Vorbereitungs-
dienstes

- die Bereitschaft, sich fur die Dauer
von drei Monaten an eine Justizvoll-
zugsanstaltauBBerhalb Brandenburgs
abordnen zu lassen

- diegrundsatzliche Bereitschaft, nach
erfolgreichem Abschluss bei jeder
brandenburgischen Justizvollzugs-
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anstalt Dienst zu verrichten
- Mindestalter 25 Jahre, Hochstalter
45 Jahre

Interessenten konnten sich beim Mi-
nisterium der Justiz bewerben. Die
Auswabhl erfolgte durch eine Auswahl-
kommission. Als Auswahlkriterien
dienten die formalen Anforderungen,
die Grundsatze der Personalentwick-
lungskonzeption und eine Identifikati-
on mit einer behandlungsorientierten
Vollzugsphilosophie.

30Kandidaten/innen habensich ge-
meldet, 14 davon wurden zugelassen.
Erfreulicherweise haben alle 14 Teil-
nehmer den Fachlehrgang erfolgreich
absolviert.

Der Fachlehrgang war auf die Dauer
von 2 Jahren ausgerichtet. Der Unter-
richt erfolgte in der Regel monatlich
in Blocken von zwei bis drei Tagen. Am
Ende stand eine Abschlussprifung.

Um eine der kiinftigen dienstlichen
Herausforderung angemessene hohe
Professionalitat in der Flihrungsaus-
bildung sicherzustellen, wurden nur
Dozenten mit hoher Qualifikation und
hervorragenden didaktischen Fahig-
keiten eingesetzt. Ebenso wurde Wert
auf eine Mischung von Dozenten aus
dem eigenen Vollzug, aus dem Vollzug
anderer Lander und von,Vollzugsfrem-
den” gelegt. Von den Dozenten wur-
de erwartet, dass sie die Leistungen
der Teilnehmer am Fachlehrgang ab-
schnittsweise beurteilen und an der
Erstellung von Lernauftrdgen bzw.
Aufgabenstellungen fiir die Abschluss-
arbeiten mitwirken.Vorab mussten die
Dozenten ein Konzept fiir die entspre-
chenden Fortbildungsveranstaltungen
vorlegen.Um eine Ganzheitlichkeit der
Ausbildung zu erreichen, mussten sich
diese Konzepte einerseits inhaltlich an
den Vorgaben des Lehrplanes fiir das
jeweilige Fach und anderseits an den
Themen deranderen Unterrichtsinhalte
orientieren und mitihnen eine sinnvolle
Einheit bilden.

Wahrend der Ausbildungszeit stand
jedem Absolventen ein Mentor zur Sei-
te. Als Mentoren wurden Bedienstete
ausden Anstalten gewonnen, die selbst
Uber vielseitige Vollzugserfahrungen
verfiigen, sich in einer Fiihrungspositi-
on befinden sowie in der Lage waren,
nicht nur die Lehrgangsteilnehmer zu
unterstltzen, sondern ihnen auch ein
ehrliches, gegebenenfalls auch kri-
tisches und ,wehtuendes” Feedback
zu geben.

Der Fachlehrgang gestaltete sich
insgesamt wie folgt:

- 55 Seminartage (Fiihrungstheorie)

- Hospitation | (2 Wochen) als Wirt-
schaftspraktikum

- Hospitation Il (3 Monate) in einer JVA
eines anderen Bundeslandes

- eine Hospitation Ill (6 Wochen) in
einer brandenburgischen JVA (nicht
der Stammanstalt), verbunden mit
der Durchfiihrung eines vollzugsspe-
zifischen Projektes

- je Hospitation 2 Reflektionstage

- eine Abschlussarbeit (erweiterter

Projektbericht)

eine mindliche Priifung.

Ausbildungsinhalte

- Zielorientiertes Arbeiten

- Moderation, Visualisierung und Pra-
sentation

- Organisation und Fiihrung

- Kommunikation

- Konfliktmanagement u. Mediation
Umgang mit suchtgefahrdeten Mit-
arbeitern

- Mobbing

- Motivation der Mitarbeiter

- Teamentwicklung

- Selbstmanagement

- Lockerungen undUrlaubim Behand-
lungsprozess

- Grundregeln des behordlichen
Schriftverkehrs und desVerwaltungs-
handelns

- Kontakte und Zusammenarbeit mit
Externen, ehrenamtlichen Mitarbei-
tern sowie externen Behdrden

Die Hospitation | dauerte 2 Wochen
und musste in einem Wirtschaftun-
ternehmen durchgefiihrt werden. Die
Teilnehmer mussten sich ihren Prakti-
kumsplatz selbst suchen. Diese (selbst-
standige) Suche gehorte zu den Aufga-
ben der Ausbildung. Das ausgewahlte
Unternehmen musste Uber eine Perso-
nalabteilung und eine Personalkonzep-
tion verfligen, eine Ansprechperson aus
der Leitungsebene stellen und bereit
sein, Einblick in Personalsachvorgange
zu gewahren.

Die Hospitanten erhielten fiir dieses

Praktikum einen Lernauftrag. Sie mus-
sten sich einen Uberblick tber die
aktuellen Anforderungen an Personal-
fihrung und Personalentwicklungs-
konzepte unter den Bedingungen des
Leistungsdrucks und der Effizienzfor-
derung eines Unternehmens im freien
Wettbewerb verschaffen und das mitt-
lere Management kennenlernen.
Der Erfahrungsbericht, bei dem beson-
dererWertaufTransfermdglichkeitenin
den brandenburgischenVollzug gelegt
war, musste in Form einer Hausarbeit
vorgelegt werden.

Die Hospitation Il (dreimonatiges
Praktikum) musste in einer Justizvoll-
zugsanstalt eines anderen Bundes-
landes absolviert werden. Auch bei
dieser Suche wurde keine Hilfe gege-
ben. Die Praktika wurden insgesamt
in acht verschiedenen Bundeslandern
absolviert.

Den Hospitanten oblag, die Anstalt
in einer Kurzbeschreibung vorzustel-
len, die dortigen Grundlagen der Per-
sonalplanung, des Personaleinsatzes
sowie den Stand und die MalBnahmen
der Personalentwicklung in Erfahrung
zu bringen und aus den gewonnenen
Erfahrungen Vorschlage herauszuar-
beiten, die dem eigenen Bundesland
dienen konnten.

Nach der jeweiligen Hospitation
wurden die schriftlichen Berichte aus-
gewertet und mitdem Verfasser einzeln
ausfuihrlich besprochen. Beide Hospita-
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tionen - Hospitation | nach dem ersten
Drittel und Hospitation Il nach ca. der
Halfte des Lehrgangs — waren so plat-
ziert, dass sie eine Einschatzung des
Leistungsstandes zulieBen und gleich-
zeitig den Kandidaten Raum fiir Korrek-
turen bzw. Weiterentwicklung boten.

Nach jeder Hospitation fand eine
2-tdgige Reflexion statt. Dabei wurden
die gemachten Erfahrungenvorgestellt
und die wichtigsten davon sodann fiir
eine Prasentation und eine Diskussion
mit dem Abteilungsleiter Strafvollzug
aufgearbeitet. Bei diesem intensiven
Ideenaustausch mit dem Ministeri-
um wurden einige Vorschlage sofort
Ubernommen, andere in laufende Ent-
wicklungen eingebaut oder teilweise
abgedndert an die zustandigen Pro-
jektgruppen zur Bearbeitung weiter-
geleitet.

In derHospitation Ill lag der Schwer-
punktaufderBearbeitung eines Projek-
tes. Alle Anstalten waren aufgefordert,
Projektthemen zu benennen, die sie in
ihren Anstalten von einem externen,
aber landeseigenen Bediensteten be-
arbeiten lassen mochten. Das Projekt,
seine Ziele und die dazugehdrigen Rah-
menbedingungen mussten von den
einzelnen Anstalten grob beschrieben
und ein Tutor bestimmt werden. Fir
die Projektarbeit standen 6 Wochen
zurVerfiigung. Das Ergebnis floss in die
spater zu erbringende Abschlussarbeit
ein. Am Ende dieser Hospitation musste
ein ,Grobergebnis” vorgelegt werden,
welches von den Anstalten hinsichtlich
derFrage nach dergrundsatzlichen Ziel-
erreichung zu attestieren war.

Das Ende des Projektes stellte den
nahtlosen Ubergang in die Abschluss-
arbeit (6 Wochen) dar. Deren Inhalt war
die Darstellung des Projektverlaufs und
der konkreten Ergebnisse. Die Ergeb-
nisse mussten explizit Aspekte der
Personalfiihrung beinhalten, also eine
Rickkopplung zu den vermittelten Se-
minarinhalten darstellen.

Die Abschlussarbeit haben dann (par-
allel) die ,Projektanstalt” und die Pri-

fungskommission beurteilt. Das Ergeb-
nis derBeurteilung durch die Anstalt hat
die Prifungskommission zur Kenntnis
erhalten.

Am Ende der zweijdhrigen Ausbil-
dung hatte die Prifungskommission die
Eignung der Teilnehmer als Flihrungs-
kraft im Justizvollzug festzustellen. Die
Feststellung der Eignung wurde zu 2/3
aus der Note der miindlichen Priifung
undzu 1/3ausderNoteder Abschlussar-
beitgebildet.IndermiindlichenPriifung
haben die KandidatenzumThemaihres
Projektes einen Kurzvortrag gehalten
und mussten ihre Abschlussarbeit (er-
weitertes Projektergebnis) verteidigen.
Dem schloss sich eine Gruppenarbeit
an,inderdieTeilnehmergemeinsam ein
klassisches Thema aus dem Vollzug (z.
B. Behandlung oder Personalfiihrung)
bearbeiteten. Bei der Prasentation,
der Gruppenarbeit und der Einzelbe-
fragung der Kandidaten wurden das
vermittelte Personlichkeitsbild und das
Verhalten in der Gruppe bewertet. Als
Kriterien im Gruppenverhalten galten:
soziale Kompetenz, Ubernahme der
Gesprachsfiihrung, inhaltliche Beitra-
ge, Argumentationsfihigkeit, Uberzeu-
gungskraft, Eigeninitiative sowie eigene
Lésungsvorschlage.

Am Ende der Priifung wurde den Ab-
solventen durch die Kommission nicht
nur das faktische Ergebnis mitgeteilt,
sondern auch eine Einschatzung ihrer
jweiligen Leistungsfahigkeit und Eig-
nung als Fihrungskraft. Dazu gehorte
auch, dass ihnen ihre Starken und die
noch nicht so gut entwickeltem Seiten
aufgezeigt wurden.

Am Ende des 1. Fachlehrgangs
wurden den Absolventen im Beisein
der Ministerin der Justiz, Frau Beate
Blechinger, durch den Abteilungsleiter
Strafvollzug, Herrn Manfred Koldehoff,
und den Priifungsausschussvorsitzen-
den, Herrn Oliver Allolio (ein erfahrener
Anstaltsleiter), die Abschlusszertifikate
ausgehandigt.

Alle Absolventen werden, sofern
nicht schon geschehen, mit entspre-
chenden Fihrungsaufgaben betraut.

Um die erreichte Qualitat und
Quialifikation nicht durch den Alltag
versickern zu lassen, werden Qualitats-
zirkel aufgebaut. Hier sollen sich die
Flhrungskrafte gezielt austauschen,
informieren und gegenseitig kollegial
beraten.

Auf der Grundlage der iberaus po-
sitiven Erfahrungen dieser beschriebe-
nen Flhrungskrafteausbildung steht
fur den Justizvollzug des Landes Bran-
denburg fest, dass kiinftig von allen
neuen FlUhrungskraften verlangt wird,
sich durch eine vom Land organisierte
und finanzierte Flihrungskrafteausbil-
dung auf die neuen Aufgabenstellun-
gen vorzubereiten. Diese Ausbildung
endet jeweils mit einer umfassenden
Eignungsprifung, wobei nur der er-
folgreiche Abschluss den Aufstiegin ein
héherwertiges Amt moglich macht.

Klaudius Leinkauf

Leiter der Dienstleistungsabteilung fiir den Justizvollzug
Brandenburg
klaudius.leinkauf@justizvollzug.brandenburg.de

Tagung:

Interdisziplindre
Kooperationim
Jugendstrafverfahren

Veranstalter: DVJJ
17.-19. September 2008

Veranstalter: DVJJ
Tel.: 0511-3180660
www.dvjj.de
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Potenziale des AVD im
Wandel der Zeit

gezielt nutzen
— Die Sicht einer Anstaltsleiterin —

Agnete Mauruschat

as Berufsbild des Allgemeinen

Vollzugsdienstes hat sich in den
vergangenen 17 Jahren gerade in den
neuen Bundeslandern grundlegend
geandert.

In der DDR gehorte der Strafvoll-
zug zu den bewaffneten Organen und
war dem entsprechend streng milita-
risch organisiert. Nicht nur dass diese
klaren Hierarchien eine andere Hand-
lungssicherheit gaben; Mitglied der be-
waffneten Organe zu sein, bedeutete
eine andere gesellschaftliche Position.
Zwar waren die Arbeitsbedingungen
der Bediensteten im Strafvollzug fir
AuBenstehende kaum bekannt. Man
war aber untereinander eine eng ver-
bundene Gemeinschaft, die weitin das
Privatleben hineinreichte und mitderen
Hilfe man das tagliche Leben i.d.R. gut
meistern konnte. So sorgte zum Beispiel
der Strafvollzug durch ein ausgepréagtes
Wohnungsbauprogramm fir seine Mit-
arbeiter.

RegelmaBige Wehriibungen fiihrten
den Mitarbeiternimmer wieder vor Au-
gen, wie wichtig sie neben ihrer origi-
naren Aufgabe auch als Teil der Lan-
desverteidigung von Staat genommen
wurden?

Die Neuorganisation des Justizvoll-
zuges nach der Wende wirkte zundchst
sehr verunsichernd auf die Bedienste-
ten. Unabhéangig von der Frage einer
Ubernahme in den bundesrepublika-
nischen Justizvollzug musste ein neues
eigenes Berufsbild definiert werden.

Mit der neuen Uniform zogen auch
neue Inhalte in den Berufsalltag ein.War
zu DDR-Zeiten die Sicherheit oberstes

Primat, kamen nun verstarkt— tGber die
bloBe Versorgung hinaus - Behand-
lungsaufgaben hinzu. Hier das gesetz-
lich gewollte Gleichgewicht zu finden,
stellte eine groBe Herausforderung
dar.

Da auch die Arbeitsmdglichkeiten
fur Gefangene drastisch zurlickgingen,
musste der Tagesablauf ganz neu ge-
staltet werden. Zuvor hatten die Gefan-
genen zumTeilim Dreischichtensystem
gearbeitet und waren vonVorarbeitern
und ,Stubenaltesten” gefiihrt worden.
Mit Inkrafttreten des bundesrepubili-
kanischen Strafvollzugsgesetztes fiel
dieses Ordnungselement ersatzlos
weg.

Firviele ungewohntwarauch, dass
Frauen pl6tzlich nichtnurin derVerwal-
tung bzw. im Betriebsdienst, sondern
auch im geschlossenen Mannervoll-
zug Stationsdienst leisten mussten.
Fur viele Frauen bedeutete der Einsatz
unmittelbar auf den Stationen zwar
einen Karrieresprung, mit dem Wegfall
der anstaltsinternen Kinderbetreuung
wurden die Frauen aber vor neue Pro-
bleme gestellt. Die Familien waren nun-
mehr auf Kinderbetreuungsplatze der
stadtischen Einrichtungen angewiesen,
deren Offnungszeiten oftnicht schicht-
freundlich waren.

Die Umstellungs- und Anpassungs-
leistung vollzog sich unter giinstigen
Bedingungen. Die Gefangenenzahlen
waren noch gering, die Personalstarke
gut.*

Eine weitere Herausforderung stell-
ten die intensiv und in hoher Zahl neu
ausgebildeten Mitarbeiter dar.Zunachst
waren Anwarterin die alten Bundeslan-
der zur Ausbildung geschickt worden.®
Diese Bediensteten trafen mit dem Be-
wusstsein,am StVollzG geschultworden
zu sein und damitdas,richtige Wissen”
gelernt zu haben, auf die Gbernom-
menen Mitarbeiter. Diese hatten zwar
Anpassungslehrgange im Rahmen des
Einigungsvertrages absolviert®, hatten
aber dafirr eine gro3e Berufsroutine

und Lebenserfahrung. Hier einen har-
monischen Ausgleich zu schaffen, war
fur die Fihrungskréfte eine enorme He-
rausforderung.Wo dieses gelang, konn-
ten beide Seiten gewinnbringend von
einander lernen. Auch heute noch ist
dieser Ausgleich eine Fiihrungsaufga-
be, wie zum Beispiel bei der Frage von
Beforderungen in besonderer Weise
deutlich wird.

Mitte der 90ziger Jahre galt es, sich
auf einen landesweiten Organisations-
entwicklungsprozess einzulassen. Der
Allgemeine Vollzugsdienst war gefor-
dert, seine Aufgaben zu betrachten,
einer Bewertung zu unterziehen und
Verbesserungsvorschldge zu erarbei-
ten. Leitideen waren zu entwickeln
und Erfolgskriterien zu benennen.
Dies setzte eine zuvor nicht gelebte
intensive  Kommunikation zwischen
allen Berufsgruppen in Gang. Erstmals
prasentierten sich Mitarbeiter des All-
gemeinen Vollzugsdienstes als Exper-
ten einer justizinternen Offentlichkeit
und zogen daraus ein neues Selbst-
bewusstsein.” Zwar gab es schon in
der DDR sog. anstaltsinterne Werber,
deren Aufgabe es war, neue Mitarbeiter
zu rekrutieren. Die in diesem Zusam-
menhang gefiihrten Gesprache hatten
aberweniger die objektive Prasentation
des Gesamtsystems als vielmehr das
,Schmackhaftmachen” des Arbeits-
platzes Strafvollzug zum Inhalt.?

Initiiert durch den Organisations-
entwicklungsprozess gehort es mitt-
lerweile selbstverstandlich zu den
Aufgaben einer Justizvollzugsanstaltin
Mecklenburg-Vorpommern, Offentlich-
keitsarbeit zu machen. Auch hier hat es
zunachst viel Skepsis und Besorgnisse
gerade bei den Mitarbeitern des Allge-
meinen Vollzugsdienstes gegeben. In
der DDRwar der Justizvollzug eine,Ge-
heimbehorde”, deren bloRe Existenz,
geschweige denn deren Inhalte, schon
nichtim Bewusstsein der Offentlichkeit
verankert war®. Dieses Arbeitenim,Ver-
borgenen” - nurkontrolliertvon der or-
ganisationseigenen Hierarchie - fiihrte
zu einer beruhigenden Sicherheit. Zu-
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mindest wurde die eigene Arbeit nicht
von der Offentlichkeit oder von den Me-
dien kommentiert oder sogar kritisiert.
Mittlerweile ist es selbstverstandlich,
dass Mitarbeiter des Allgemeinen Voll-
zugsdienstes stolz ihren Arbeitsbereich
Externen vorstellen. Gleichermallen be-
stehenimmer weniger Beflirchtungen,
sich auch als Person in den Medien zu
prasentieren.

Seit geraumer Zeitfindetzum einen
eine deutliche Aufgabenverdichtung
statt; zum anderen definiert sich der
Justizvollzug immer starker als Teil der
Gesamtaufgabe ,Sicherheit” und ver-
zahnt sich daher zum Beispiel immer
enger mit den Sozialen Diensten der
Justiz.

Die Aufgabenverdichtung ist Folge
eines standigen Personalabbaus.'® Die
vorhandenen Aufgaben missen von
immer weniger Mitarbeitern geleistet
werden. Um das standige Bemihen
um eine Qualitatsverbesserung des
Justizvollzuges nicht ad absurdum zu
flhren, stehtneben der Arbeitsverdich-
tungauch die Aufgabenkritik. Dies flihrt
wiederum zu einer Veranderung des
Aufgabenspektrums des Allgemeinen
Vollzugsdienstes. Eine immer grofere
Spezialisierung greift Platz. Es gibt Be-
dienstete des Allgemeinen Vollzugs-
dienstes, die als Arbeitsschwerpunkt
die Betreuung von Gefangenen haben.
Dies bedeutet nicht nur, als Kommuni-
kationspartner zur Verfligung zu ste-
hen, sondern auch Wahrnehmungen
Uber das Verhalten von Gefangenen
nach einer bestimmten Systematik zu
registrieren und fir den Vollzug zu do-
kumentieren. Straftatbearbeitung und
soziales Training kdnnen zum Aufga-
benspektrum einzelner Mitarbeiter ge-
horen. Ferner arbeiten Mitarbeiter des
Allgemeinen Vollzugsdienstes in allen
Justizvollzugsanstalten des Landes im
standardisierten Aufnahmeverfahren
mit, in dem sie bestimmte Behand-
lungsuntersuchungen eigenverant-
wortlich vornehmen. Vereinzelt haben
sich schon Mitarbeiter des AVD fiir die
Durchfiihrung von psychologischen

Testungen im Rahmen der Diagnostik
qualifiziert. Wiederum andere Mitarbei-
ter engagieren sich in der Ausbildung
der Anwaérter und beschreiten dort
immer weiteres Neuland'' Der Justiz-
vollzug in Mecklenburg-Vorpommern
hat gezielt auf diese Veranderungen -
dhnlich wie andere Bundeslander auch
schon'? - reagiert und bietet erstmals
2008 einen zweijdhrigen Lehrgang fiir
+Nachwuchskrafte des Allgemeinen
Vollzugsdienstes” an.

DieVerzahnungdes Justizvollzuges
und der sozialen Dienste'® bedeutet
fur die Mitarbeiter des Allgemeinen
Vollzugsdienstes auch insofern eine
Weiterentwicklung ihrer Berufsinhalte,
als es zum Beispiel jetzt gemeinsame
Vollzugsplankonferenzen mit den Be-
wahrungshelfern gibt, um das dortige
Wissen unmittelbar fiir den Justizvoll-
zug nutzbar zu machen. Gerade in der
Entlassungsphase wird eine sehr enge
Zusammenarbeit und klare Aufgaben-
teilung angestrebt. Eine erfolgreiche
Kooperation kann nur gelingen, wenn
ein besseres Verstandnis fiir die jewei-
lige Arbeit des anderen geweckt wird.
Daher haben erstmals Anwadrter aus
demVollzug beiden Sozialen Diensten
der Justiz hospitiert.

Dievergangenensiebzehn Jahre ha-
ben gezeigt, dass der AVD einem stan-
digenWandel der Berufsanforderungen
und des Berufsbildes unterworfen ist.
Der AVD ist zu Veréanderungen bereit
und tragt aufgrund des innovativen
Potentials, das in ihm steckt, deutlich
zur Qualitatsverbesserung des Justiz-
vollzuges bei. Mit diesem Pfund gilt es
zu wuchern und es nicht — mit Verweis
auf vermeidliche Sparzwénge - zu ver-
graben.

1

In der Stadt Biitzow wurden im Zeitraum Ende
der 50er Jahre bis 1990 von Gefangenen ca. 750
Wohneinheiten gebaut. Bei der Wohnungsver-
gabe wurden die Bediensteten der StVE Butzow
bevorzugt berlcksichtigt. Weiterhin wurden von

Gefangene ca. 20 Eigenheime fiir Angehorige des
Strafvollzuges errichtet.

2

Mitarbeiter der StVE Biitzow nahmen Sicherungs-
aufgaben an der Bahnstrecke beim Besuch des
Bundeskanzler Helmut Schmidtin Giistrow 1981
wabhr.

3

In der StVE Bitzow gab es 1990 keine Frauen
im Stationsdienst. Von 230 Mitarbeitern waren
38 Frauen. 15 von diesen wechselten ab 1990 in
den Stationsdienst.

4

In der JVA Biitzow waren 1990 nach drei Amne-
stien noch ca. 100 Gefangene inhaftiert. lhnen
standen 230 Mitarbeiter gegentiber.

5

Ab 1991 wurden zunéchst 25 Anwarter in Schles-
wig-Holstein und 15 Anwarter in Nordrhein-
Westfalen ausgebildet.

6

In der Zeit von 1991-1993 erhielten alle Mitar-
beiter des JVA Biitzow drei einwochige Anpas-
sungslehrgange

7

Allein in der JVA Bitzow haben 9 Teams eine
eigene Leitidee mit Erfolgskriterien entwickelt
und dem Lenkungsausschuss prasentiert.

8

In der StVE Biitzow gab es pro erfolgreicher An-
werbung 200,00 M Werbepramie.

9

Die StVE Buitzow hatte bis zur Wende keine allge-
mein bekannte postalische Adresse. 1990 wurde
derKuhlungsbornerstr. die Hausnummer 29a fir
die JVA Butzow hinzugefiigt.

10

Im Jahr 2001 hatte die JVA Biitzow 230 Bedien-
stete ; im Jahr 2007 hatte sie 196 Bedienstete im
Allgemeinen Vollzugsdienst.

11

So wird von Mitarbeitern des AVD in der JVA
Bltzow in einer nachgebauten Station unter
Anleitung der BJV ein mehrtédgiges Situations-
training fur Anwarter durchgefiihrt.

12

Z.B. Brandenburg.

13

Das Programm firmiert unter dem Namen InStar
In(tegrale)St(raffalligen)ar(beit).

Agnete Mauruschat

Leiterin der JVA Biitzow

agnete mauruschat@jva-buetzow.mv-justiz.de
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Der Glaube macht selig

— aber keine effektive Ausbildung des AVD

Jiirgen Herzog

Soziale Systeme neigen dazuy, in ih-
rem Zustand zu verharren. Dazu
gehdrenauch Ausbildungssysteme, wie
beispielsweise die Ausbildung des AVD.
MaBgebliche Griinde hierfir sind die
unterschiedlichsten Einfliisse wie Ge-
wohnheiten und Routinen der Akteure,
Besitzstande, Angst vorVeranderungen
usw. Letztlich bedarf es meist groBeren
Druckes von auf3en, die ein solches Sy-
stemzugrundlegendenVeranderungen
zwingen, nachdem die Systeme selber
schon langere Zeit nicht mehr optimal
bzw. effektiv gearbeitet haben. Zuvor
hat es zwar kleinere Veranderungen
gegeben, aber ein notwendiger Wech-
sel des Gesamtsystems hat trotz allem
nicht stattgefunden.

Auf der Ebene des handlungslei-
tenden Bewusstseins bzw. Gesamtsy-
stems sprechenwir beigrundlegenden
Strukturveranderungen von einem Pa-
radigmenwechsel. Im Vollzug hat solch
ein Wechsel beispielsweise vor ca. 40
Jahren beim Ubergang von Verwahr-
zum Behandlungsvollzug stattgefun-
den. Entsprechend musste auch das
Ausbildungssystem des seinerzeitigen
Aufsichtsdienstes verdandert werden:
Statt sicherer Verwahrung trat nun die
Behandlung in den Vordergrund, der
Beruf wurde als sozialer Beruf definiert
und entsprechend Facher wie Padago-
gikundPsychologiein den Facherkanon
aufgenommen.

Fastvier Jahrzehntelang hatsich dieses
System mit kleinen Anderungen erhal-
ten. Allmahlich scheint es allerdings
wieder flr einen Paradigmenwechsel
fallig zu sein. Erste Ansdtze kommen
bereits aus der Politik, scheinen aber
eher einen Riickfall in Richtung auf das
alte System des Verwahrvollzuges an-
zustreben. Noch tut man sich schwer,
solch restriktive Schritte zu gehen, aber
offensichtlich scheint immerhin, dass
derletzte Wechsel des Systems nicht die

erhofften Ergebnisse gebracht hat. Hat-
tedie Ausbildung des AVDinden letzten
Jahrzehnten nachweislich die erhofften
positiven Effekte im Hinblick auf Ge-
waltverhinderung, Verminderung von
Rickfall oder Ahnliches bewirkt, wer
wirde eine restriktive Entwicklung an-
denken geschweige denn empfehlen?
Will man keinen Ruckschritt, sondern
einen echten Fortschritt in der Ausbil-
dung des AVD, so kommt man aller-
dings auch dann um eine grundsatz-
liche, paradigmenhafte Verdnderung
des Systems nicht herum. Um diese zu
erreichen, bedarf es neben des dule-
ren Drucks auch einerVeranderung der
vorherrschenden Glaubenssatze bzw.
Pramissen, die unser Handeln - haufig
unbewusst - leiten und die ich im Fol-
genden beispielhaft in Frage stellen
mochte.

Eine langere Ausbildungszeit
ist besser als eine kiirzere

Grundsatzlich kénnte man davon aus-
gehen, dass eine langere Ausbildungs-
zeit eine grindlichere Ausbildung er-
maoglichtals einekiirzere, insbesondere
dann, wenn es darum geht, nicht nur
Wissen, sondern auch Einstellungen
und Haltungen zu veréandern. Das setzt
allerdings voraus, dass die Ausbildung
nicht in einem Praxissystem erfolgt,
das Werte und Normen vermittelt, die
den offiziellen, nominellen Zielen der
Ausbildung zumindestin wesentlichen
Teilbereichen entgegenstehen. Umdies
zu verhindern, muss eine Praxisaus-
bildung stark gesteuert und standig
theoretisch begleitet bzw. aufgearbei-
tet und hinterfragt werden. Uberlésst
man die Auszubildenden dagegen der
,Subkultur der Praxis”, so werden sie
eher die dort herrschenden Werte und
Normen libernehmen, da diese ihnen
ein relativ problemfreies Uberleben in
der vollzuglichen Praxis ermdglichen.

Das scheint heutzutage zum grof3en
Teil der Fall zu sein. Immer wieder ist
zu horen, dass Anwaérter nach schon
einer relativ kurzen Praxisphase sozu-
sagen ,verdorben” in die theoretische
Ausbildung zurlickkehren. Und kurze
Zeit nach der Ausbildung haben sich
dann auch diejenigen angepasst, die
nicht schon zuvor unter dem Druck der
Kollegen nachgegeben oderresigniert
haben.

Sozialwissenschaftliche
Inhalte der Ausbildung
bewirken mehr soziale
Kompetenz

Sozialwissenschaftliche Inhalte, wie
solche padagogischer, psychologischer
odergarsoziologischer Artkbnnen zwar
Bewusstsein verandern, aber bewirken,
wenn sie nicht den grundlegenden
Einstellungen der Lernenden entspre-
chen, kaumVerhaltensanderungen. Di-
ese werden eher durch die konkrete,
aber abweichende Praxis bewirkt, da
bekanntlich kognitive Dissonanzen
zwischen Einstellungen und tatsach-
lichen Verhéltnissen auf ldangere Sicht
zur Bewusstseinsanderung in Richtung
auf die realen Verhaltnisse fihren. Le-
diglich bei denjenigen Lernenden, die
fir solche bewusstseinsverandernde
Inhalte aufgeschlossen sind, kénnen
verhaltensrelevante Einfliisse auf de-
ren berufliche Praxis erwartet werden
und das nur, sofern die theoretischen
Inhalte mit der praktischen Anwendung
- und das Uber langere Zeit — verkop-
pelt werden. Ich bezweifele, dass wir
solcheVerhéltnisse in dervollzuglichen
Ausbildung und Praxis vorfinden, und
daher die theoretischen Inhalte in den
meisten Fallen keine praktische Rele-
vanz besitzen. Soziale Kompetenz wird
ggf.schonindie Ausbildung miteinge-
bracht. Wer Grundkompetenzen und
entsprechende Einstellungen nichtvon
vornherein besitzt, wird sie im System
des Vollzuges letztlich nicht langfristig
erwerben bzw. erhalten kénnen.
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Beamte sind fiir den Beruf
des Vollzugsmitarbeiters
besser geeignete als andere
Beschiftigte

Immer wieder wird von politischer Seite
betont, dassVollzugsbedienstete Beam-
te sein mussten.

Einformaler Grund istin diesem Zusam-
menhang die Ausiibung hoheitsrecht-
licher Aufgaben, die laut Grundgesetz
nur Beamte vollziehen dirfen. Man
konnte aber dabei auch den Eindruck
gewinnen, verbeamtetes Personal sei
grundsatzlich geeigneteralsandere Be-
schaftigte. Offensichtlich ist dies nicht
so gemeint, sondern es steht eher der
Gedanke dahinter, die Vollzugsbedien-
steten nicht der Konkurrenz des freien
Arbeitsmarktes zu Uberlassen und sie
damit zu minimal ausgebildetem und
gering bezahltem Personal, letztlich also
wieder zu reinen Aufsehern bzw. War-
tern herabzuwdrdigen. In erster Linie
mag man damit die Berufsverbande der
Bediensteten und vielleicht noch die Of-
fentlichkeit, die allerdings weitgehend
an kurzfristiger, nicht aber so sehr an
langfristig Uber Sozialisation erreichter
Sicherheit interessiert ist, beruhigen.
Formal wird man sogar dem Art. 33 des
Grundgesetzes gerecht, das regelmaBig
eine Beschaftigung von Beamten vor-
schreibt, Andererseits aber muss man
sehen, dass das sichere Beschaftigungs-
system derVollzugsbeamten ohne aus-
gereifte innere Konkurrenz und ohne
entsprechende Sanktionsmechanis-
men letztlich zu einem tragen Apparat
fuhrt, fir dessen Mitarbeiter es kaum
Anreize gibt, sichzuengagieren, sichzu
entwickeln oder sich gar grundlegend
zu verandern. Viele Bedienstete leiden
unter dem Zustand derVerharrung und
vielen tate Unsicherheit geradezu gut
bzw. ware gesundheitsférdernd.

Eine ausgepragte
vollzugliche Praxisorientie-
rung der Ausbildung schafft
effektivere Arbeitsergebnisse

Ausbildungsollteimmerpraxisorientiert
sein,denn die Auszubildenden sollenin

der beruflichen Praxis neue Kenntnisse,
Fahigkeiten und Fertigkeiten erlernen
und anwenden. Fiir eine Weiterentwick-
lung der Ausbildung bzw. der Qualifizie-
rung der Bedienstetenistallerdings eine
Ausrichtung auf die bestehende Praxis
auch hinderlich. Nur wer das System
von aufen betrachtet, kann erkennen,
welche Fehler es hat, kann ggf. die Kraft
aufbringen, sich gegen den Druck der
Praktiker — zumal in einem ausgepragt
konservativen Umfeld der Justiz — mit
veranderndenImpulsen einzubringen.
Am ehesten waren im bestehenden
System die Theoretiker zu solchen
Impulsen herausgefordert. Allerdings
kommen auch diese Lehrkrdfte zum
grof3enTeil aus der vollzuglichen Praxis
bzw. sind Uber Jahre und Jahrzehntein
der Ausbildung verhaftet und haben da-
mit den Blick fiir Neues und notwenige
Veranderungen bereits verloren.

Eine hohere Besoldung
schafft motiviertere und
qualifiziertere
Vollzugsbedienstete

Eine hohere Besoldung schafft grund-
satzlich keine hohere Arbeitsmotivati-
on. Lediglich der Aufstieg — von welcher
Besoldungsstufe auchimmer - kannfir
kurze Zeit eine erhohte Arbeitsleistung
bewirken. Der Aufstieg von A7 nach A8
odergarnach A9 erbringt de fakto eher
eine erhohte Anpassung an informelle
Normen als an eine erhohte Leistung.
Viel wichtiger wdren hier ausgefeilte
Aufstiegsmoglichkeiten, die nichtreine
Anpassung, sondern effektive Leistung
- die auch unbequem sein kann - be-
lohnen. Leistungsmotivationist grund-
satzlich keine vorherrschende Haltung
im Vollzug, da Sicherheit und nicht die
berufliche Karriere ein wesentliches
Eingangsmotiv fiir die Beschéftigten
darstellt.

Eine interne Ausbildung ist in
jedem Fall einer externen
vorzuziehen

Furdie praktische Ausbildungisteinein-
terne Ausbildung sicher unabdingbar.

Fir die theoretische Ausbildung mag
dies allerdings bezweifelt werden. Eine
externeTheorieausbildung, die zusam-
men mitanderen Berufsgruppen durch-
gefiihrt wird, kann in der Regel auf
groBere Ressourcen von Lehrkraften,
Lehr- und Lernmitteln zurlickgreifen
und ermdglicht einenintensiveren Aus-
tausch mitstarkeren externen Impulsen
als eineinterne Qualifizierung. Die Lehr-
krafte sind ggf. professioneller auf die
Unterrichtstatigkeit aus- und fortgebil-
det. Letztlich kann eine Ubergreifende
Praxis- bzw. Grundausbildung mit ent-
sprechender libergreifender Laufbahn-
befdhigung zu einer starkeren Mobilitat
der spateren Bediensteten fliihren. Wie
vieleVollzugsbedienstete des AVD sind
nach Jahren vollzuglicher Ausbildung
furdenVollzug nicht mehr geeignet und
konnten mit einer Ubergreifenden Aus-
bildung und entsprechender Mobilitat
effektivund personlich auch gliicklicher
in anderen Berufsbereichen eingesetzt
werden. Diese Mobilitat wiirde auch
demVollzugim Laufe der Jahre standig
neue Impulse bringen und das System
lebendiger gestalten.

Vollzugliche Praktiker und
Theoretiker konnen die
Effektivitat der Ausbildung
am besten beurteilen

Bislang entscheiden vollzugliche Insi-
der Uber die Struktur und die Qualitat
der Ausbildung. Dabei gibt es in der
heutigen Ausbildung des AVD kaum
ein effektives Controllingsystem. Selbst
wenn es dieses gabe, so kdnnte man be-
zweifeln, ob die Macher der Ausbildung
die optimalen Controller waren.Immer-
hin neigen Insider zu blinden Flecken
in ihrer professionellen Wahrnehmung
und haben aufgrundihrer eigenen Inte-
ressen mit AbwehroderVerdrangung zu
tun.Ein System, das nicht Gbereine aus-
reichende Konkurrenz oder zumindest
ein Benchmarking verfligt, bedarf aber
eines umso ausgefeilteren externen
Controllingsystems. Sonst verharrt das
Systemim alten Zustand und legitimiert
sich hochstens auf unterschiedliche Wei-
se immer wieder selber.
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Fazit

Meine Ausfiihrungen sollen keinesfalls
die teilweise beachtlichen Leistungen
der Ausbildung und der AVD-Bedien-
steten herabmindern. Aber sie sollen
doch die genannten Glaubenssatze in
Frage stellen, um damit notwendige
Reformen zu begtinstigen. Damit mei-
neichinersterLinie Neuorientierungen,
die Uber kleinere Verdnderungen, wie
beispielsweise den Austausch be-
stimmterThemen der Ausbildung oder
die Verschiebung in der Fachergewich-
tung hinausgehen.Wieich hore, istman
in einem Bundesland bereits dabei,
Uberlegungen anzustellen, die Ausbil-
dung des AVD mit der Fortbildung zu
verkoppeln. Das ware beispielsweise
schon eher ein Schritt, der einem not-
wendigen Paradigmenwechsel naher
kdame. Solche Impulse sind derzeit von-
noten und es bedarf mutiger Krafte in
der beruflichen Praxis, der Ausbildung,
aber auch in Politik und Verwaltung,
diese Veranderungen zu initiieren und
zu gestalten.
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Wie steht es mit der ,Fithrung” im Justizvollzug?

Riidiger Wohlgemuth

Fithrung ist im Justizvollzug
kein Thema. Warum?

Jeder fachlich orientierte Aufsatz be-
ginnt mit einer Recherche: Was haben
die geschéatzten Kolleginnen und Kol-
legen in den letzten 20 Jahren schon
dazu geschrieben? Das liberraschende
Ergebnisist,dassdasThemaFiihrungim
Justizvollzug in den letzten 20 Jahren
weder in der ,Blauen Zeitschrift” noch
inden Gibrigen Fachpublikationen tiber
den Justizvollzug bearbeitet wurde. Of-
fenbar ist Fihrung kein Thema im Ju-
stizvollzug. Das liberrascht umso mehr,
wenn man die ohne eine Datenbank
nicht mehr zu Uberblickende Vielzahl
und Vielfalt von vorwissenschaftlichen
Artikeln, aber auch die zahllosen seri-
O0sen wissenschaftlichen Forschungs-
arbeiten bedenkt’, und sieht, welchen
Raum das FlUhrungsthema in anderen
Verwaltungen oder garin derWirtschaft
einnimmt. Es gibt auch innerhalb der
Justizvollzugsverwaltung gentigend
Mitarbeiter, die sich als Fiihrungskraf-
te verstehen, aber Erfahrungsberichte
oder gar Forschungsergebnisse zu
Flhrung im Justizvollzug sind nicht zu
finden. Man kann nun verschiedene
Vermutungen anstellen, warum das so
ist:

Fiihrung ist Aufgabe der Politik

Die Fihrungskrafte schreiben nicht Giber
Flhrung, weil sie eine Fihrungsaufgabe
furr sich gar nicht sehen. Sie verstehen
sich alsVerwalter, Leiter, Manager, Funk-
tiondre u.a.m., Fihrung schreiben sie
aber der Politik zu.

Fiihrung wird schon iiberall
praktiziert

Das Fiihrungsverstandnis isthomogen
und Fiihrungskompetenzist tiberall vor-
handen, so dass es tberflissig ist, sich
damit noch zu beschéftigen.

Die Wissenschaft hat noch nichts
Verwertbares zum Thema Fiihrung
hervorgebracht

Die Fuhrungsforschung habe nach
besonderen individuellen Merkmalen
und/oder nach gesetzmallig ablau-
fenden sozialen Prozessen geforscht.
Dabei seien eine Vielfalt von durchaus
plausiblen Merkmalen oder Prozessen
herausgekommen, die das Verhalten
von Menschen erkldren oder beeinflus-
sen. Welche von ihnen aber die wich-
tigsten seien, sei nicht zu erkennen.
Die FUhrungsforschung habe vor der
schieren Vielfalt der Variablen kapitu-
liert. Eine Filhrungsdogmatik lasst sich
aus den bisherigen wissenschaftlichen
Ergebnissen nicht herleiten. Gemein-
sam sei lediglich die Erkenntnis, dass
es Fihrungsaufgabe sei,,Consideration
and Structure” herzustellen. Fir derar-
tige Selbstverstandlichkeiten brauche
man aber keine Veroffentlichungen.

Wir beteiligen uns nicht an Quack-
salberei

Mit der unwissenschaftlichen Vermark-
tung von Flhrungsthemen lassen sich
zwar erquickliche Honorare erzielen, es
bleibt aber Quacksalberei.

Es gibtTausende von Artikeln, Blichern,
Ratgebern und Trainern, die mit All-
gemeinplatzen, personlichem Erfah-
rungswissen oder einer einseitigen
Fliihrungstheorie Geschafte machen.
Das funktioniert, weil Parvenis und
Dilettanten auf der Suche nach Mani-
pulationsinstrumenten sind. An diesem
Spektakelsollte sich dieVollzugsverwal-
tung nicht beteiligen.

Ob diese oder andere Vermutungen
die Abstinenz der Vollzugsgemeinde
beim Thema Flhrung erklart, wird viel-
leicht deutlicher, wenn wir den Begriff
Fihrung von anderen Begriffen und
Methoden der Steuerung von Institu-
tionen trennen.
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Was ist Fiihrung?

Nach Bass ?ist” Fiihrung eine Interakti-
on zwischen Mitgliedern einer Gruppe,
wobei Fihrer Wandlungstrager sind,
deren Handlungen andere Menschen
stérker beeinflussen als die Hand-
lungen anderer Menschen sie selbst
beeinflussen. Fiihrung entsteht, wenn
ein Gruppenmitglied die Motivation/
Kompetenzen anderer in der Gruppe
modifiziert.”

Diese Definition gibt der fiihren-

den Person eine bevorzugte Rolle. Bei
anderen Forschern entsteht Flihrung
eher gleichrangig aus den Beziehungs-
netzen, die zwischen Gefiihrten und
Fihrer/-in bei der Verfolgung einer ge-
meinsamen ldee entstehen.
Die vielfaltigen Flihrungstheorien ha-
ben die unterschiedlichsten Definiti-
onenerbracht.Esistihnenabergemein,
dass:

- Fihrung in einem sozialen Ubertra-
gungsprozess entsteht,

- zurfreiwilligen Ubernahme von Hal-
tungen und/oder Leistungen flhrt,
die auch als eigene Bereicherung
empfunden werden.

Durch dieses Kernelementeiner an-
stiftenden und bereichernden Funk-
tion unterscheidet sich Fihrung von
Management, Leitung, Steuerung, Wei-
sungen, Verfiigungen und anderen ad-
ministrativen Bemihungen.

Wenn Flhrung aber das Konstrukt
ist, mit dem wir bereichernde Uber-
tragungsprozesse umschreiben,ahnen
wir, wie unlbersehbar vielfaltig bei
Menschen in den unterschiedlichsten
Kontexten ,Flihrung” stattfindet, dass
dahereine endgliltige Abgrenzung des
Fihrungsbegriffs gar nicht stattfinden
kann.

Die Flhrungsforschung hat aller-
dings versucht, das weite Feld ,Fiih-
rung” mit der Benennung einzelner
Faktoren etwas aufzuhellen.

Wikipedia ordnet die zu Fiihrung
entstandenen Theorien so:

.Der klassische Eigenschaftsansatz,
der Fiihrung vor allem von den Eigen-
schaften der Flihrungskraft,- die ja auch
nur ein hypothetisches Konstrukt sind,-
abhdngig macht, wird als zu vereinfa-
chend angesehen und gilt als tiberholt.
Ebenfalls als (iberholt angesehen werden
die Verhaltenstheorien. Die ausschliel3-
liche Berticksichtigung des Verhaltens
von Fiihrungskrdften liefert keine befrie-
digenden Antworten bei Organisationen
mit komplexen Anforderungen. Um der
Kritik an oben angefiihrten Fiihrungs-
theorien zu begegnen, beriicksichtigen
die Kontingenztheorien zusdtzlich die
Situation und gehen davon aus, dass die
Effektivitcit eines Fiihrungsstils vom Vor-
handensein bestimmter Situationsmerk-
male abhdngt. Aber auch diese Modelle
beriicksichtigen nur eine reduzierte An-
zahldertatsdchlich in der Realitdt auftre-
tenden Faktoren. Fiihrungstheorien, die
sich an Grundlagentheorien (vor allem
attributionstheoretische, motivationsthe-
oretische und lerntheoretische Ansditze)
orientieren, versuchendas Flihrungshan-
deln aus einer sehr allgemeinen Perspek-
tive zu analysieren. Durch deren hheren
Abstraktionsgrad ist mitihnen aber auch
immer ein Defizit an anwendungsreifen
Gestaltungsvorschldgen verbunden.

In den letzten Jahren wird verstdrkt
charismatische, transformale bzw. visi-
ondre Flihrung diskutiert und Fiihrung
dabei in erster Linie auf die Person des
Fiihrenden und ihre Eigenschaften und
Féhigkeiten reduziert. MitreiBende visi-
ondre Flihrungspersénlichkeiten sollen
die Mitarbeiter begeistern und damit zu
besserer Leistung anspornen. Die Haupt-
kritik an diesen Fiihrungstheorien bezieht
sich dabei vor allem auf die Beftirchtung
der Wiederbelebung des ,Great Man” als
Fiihrungsideologie. Damit verbunden ist
die Gefahr, dass die Einflussmdglichkeiten
der Fiihrungskraft tiberschdtzt werden.
Weitere wichtige Kritikpunkte inkludieren
unter anderem die trivialisierenden Er-
kldgrungen (,einfache Rezepte”), die diese
Theorien kennzeichnen und die Unter-
schlagung des Faktors ,Organisation”.

Andererseits wird aber auch vermehrt
vondereindimensionalen Betrachtungs-
weise der Eigenschaften bzw. Verhalten
der Fiihrungskraft abgegangen und die
Interaktion zwischen Fiihrenden und
Gefiihrten betrachtet. Neuberger? zeigt
diese Entwicklung ganz gut in seiner
Uberblicksdarstellung (iber Ansdtze, Er-
gebnisse und kritische Bewertungen der
Fiihrungsforschung, indem er den Titel
von ,Fiihrung”iiber ,Fiihren und gefiihrt
werden”nunin der 6. Auflage auf,,Fiihren
und Fiihren lassen” modifiziert hat.

BeiFlihrung zéhlt die erfolgreiche Aus-
flihrung durch die Gefiihrten und mit den
Geflihrten. Fiihren als Einmischen, Uber-
wiltigen oder Steuern kann tiberfliissig
oder gar schlecht sein, wenn es Eigenini-
tiative und Selbstorganisation erstickt.
,Flihren” ist nur dann angezeigt, wenn
es sinnvoll ist, ansonsten ist (das Flihren)
Lassen die bessere Alternative. Diese Ver-
bindungvon ,Fiihren und Fiihren lassen”
bezeichnet eine spannungsgeladene Wi-
derspriichlichkeit fiir die Flihrungskraft,
die kontextabhdngig beides kbnnen soll
und zwar nicht im Sinne von ,,entweder
oder” sondern im Sinne von ,sowohl als
auch”

Zu dieser Gruppe von Flihrungsthe-
orien gehdren neben der systemischen
Theorie auch noch symbolische und po-
litische Theorien. In all diesen Theorien
sinddieInhabervon Fiihrungspositionen
nicht hervorgehoben, sondern mit den
Gefiihrten zusammen in umfassende
Kontexte eingeordnet. Beide fiihren und
werden gefiihrt durch fremdbestimmte
und selbst geschaffene Bedingungen.
Fiihrende werden vom Stereotyp des al-
leinverantwortlichen Lenkers befreit.

Systemische Fiihrung ist noch skep-
tischer gegeniiber gezielten Fiihrungs-
interventionen, weil in komplexen
Kontexten die Bertiicksichtigung des
kompletten sozialen Settings und das
Zulassen und Férdern von Selbstorga-
nisation ebenfalls oder sogar mehr Er-
folg verspricht. Die ganzheitliche Sicht
des systemischen Ansatzes hilft dabei,
nicht nur die Interaktionen zwischen
Fiihrungskraft und Mitarbeiter, sondern
auch die Interaktionen zwischen Mitar-
beiter, Kollegen und Kunden oder auch
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Lieferanten zu berlicksichtigen, um ein
besseres Verstdndnis der vielen Dimen-
sionen von Fiihrung zu erméglichen. Die
Fiihrungskraftist nur eine der vielen Kon-
textfaktoren, die auf die Gefiihrten wirken.
Der Ansatz der systemischen Fiihrung
knlipft an den Erkenntnissen der neueren
Systemtheorie, insbesondere von Luh-
mann) an. Dabei werden vor allem die
Prozesse der Selbstorganisation heraus-
gestellt, die neben die durch ,substanti-
elles Organisieren” bewusst geschaffene
Ordnung treten.

Erst allmdhlich findet in der neueren
sozialwissenschaftlichen Diskussion eine
Auseinandersetzung mit Fiihrungsphd-
nomenen aus handlungstheoretischer
Perspektive statt, die sich von verhal-
tens- und systemtheoretischen Betrach-
tungsweisen vor allem durch die expli-
zite Berlicksichtigung von Intentionen
unterscheidet. In diesem Zusammenhang
ist auch eine verstdrkte Hinwendung zu
semiotischen Problemstellungen zu ver-
zeichnen, insbesondere zum komplexen
Verhdiltnis von Fiihrung und zwischen-
menschlicher Kommunikation.”

Was ist die Essenz bisheriger
Fithrungsforschung fiir dieses
Thema?

Fihrung ist keine feste Grof3e, sondern
ein Gedankenkonstrukt, das sich mit
der Kommunikation bildet und nurim
eigenen kulturellen Kontext wirkt.

Wenn Menschenz.B.glauben oder glau-
ben gemacht werden, dass der Erfolg
der Firma von den hervorragenden
Fahigkeiten einzelner Manager ab-
hange, bildet sich leicht ein” Great-
Man-Konstrukt” von Fiihrung. So ha-
ben Lieberson und O'Connor (1972)(3)
nachgewiesen, dass der Geschéftserfolg
amerikanischer Stahlfirmen demBoom
der Branche und nicht der Kompetenz
der Manager zu verdanken war. lhr Ein-
fluss wurde mit 10% eingeschatzt. Wenn
anderseits Mitarbeiter und Vorgesetzte
glauben, der Erfolg ihrer Organisation
sei vor allem durch eine breite Beteili-
gungskultur zu erreichen, werden sie
die Ergebnisse dieser Flihrungsdeutung
zuschreiben. Flihrungisteben kein Ge-

genstand, sondern eine kontextabhan-
gige Deutung einer Wahrnehmung.

Wir wissen zwar immer noch nicht
genau, wie Fihrung wirkt, aber wir
kennen ihre Funktion. lhre Funktion
ist, materielle und geistige Stabilitat
zu vermitteln.

Fihrung wird denenzugeschrieben, de-
nen die Bezugsgruppe das zutraut. Die
Wirkkraft, die dem/der Mandatstrager/-
in zugeschrieben wird, entspricht der
vorherrschenden Doktrin der Gruppe,
was ihren Zusammenhalt und Fort-
schritt befordert.

In religios gepragten Gesellschaften ist
Spiritualitdt die angenommene Wirk-
kraft, in aufklarerischer Zeit ist Ratio-
nalitat die optimale Einstellung und es
entstehen Fuhrungstheorien, die den
rationalen Interessenausgleich als das
Wesen und Erfolgsgeheimnis guter
Fihrung ansehen. Ist Kollektivitat die
politische Leitkultur, entstehen Fih-
rungstheorien, die nachweisen, dass
die Pflege und Forderungkollektiver
Werthaltungen die besten Flihrungs-
ergebnisse bringen. So nimmt es auch
nichtwunder, dassin einerintensiv ver-
netzten und hoch individualistischen
Gesellschaft angenommen wird, das
es wohl das Beste sei, wenn die Indivi-
duen sich selber fihren und Fiihrung
sich darauf beschrankt, die Geschafts-
ordnung dieser Selbstorganisation zu
vereinbaren.*

Obwohl wir noch nicht genau wis-
sen, wie Fihrung funktioniert, kbnnen
wir wegen der Bedeutung ihrer Funkti-
onundihres Kontexts schon beurteilen,
wieihre Chancenin einem bestimmten
System stehen.

Sind die Bedingungen fiir
Fiilhrung im derzeitigen
Kontext des Justizvollzugs
glinstig?

FihrungimJustizvollzug findetim Rah-
men offentlich-rechtlicher Dienstver-
haltnisse statt.

In Profit-Unternehmen wird Fiihrung
denVorgesetztenin der Hoffnung zuge-
schrieben, dass sie die Arbeitsplatze
sichern. Die meisten ihrer Aktivitaten

werden unter diesem Focus als Fiih-
rungshandeln gedeutet. Flihren oder
Versagen ist die wahrgenommene Al-
ternative.

Im Non-Profit-Unternehmen schadet es
meistens nicht, wenn gefiihrt wird, aber
esbedrohtdie Arbeitsplatze auch nicht,
wenn nicht gefiihrt wird. Aus der Sicht
der Geflihrten im 6ffentlichen Dienstist
Fihrung nice to have, aber nicht ent-
scheidend. Aus der Sicht der Geflihrten
werden die meisten Handlungen auch
nichtals Fiihrungshandeln wahrgenom-
men. Das bedeutet, dass zwei gleiche
Handlungenim Profit- Unternehmenals
Fihrung, im Non-Profit-Unternehmen
als Verwaltung wahrgenommen wer-
den. Je mehr existentieller Druck da ist,
umso mehr Flihrung wird empfunden.
Dem Mitarbeiterim 6ffentlichen Dienst
kann es molicherweise egal sein, ob
sein Vorgesetzter kompetent ist oder
nicht.Und der Fiihrende im 6ffentlichen
Dienst kann auch nicht erwarten, dass
sein Handeln von vorn herein als Flh-
rungshandeln gedeutet wird.

Der Vorgesetzte im 6ffentlichen Dienst
hatin Bezug auf Fiihrung also einen sy-
stembedingten Deutungsnachteil. Sy-
steme im 6ffentlichen Dienst bestehen
auch ohne jede Fiihrung problemlos
weiter. Diese Kontinuitdt auch ohne
Fihrung mag fiir den Kunden ein Vor-
teil sein, es macht Flihrung aber auch
entbehrlich.

Dariber hinaus haben sich fiir den
Justizvollzug vier Koordinaten verscho-
ben:

Der Verlust der politischen
Unschuld

Es ist noch gar nicht lange her, als der
Justizvollzug als Schmuddelthema
politisch in allen Bundeslandern eher
versteckt und defensiv gemanagt wur-
de. Herrn Koch geblihrt das Verdienst,
den Vollzug als Kampfthema offensiv
vermarktet zu haben.

Andere konservativ regierte Bundeslan-
der haben sich wider allen fachlichen
Rat der politischen Effekthascherei an-
geschlossen.
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Das bedeutet, dass dort politische
Flihrung intensiv stattfindet. Auf die
Fachlichkeit der Verwaltung und eine
selbst organisierte Entwicklung von
innen heraus wird kein Wert gelegt.
Solche Regime setzen auf Funktionare,
nichtauf Fihrungspersonenundschon
gar nicht auf Selbstorganisation.

Die Bevormundung von Fiihrungs-
kraften durch administrative
Feinsteuerung

Die Lander, die die politische Vermark-
tung des Vollzuges betreiben, haben
gleichzeitig aufwendige Feinsteue-
rungssysteme fiir alle nachgeordneten
Behorden eingefiihrt. Vor gar nicht
langer Zeit haben starke — aber auch
schwache - Anstaltsleiterinnen und An-
staltsleiter die Anstalten gefiihrt und
ihnen ein eigenes Gesicht und Gewicht
gegeben. Diese Fiihrungspersonen —
die mit ihren Mitarbeitern um die be-
sten Konzepte ringen - sind aber nicht
mehr gefragt, sondernVorgesetzte, die
mit guten Managementfahigkeiten die
einheitlichen Vorgaben erfiillen.

Unterschiedliches Engagement der
Bundeslander fiir den Justizvollzug

Neben den politisch und administrativ
aktiven Landern sind die Halbherzigen
zu erkennen, die den Vollzug ohne ein
eigenes Landesgesetz risikodrmer ma-
chenwollen.Sie gdngelnihre Anstalten
auch nicht mit kleinteiliger Steuerung,
sondern setzen sie nur mit der Maxime
unter Druck, dass Vollzug vollig risikofrei
zu gestalten sei. Hier sind auch nicht
Fihrungspersonlichkeiten gefragt, son-
dern Fachleute fiir technische und ad-
ministrative Sicherheit.

Drittens sind Lander ohne jede
Entwicklungsbemiihung zu erkennen.
Sie sind noch in dem friiher allgemein
verbreiteten Stadium, dass Vollzug ein
Klotz am Bein ist, in den es sich nicht
lohnt, materiell und geistig zu inve-
stieren. Gefragt sind hier Personen, die
die Tagesgeschifte trotz aller Mangel
unaufféllig erledigen.

Qualitatsanforderungen in den po-
sitiven Sonderformen des Vollzuges

Nachdem noch der Bundesgesetzge-
ber den Vollzug zu mehr Sozialthera-
pie verpflichtet hat und auch fiir die
Bildungsreserve ,Gefangene” leichter
Fremdmittel zu bekommen sind, teilt
sich der Vollzug in 4 Klassen:

. Klasse : Sozialtherapie

. Klasse : Bildungsvollzug

. Klasse : Schlichtvollzug

. Klasse : Sicherheitsvollzug

HWN =

Fir diese Aufgaben sind auch keine
Fihrer, sondern es ist Fachkompetenz
gefragt.

Fazit

Im &ffentlichen Dienst ist es im Gegen-
satz zur Wirtschaft aus existenziellen
Griinden gar nicht notig, einer Person
Fuhrung zuzuschreiben. Sie wird aller-
dings auch dort den Personen zuge-
schrieben, die zusammen mit ihren
Mitarbeitern ihre gemeinsamenimma-
teriellen Orientierungen suchen und
finden. In jingerer Vergangenheit sind
in einigen Vollzugsverwaltungen der-
artige Mitgestaltungsprozesse ange-
stoBen worden. Dabei sind erfreuliche
Vollzugskonzepte entstanden.

Bei der derzeitigen politischen und ad-
ministrativen Vereinnahmung in den
vollzugspolitisch aktiven Landern wird
solche Fiihrung aber nicht gebraucht
und gefordert. Der Vollzug wird statt-
dessen zentral mit den (stolz auch so
benannten),Steuerungsinstrumenten”
gesteuert.
Indenhalbherzigenundanspruchslosen
Landern werden eher Troubleshooter
und Mangelverwalter gesucht.

Es sieht nicht gut aus fiir Fihrung
im Justizvollzug.

1

Wunderer, R.: “Mit dem Konstrukt Flihrung ver-
binden sich sehr verschiedene Erkenntnisziele
und der Entwicklungsstand sei so juvenil, dass die
Fuhrungsforschung in absehbarer Zeit die Fiih-
rungswirklichkeit theoretisch oder garempirisch

nicht umfassend abbilden kénne In :Fiihrungs-
forschung und Betriebswirtschaftslehre. Kieser,G.,
Reber, R., Wunderer, R. (Hrsg.) : Handworterbuch
der Fihrung. 2. Aufl. Stuttgart 1995, S.671

2

Bass sprichtschon 1981 von 5000 ausgewerteten
Ver6ffentlichungen im angelsachsischen Raum
und von 1000 deutschsprachigen Autoren. Zit.
bei Steinle, Claus, :Fiihrungsdefinitionen ., a.a.0.
S. 523 Heute werden es ca. 30.000 Veroffentlic-
hungen sein.

3

Lieberson, S. &0’'Connor, J. F. Leadership and
Organizational Performance. A Study of large
Corporations. American Sociological Review 37.S.
117-130.Zit.bei Neuberger, O.: Fiihren und Fiihren
lassen . 6. Aufl. Stuttgart 2002, Seite 563

4

“Friiher hie3 es: Wie fiihre ich ein Unternehmen?
Heute hei3t es: Wie flhren wir ein Unterneh-
men? Und morgen wird es heilen: Wie fihrt
sich ein Unternehmen?” Zit. bei Neuberger, O.
a.a.0. Seite 635

Riidiger Wohlgemuth

Ehemaliger Leiter des Bildungsinstitutes des niedersachsischen
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Aktuelle Daten zur
Sicherungsverwahrung

Frieder Diinkel

ie mit dem sog. Gewohnheitsver-

brechergesetz von 1933 einge-
fuhrte Sicherungsverwahrung war in
derNachkriegszeit zunachst quantitativ
von nicht unerheblicher Bedeutung.
Im Zuge der Strafrechtsreformgesetze
Ende der 1960er Jahre wurden die Vo-
raussetzungen restriktiver gestaltet (vgl.
das 1. StRG 1969). Diskutiert wurde im
Zusammenhang mit der seinerzeit be-
absichtigten Einfiihrung der Sozialthe-
rapie als Maf3regel (vgl. § 65 StGB a. F.),
die Sicherungsverwahrung nur noch
fiir Gber 25-Jahrige vorzusehen.! Ent-
sprechend der vorherrschenden Auffas-
sung, dass die Sicherungsverwahrung

Tabelle 1: Anordnungen von Sicherungs-
verwahrung und Sicherungsverwahrte im
Strafvollzug

* Angaben jeweils proJahr (Anordnungen) bzw.
zum 31.3.d. J.(Sicherungsverwahrte); Quellen:
Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Strafverfol-
gungsstatistik 1960-2006 und Strafvollzugs-
statistik 1965-2007

Anordnungen | Siche-
von rungsver-
Sicherungs- wahrte
verwahrung* im Straf
vollzug*
1960 210 k. A.
1965 213 1430
1970 110 718
1975 52 337
1980 41 208
1985 39 190
1990 31 182
1995 45 183
1998 61 202
2000 60 219
2002 56 299
2004 65 324
2005 75 350
2006 83 375
2007 k. A. 415

Anzahl
Abteilungen fir Siche- von Ge-
Bemerkungen
rungsverwahrung fangenen
in SV
Baden- . . davon 2im
Wiirttemberg Freiburg . Br. 63 offenen Vollzug
Bayern Straubing 57
Berlin Berlin-Tegel 20
Bremen Oslebshausen 0
Hamburg Fuhlsbittel 19
Hessen Schwalmstadt 35
Niedersachsen Celle 31
Oldenburg
Nordrhein- Aachen 134 davon 2im
Westfalen Werl offenen Vollzug
Rheinland-Pfalz Dietz (zukinftig Wittlich) 27 davon 1im
offenen Vollzug
SV wird in Werl/NRW
Saarland keine SV 0 vollstreckt, zukinftig
in Rheinland-Pfalz, s. o.
Schleswig-Holstein | Liibeck 13
{-\Ite Bundeslander 399
insgesamt
Brandenburg Brandenburg/Havel 3
Mecklenburg- Biitzow 1
Vorpommern
Sachsen Thorgau
Sachsen-Anhalt Naumburg 4
Thiiringen Tonna 1
Neue Bundes-
" . 16
lander insgesamt
Deutschland davon 5im
. 415
insgesamt offenen Vollzug

Tabelle 2: Sicherungsverwahrungsanstalten/-abteilungen und die Belegung in der
Sicherungsverwahrung im Bundesldandervergleich
(Belegung in der Sicherungsverwahrung: Stichtag 31.3.2007)

* Quelle: Statistisches Bundesamt www.desatis.de.

7

als,ultima ratio” bzw.,Notmafnahme”
der Kriminalpolitik den extremen Aus-
nahmefall darstellen soll, hat die Praxis
inder Folge nursehrzurtickhaltend von
dieser MaBregel Gebrauch gemacht.
In den 1970er und 1980er Jahren ist
sie statistisch von der Zahl der Anord-
nungen und der stichtagsbezogenen
Belegungszahlen her gesehen weitge-
hend bedeutungslos geworden (vgl.
Tabelle 1). Die Zahl der jahrlichen An-
ordnungen nahmvon 213imJahr 1965
auf52zehn Jahre spaterund schlieBlich

31 im Jahr 1990 deutlich ab (-85%). In
gleichem Mal3 ging die Belegung von
1.430am 31.3.1965 auf 182im Jahr 1990
zurlick (-87%).

Mit der allgemeinen Verscharfung
des kriminalpolitischen Klimas und im
Zuge des Gesetzes zur Bekampfung
von Sexualdelikten und anderen ge-
fahrlichen Straftaten von 19982 erfuhr
die Sicherungsverwahrung eine uner-
wartete ,Renaissance”. Angesichts ei-
niger gravierender Falle, nicht zuletzt
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der ,Fernwirkungen” des Falles des
Sexualtaters Dutroux in Belgien, wur-
den die Voraussetzungen der Siche-
rungsverwahrung 1998 dahingehend
erweitert, dass bei Erstauffélligen bzw.
erstmals Verurteilten (insbesondere
Sexualstraftatern) bereits im Falle von
zweischwerwiegenden Straftaten unter
engen Voraussetzungen ebenfalls Si-
cherungsverwahrung angeordnet wer-
den kann (vgl. § 66 Abs. 3 StGB).> Auch
wurde die bislang geltende Hochst-
dauervon 10 Jahrenin § 67 Abs. 3 StGB
abgeschafft.* Fiir den Belegungsanstieg
mitverantwortlich sein dirften die ver-
scharften Vorschriften zur Aussetzung
der Maf3regel gem. §§ 67d Abs. 2 StGB,
454 Abs. 2 StPO: Danach muss nunmehr
die erwartete Straffreiheit gutachter-
lich festgestellt werden, was gegeniiber
dem zuvor maBBgeblichen,verantwort-
baren Risiko” eine deutliche Verschar-
fung bedeutet.’

Die Zahl der jahrlichen Neuanord-
nungen hat sich 2006 (n = 83) gegeni-
ber 1990 nahezu verdreifacht. Ahnliches
giltfiir die Belegungszahlen bzgl. Siche-
rungsverwahrten. Mit 415 Sicherungs-
verwahrten am 31.3.2007 wurde ein
neuer Hohepunkt erreicht (+118% im
Vergleich zu 1990).

In den neuen Bundeslandern, in
denen die Sicherungsverwahrung auf-

grund des Einigungsvertrags in den
1990er Jahren zundchst nicht ange-
ordnet werden konnte,® spielen Siche-
rungsverwahrte quantitativnoch keine
bedeutende Rolle: Von den 415 Siche-
rungsverwahrten waren lediglich 16
(= 3,9%) in den neuen Bundeslandern
inhaftiert (vgl. Tabelle 2). Drei Jahre zu-
vor (2004) gab es noch keinen einzigen
Sicherungsverwahrten in den neuen
Bundeslandern.

Soweit ersichtlich, handelt es sich
abgesehen von wenigen Einzelfallen
um Falle der originaren Sicherungsver-
wahrung nach § 66 StGB, die nachtrag-
lich vorbehaltene (§ 66a StGB) und die
sechte” nachtragliche Sicherungsver-
wahrung (§ 66b StGB) schlagen bislang
noch nicht zu Buche,” was angesichts
der zu Recht restriktiven Rechtspre-
chung desBVerfG® und des BGH® sowie
anderer Obergerichte nachvollziehbar
ist.

Anordnungen der Sicherungsver-
wahrung erfolgen ausweislich der Straf-
verfolgungsstatistik (alte Bundeslander)
ganz Uiberwiegend wegen Sexual- und
Gewaltdelikten. 2006 entfielen mehrals
ein Drittel (35%) der Anordnungen auf
Sexualdelikte (davon 55% sexuelle N6-
tigung/Vergewaltigung), weitere 13%
entfielen auf vorsatzliche Totungs- oder
Korperverletzungsdelikte. Mit den 24%

Tabelle 3: Deliktsstruktur bei Neuanordnungen der Sicherungsverwahrung 1990-2006

(alte Bundeslander)

Gesamt | Anlassdelikt:
Abs./% | Vorsatz- | Vorsdtz- | Sexual- | Raub- Eigen- Son-
liche liche delikte | delikte tums-/ stiges
Totung Korper Vermo-
verlet- gens-
zung delikte
1990 31 4 - 7 13 5 2
% 100 12,9 - 22,6 41,9 16,1 6,5
2000 60 10 2 17 17 7 7
% 100 16,7 3,3 28,3 28,3 11,7 11,7
2005 75 6 4 42 11 6 6
% 100 8,0 53 56,0 14,7 8,0 8,0
2006 83 7 4 29 20 14 9
% 100 8,4 4,8 34,9 24,1 16,9 10,8

Raubdelinquenten kommt man damit
insgesamt auf eine Quote von 72% Ge-
walttatern (2005 lag dieser Anteil sogar
bei 84%). Damit hat sich gegentiberden
1960er Jahren ein tiefgreifender Wandel
der Sanktionspraxis vollzogen, auf den
bereits Kinzig hingewiesen hat.'® Nicht
mehr Delikte aus dem Eigentums- und
Vermogensdelinquenzbereich, sondern
Gewaltdelikte, insbesondere sexuelle
Gewalt charakterisieren den typischen
Sicherungsverwahrten.lm nachfolgend
ausgewiesenen Zeitraum seit 1990 wird
deutlich, dass der Anstieg im Wesent-
lichen auf vermehrte Anordnungen bei
Sexualdelikten beruht (vgl. Tabelle 3).
Allerdings sind die absoluten Fallzahlen
zu gering und die Schwankungen zu
gro3, um mehr als entsprechende
Trendaussagen zu ermdglichen.

Zu bedenken ist, dass die Zahl der
jahrlich wegen sexueller N6tigung und
VergewaltigunginsgesamtVerurteilten
von 1990 (1.229) bis 2006 (1.428; 2005
noch 1.614) zwar auch angestiegen ist
(+16%),"" jedoch bei weitem nicht in
dem Ausmal3 wie die Anordnungen
von Sicherungsverwahrung bei Sexu-
aldelikten (vgl. Tabelle 3). Der Anstieg
von absolut gesehen 7 Féllen 1990 auf
42 Falle im Jahr 2005 bzw. 29 2006 liegt
inder Gro8enordnung einer 4-6-fachen
Zunahme. Dies kann als Indiz dafiir an-
gesehen werden, dass die gerichtliche
Sanktionspraxis weitaus haufiger als
Anfang der 1990er Jahre bei schweren
Sexualdelikten von der Anordnung
der Sicherungsverwahrung Gebrauch
macht.

In vergleichbarer Weise hat sich
die Deliktsstruktur der Sicherungsver-
wahrtenim Justizvollzug verdndert. Ta-
belle 4 belegt, dass der ganz liberwie-
gende Anteil der Sicherungsverwahrten
wegen eines Sexual- oder Gewaltdelikts
als Anlassdelikt inhaftiert ist. 2006 war
die Anlasstat bei knapp 49% der Si-
cherungsverwahrten ein Sexualdelikt,
bei zusammen 16% ein vorsatzliches
Totungs- oder Korperverletzungsdelikt
und bei weiteren 20% ein Raubdelikt
(insgesamt knapp 85% Gewalttater).
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Gesamt Anlassdelikt:
Abs./% | Vorsatzli- | Vorsatz- | Sexual- | Raub- Eigen- Sonsti-
che liche delikte | delikte | tums-/ ges
Totung Korper- Vermo- (i.d.R.
verlet- gens- Gemein-
zung delikte gefdhr-
liche
Taten)
1970 718 8 8 172 23 502 5
% 100 11 1,1 24,0 3,2 69,9 0,7
1980 208 7 2 51 22 114 12
% 100 34 1,0 24,5 10,6 54,8 58
1990 182 10 4 74 31 56 7
% 100 55 2,2 40,7 17,0 30,8 3,9
2000 219 19 8 116 31 37 8
% 100 8,7 3,7 53,0 14,2 16,9 3,7
2005 350 32 26 170 65 38 19
% 100 9,1 7,4 48,6 18,6 10,9 54
2006 375 33 26 182 76 36 22
% 100 8,8 6,9 48,5 20,3 9,6 59

Tabelle 4: Deliktsstruktur der Sicherungsverwahrten im Justizvollzug

Unter den als ,sonstige” aufgefiihrten
Sicherungsverwahrten war der grof3-
te Anteil wegen gemeingefahrlicher
Straftaten verurteilt (Brandstiftung etc.).
Bis 1980 lberwogen dagegen noch
Eigentums- und Vermogensdelikte
(Diebstahl, Betrug, Hehlerei u. a.) als
Anlassdelikt fir die Anordnung der Si-
cherungsverwahrung, die 1970 70%und
1980 55% der Sicherungsverwahrten
ausmachten. 2006 war nur noch jeder
10. Sicherungsverwahrte wegen eines
(gewaltlosen) Eigentums- oder Vermo-
gensdelikts inhaftiert.

Damit werden neue Problemlagen
fiir den Strafvollzug deutlich. Die veran-
derte Insassenstruktur der Sicherungs-
verwahrungindizierteinen besonderen
Behandlungs-undBetreuungsbedarfim
Hinblick auf Gewalttater. Hinzu kommt,
dass nach deninternen Prognosen ein-
zelner Justizverwaltungen mit einem
weiteren deutlichen Belegungsan-
stieg in der Sicherungsverwahrung zu
rechnen ist. Parallel dazu ist die Anzahl
von Gefangenen, die eine lebenslange
Freiheitsstrafe verbiiRen, ebenfalls dra-
stisch angestiegen, und zwarvon 959im

Jahr 1980 auf 1.919 im Jahr 2006 (d. h.
+100%). Der Langstrafenvollzug bedarf
besonderer Gestaltung und intensiver
personeller Betreuung, wenn er sich
nicht zu einem Pulverfass hinsichtlich
Gefangnisunruhen, Geiselnahmen u.
a.entwickeln soll. Gefangene, die keine
oder in ihrem Zeithorizont eine nicht
mehr vorstellbare Hoffnung auf Entlas-
sung haben, werden resignieren oder
tatsachlich gefahrlich. Injedem Fall wird
das schwererrealisierbar, was dasBVerfG
als Voraussetzung der Verfassungsma-
Bigkeit sowohl der lebenslangen Frei-
heitsstrafe wie der Sicherungsverwah-
rung angesehen hat:'?> Dass Gefangene
einen aufResozialisierung ausgerichte-
tenVollzug erleben undtatsachlich eine
realistische Chance erhalten, die Frei-
heit irgendwann wieder zu erlangen.
Die vorliegenden Zahlen deuten die
sich verscharfenden Problemlagen des
deutschen Strafvollzugs an. Die Justiz-
verwaltungen sind sich dessen — soweit
ersichtlich — bewusst, die Gesellschaft
wohl weniger. ,Einsperren fir immer”
ist selbst bei diesen besonders proble-
matischen Gefangenen keine Option.
Ein humaner und resozialisierungso-

rientierter Strafvollzug muss auch fir
die (nochimmerkleine) Minderheitvon
Gefangenen mit sehr langen Strafen
bzw. zeitlich unbestimmten MaRBregeln
gewihrleistet werden.'?

1
Vgl.Nomos-Kommentar-StGB-Bdllinger/Polldhne
2005, § 66, Rn. 1 ff.

2

Vgl.dasentsprechende Gesetzv.26.1.1998, BGBI.
1,S.160.

3

Zuvor waren die Voraussetzungen enger gefasst
und mindestens drei Straftaten erforderlich, vgl.
die schon vor 1998 geltende Regelung des § 66
Abs. 2 StGB.

4

Die Abschaffung der Hochstdauer des § 67 Abs.
3 a.F.ist nach der grundlegenden Entscheidung
des BVerfG verfassungsrechtlich nicht zu bean-
standen. Allerdings verweist das BVerfG zu Recht
darauf, dass nach Ablauf von 10 Jahren in der
Regel entlassen werden muss, es sei denn die
weitere Gefahrlichkeit wird durch Sachverstén-
digengutachten belegt, vgl. BVerfG NJW 2004,
S. 739 ff,; hierzu Dunkel, F. (2004): Sicherungs-
verwahrung (erneut) auf dem Priifstand. Neue
Kriminalpolitik 16, S. 42-48. sowie Diinkel, F., van
Zyl Smit, D. (2004): Nachtragliche Sicherungsver-
wahrung: Anmerkungen zu zwei Entscheidungen
des Bundesverfassungsgerichts und zum Gesetz
zur Einfiihrung der nachtraglichen Sicherungsver-
wahrung (§ 66b StGB) vom 23.7.2004. Kriminalpa-
dagogische Praxis 32, Heft 43, S. 47-57.

5

Im Gegensatz zu den Neuformulierungen bei §
57 StGB, vgl. hierzu Nomos-Kommentar-StGB-
Diinkel 2005, § 57 Rn. 14, 16 ff.

6

Nach dem Gesetz zur Rechtsvereinheitlichung
der Sicherungsverwahrungvom 16.6.1995 (BGBI.
I, S. 818 ff.) ist die Sicherungsverwahrung auch
in den neuen Bundeslandern fur Straftaten, die
nach dem 1.8.1995 begangen wurden, nunmehr
uneingeschrankt anwendbar, vgl. i. E. Schénke/
Schroder-Stree?” 2006, § 66 Vor Rn. 1.

7

Ullenbruch kamim Rahmen einer vonihm durch-
gefiihrten Landerumfrage auf 6 Flle rechtskraf-
tiger Anordnungen gem. § 66b StGB (eine davon
wurde allerdings bereits durch die Entscheidung
des BVerfG — 2 BvR 226/06 v. 23.8.2006 — NStZ
2007,87 aufgehoben), dabei handelte es sich um
3Féllein Bayern,zweiin Niedersachsen und einen
inHessen, vgl. Ullenbruch NStZ 2007, S.63.Bezieht
man noch die Félle letztlich durch die Oberge-
richte aufgehobener Anordnungen mit ein, so
wird noch deutlicher, dass ein eindeutiger geo-
graphischer Schwerpunkt in Bayern liegt: 8 von
insgesamt 21 obergerichtlichen Entscheidungen
betreffen Bayern, 8 die sog. neuen Bundeslander
(soweitersichtlich nurBrandenburg, Sachsen-An-
halt und Thiringen) und 5 alle Gibrigen sog. alten
Bundesldander (Hamburg, Hessen, Niedersachsen
und Nordrhein-Westfalen). Der Verdacht einer
geographischen ,Schieflage” drangt sich auf.
Das BVerfG und letztendlich der Europdische
Gerichtshof fiir Menschenrechte werden diese
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Entwicklung sicherlich mit Sorgfalt beobachten
miussen, so auch Ullenbruch 2007, S. 63.

8

Vgl. BVerfG NStZ 2007, 87 ff,; hierzu die Anm.von
Ullenbruch NStZ 2007, S. 62 ff.

9

Vgl.z. B.BGH Urteil v. 25.11.2005 - 2 StR 272/05 =
NStZ 2006, 256 ff.; BGH 1 StR 37/05 v. 11.5.2005 =
NStZ 2005, 561 ff.; BGH 2 StR 120/05 v. 8.7.2005 =
NJW 2005, 3155 ff. Hierzu Wollmann, S. (2007): Wie
konventionswidrig ist die nachtrdgliche Siche-
rungsverwahrung? NK 19, S. 152-155 m. w. N.
10

Vgl. Kinzig, J. (1996): Die Sicherungsverwahrung
auf dem Prifstand. Freiburg i. Br.: Max-Planck-
Institut fir auslandisches und internationales
Strafrecht, S. 129 ff, 134 ff. unter Hinweis auf
frihere Untersuchungen.

11

Nimmt man den Wert fiir 2005, so betragt die
Zunahme 31%; berechnet nach Statistisches
Bundesamt (Hrsg.): Strafverfolgungsstatistik
1990-2005.

12

Vgl.zurlebenslangen Freiheitsstrafe grundlegend
BVerfGE 45, 187 ff.; 72, 105 ff.; 86, 288 ff.; zur Si-
cherungsverwahrung: BVerfG StV 2004, 267 ff. =
NJW 2004, 739 ff,; NJW 2004, 750 ff.

13

Aus diesem Grund hat der Lehrstuhl fiir Krimi-
nologie im Jahr 2007 mit einer international
vergleichenden Studie zum Langstrafenvollzug
begonnen, die Insassen mit Strafen von mehr
als 5 Jahren in 11 Landern (Belgien, Danemark,
Deutschland, England, Finnland, Frankreich, Kro-
atien, Litauen, Polen, Schweden, Spanien) im
Hinblick auf ihre Haft- und Lebensbedingungen
mit den gleichen standardisierten Fragebdgen
erfasst, vgl. Drenkhahn, K., Diinkel, F., Morgen-
stern, C.(2006): Langstrafenvollzug und die Frage
derMenschenrechte in Staaten der Europdischen
Union. Unveroff. Projektantrag. Greifswald. Die
Studie wird bis ca. Mitte 2009 aus Mitteln der
Europaischen Union geférdert (AGIS-Programm),
vgl. hierzu http://jura.uni-greifswald.de/duenkel/
laufende-eu-projekte/langstrafenvollzug.html.

y -
Prof. Dr. Frieder Diinkel
Universitat Greifswald, Lehrstuhl fiir Kriminologie
duenkel@uni-greifswald.de

Jjura.uni-greifswald.de/duenkel

Reise in die US-amerikanische Strafvollzugs-

wirklichkeit

Dieter Bindzus, Harald Martens

om 9. bis 18. Juni 2007 be-

suchte eine Gruppe von Straf-
vollzugspraktikern aus verschiede-
nen deutschen Bundeslandern Ein-
richtungen des US-amerikanischen
Strafvollzuges (corrections). Organisiert
und begleitet wurde die Reise von den
amerikanischen Professoren Dr. Harry
Dammer (University of Scranton,
Pennsylvania), Ralph Rojas (University
of Denver, Colorado) und Dr. Dieter
Bindzus (Universitat des Saarlandes).
Besichtigt wurden Einrichtungen in
den Bundesstaaten New York, New
Jersey, Pennsylvania, Maryland, und
Virginia sowie Washington DC.

Ein wenig
Grundsatzliches zum US-
amerikanischen Strafvollzug

Fir den weniger mit den amerika-
nischen  Strafvollzugsverhaltnissen
vertrauten Leser vorweg einige we-
nige einflihrende Bemerkungen und
Informationen.

Jeder einzelne der 50 (Bundes-)
Staaten der USA (states) besitzt auf
dem Gebiet der Strafrechtspflege
(criminal justice), soweit nicht die
Zustandigkeit des Bundes (Federal
Government) gegeben ist, die alleini-
ge umfassende Strafgerichtsbarkeit,
die den Strafvollzug einschlief3t.

Das amerikanische Gerichtswesen
ist foderal dual aufgebaut. Alle Staaten
verfligen Uber ein eigenes selbstandi-
ges, gegliedertes Gerichtswesen (sta-
te courts), das sich hierarchisch aus
kommunalen Gerichten (municipal
courts), Obergerichten (superior courts
oder courts of appeal) und Oberstem
Gericht (State Supreme Court) zusam-
mensetzt. Auf nationaler Ebene gibt
es parallel zu den State Courts in den
Bundesstaaten auch Bundesgerichte
(federal courts). Die umfassen 91
Bezirksgerichte(districtcourts), iberde-

nen dann in 12 Bundesgerichtskreisen
Berufungsgerichte (court of appeals)
als Berufungsinstanzen stehen.

Die  Bundesgerichte (federal
courts) sind zustandig fir VerstoBe
gegen Bundesgesetze, wozu auf dem
Gebiet des Strafrechts Angriffe ge-
gen Bundesbehérden und Bun-
deseigentum zahlen. Straftaten wie
Entfiihrung, Menschenhandel, Bank-
notenfdlschung, internationaler Dro-
genhandel oder Straftaten in oder
gegen die amerikanischen Postamter
(us-mail) stellen VerstoéBe gegen
Bundesgesetze dar. Straftaten, die in
der Bundeshauptstadt Washington
D.C. begangen werden, fallen eben-
falls in die Zustandigkeit des Bundes.
Alle anderen Straftaten werden vor
Gerichten der einzelnen Staaten ver-
handelt, und wenn es zur Verurteilung
zu einer Haftstrafe von mehr als ei-
nem Jahr kommt, wird diese in einem
Gefangnis des Bundesstaates (state pri-
son), in den Ubrigen Fallen einschlieB3-
lich der Untersuchungshaft in Jailes
vollstreckt, die von Counties (Kreisen)
oder Municipalities (Kommunen) un-
terhalten werden.

Der Oberste Gerichtshof (Supreme
Court of the United States) ist zu-
standig fir die Uberpriifung (review)
von bestimmten Rechtsfehlern der
Ubrigen Jurisdiktionen (state und fe-
deral courts); dariber hinaus kann
er sich mit Fallen befassen (hear), die
Verfassungsrecht oder Bundesrecht
zum Gegenstand haben.

Vollstreckt werden die von State
Courts bzw. Federal Courts verhang-
ten Freiheitsstrafen Gber ein Jahr in
den State- bzw. Federal-Prisons. Im
Jahre 2002 Uberschritt die Anzahl
der Strafgefangenen inklusive der
Inhaftierten in den ,local jails” in
den USA mit 2.019.234 erstmals die
Zweimillionen-Grenze. Seit 1983 lag
der jahrliche Anstieg der Anzahl
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der Strafgefangenen durchschnitt-
lich bei 3,4 %; Ende 2005 betrug die
Gefangenentziffer, d.h. Strafgefangene
auf je 100.000 Einwohner (incarcerati-
on rate) in den USA bei den Mannern
497, wobei die entsprechende Zahl
bei den Minderheitsgruppen mit
3.145 bei den Afro-Amerikanern und
1.244 bei Hispano-Amerikanern mehr
als auffallig hoch ist.. Neben den 1320
State und 84 Federal Prisons gibt es
noch die ,local jails” (City and County
Jails), die fur die Aufnahme von
Untersuchungsgefangenen (peop-
le awaiting trial) und verurteilten
Strafgefangenen mit Freiheitsstrafen
von unter einem Jahr bestimmt sind.
Mitte des Jahres 2006 befanden sich
dort in Untersuchungs- bzw. Strafhaft
766.010 Gefangene, wobei die
Gefangenenziffer in den Jahren 1990
bis 2006 von 193 auf 256 je 100.00
Einwohner stieg.

Durchgesetzt hat sich Uberall in
den USA hinsichtlich des Vollzugsziels
die Ansicht, dass man Straftater einem
Prozess der Resozialisierung (process
of reform and rehabilitation) unterzie-
hen muss. Dabei ist aber kein klares
einheitliches Vollzugsziel zu erken-
nen. Vielmehr werden den Begriffen
wie Abschreckung (deterrence), Re-
sozialisierung (rehabilitation), Schutz
der Gesellschaft (social protection),
gerechte Vergeltung (just deserts,
justice, retribution) unterschiedli-
che Bedeutung und Wert beigemes-
sen. Bestimmt und gepragt wird die
Gestaltung des Strafvollzuges einheit-
lich vom Gedanken der abgestuften
Sicherheit, fir die die Gefahrlichkeit
des Straftaters und die Strafdauer die
wichtigsten Elemente sind. Dabei wird
zwischen maximum or close/high se-
curity (19 % der Gefangenen), medium
security (27% der Gefangenen), mini-
mum security bzw. nonsecure facilities
unterschieden;

Blicke hinter die Kulissen des
Strafvollzuges der USA

Metropolitan Correction Center
(MCC, New York City)

Dieser in Downtown Manhattan
gegeniiber dem Foley Square
Gerichtsgebdude in New York City ge-
legenen Untersuchungshaftanstalt des
Bundes (federal detention center) galt
der erste Besuch. Die Fuhrung durch
die Anstalt ibernahm der Anstaltsleiter
(warden) Mr. James Cross mit seinem
Stab.

Das 1976 erbaute 14-geschossi-
ge Betongebdude verfuigt tber 880
Haftplatze. Von diesen waren am Tag
des Besuches 760 mit Gefangenen
(inmates) belegt, darunter 70 Frauen.
Die mit Doppelstockbetten ausgestat-
teten Haftraume sind fensterlos und
haben lediglich eine Flache von nur
ca. 6 m2. Viele Dienstraume verfligen
ebenfalls iber keine Fenster. GroRe
Teile der Anstalt sind klimatisiert. Auf
dem Dach der 14. Etage befindet sich
ein Freistundenhof mit einer ca. 5 m
hohen Betonmauer, wodurch den
Gefangenen lediglich ein Blick in den
Himmel maoglich ist.

In der Anstalt sind 260 Mitarbeiter
beschéftigt, darunter 4 Psychologen/in-
nen, die u.a. vor allem forensisch fir die
Gerichte tétig sind (Untersuchungen
zur Straftat, Ermittlungsarbeit mit der
Polizei usw.). Gezeigt wurden auch
Haftraume und Freistundenrdume
fur gefahrliche Gefangene, die auch
wahrend der Freizeit von den lbrigen
Gefangenen getrennt in einem se-
paraten Raum untergebracht waren.
Arbeitsangebote waren nur wenige
zu sehen, hingegen liefen Gberall die
von den Gefangenen eingebrachten
Fernseher.

Stabilisation and Reintegration
Program (New Lisbon, New Jersey)
Bei der Jungtéteranstalt New Lisbon, ei-
ner Anstalt des offenen Vollzug auf dem
Lande, etwa zwei Stunden Fahrtzeit
von New York entfernt, handelt es sich
um ein friiheres Boot-Camp, das jetzt
inhaltlich von einem Stabilisierungs-
und Reintegrationsprogramm (stabili-
zation & reintegration program) getra-
gen wird.

Die Anstalt besteht aus verstreut
liegenden Hausern, mit insgesamt

135 Haftplatzen fir junge Straftater im
Alter von 18-26 Jahren, davon waren
zur Zeit des Besuches 117 in einem
einzigen groBen Saal (dormitory) mit
Doppelstockbetten und Spinden un-
tergebracht. Die Aufenthaltsdauer be-
tragt 9-12 Monate.

Der Besuch begann mit einer
Exerziervorfiihrung einer Gruppe
junger Gefangener. Diese trugen oliv-
farbene Kleidung und farblich unter-
schiedliche Mutzen, je nach erreichtem
Status im Programm. Ausdriicklich
wurde den Gasten erklart, dass man
ihnen nur zeige, um die korperliche
Fitness der Insassen zu demonstrieren.
Ansonsten sei die Zeit der Boot-Camps
vorbei. Diese hatten sich als ineffizient
herausgestellt, da kurzer militarischer
Drill keine Anderung der persénlichen
und sozialen Lage eines Insassen nach
der Entlassung bewirke.

Die Gefangenen nehmen wahrend
ihres Aufenthaltes, der zwischen 9-12
Monaten betragt, vor allem an schu-
lischen MaBnahmen und handwerk-
lichen Kursen teil. Ein groBer Teil der
Versorgung der Einrichtung liegtin den
Handen der Gefangenen. Die schuli-
sche und handwerkliche Ausbildung in
der sog. therapeutischen Gemeinschaft
erfolgt durch Mitarbeiter einer auf3er-
vollzuglichen  Stiftung (Gateway
Foundation).

Der Tagesablauf erstreckt sich
vom morgendlichen Wecken um
5.30 Uhr Gber Sport mit Drill, Schule,
Freizeitprogramme, personliche
Gesprache bis abends um 22.00 Uhr.
Jeder junge Gefangene flihrt standig
eine Bewertungskarte bei sich, auf
der tdglich die von ihm erbrachten
Leistungen innerhalb des Programms
vermerkt werden. Da die Karten tag-
lich ausgewertet werden, erhalt
der Gefangene ein regelmaBiges
Feedback Uber seinen persdnlichen
Leistungsstand. Die Fluchtrate sei —
wie man der Gruppe berichtete - sehr
gering. Das fuhrte man darauf zurtick,
dass die Insassen einen grof3en person-
lichen Nutzen von der Teilnahme am
Programm hétten und sie im Ubrigen
bei Entweichung (escape) in einer
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Strafvollzuganstalt (prison) mit un-
gleich schlechteren Bedingungen und
langerer Haftzeit landen wiirden.

East Jersey State Prison, vormals
Rahway State Prison (Rahway, New
Jersey)

Durch einen Teil der Anstalt ge-
flhrt wurde die Gruppe von Captain
Shepard (vergleichbar einem Leiter
Allgemeiner Vollzugsdienst) und eini-
gen Mitarbeitern. Die Haftanstalt wur-
de im Jahre 1901 eroffnet. Es handelt
sich um einen in Backsteinbauweise
ausgefihrten Zentralbau mit vier
Fligeln sowie separaten Trakten. Die
Anstalt verflgt Gber 1.500 Platze, alle
belegt, sowie 680 Mitarbeiter. Ca.
300-350 Gefangene haben Arbeit
(vor allem Reinigungstatigkeit in den
Hausern und auf den Hofen). Alle
anderen Gefangenen sind wahrend
der Freistunde auf den Hofen mit
Sportplatz oder befinden sich in ihren
Zellen, wo sie sich die Zeit Uberwie-
gend mit Fernsehen vertreiben.

Es gibt Zellen mit Doppelbelegung
ca. 8 m? grol3 oder Einzelzellen mit ca.
3 m? (2 x 1,5 m) Flache. In diesem mit
Schiebegitter versehenen Raumi ist eine
Pritsche, ca. 75 cm breit, dartiber befin-
det sich auf einer Konsole ein Fernseher
(soweit eigenes Geld des Gefangenen
far das Gerat und den Empfang vor-
handen). Neben der Pritsche ist ein
ca. 75 cm breiter schmaler Gang, der
an der Edelstahltoilette mit dariber
befindlichem Edelstahlwaschbecken
an der Stirnwand endet. Dieser
Raum ist mit einigen personlichen
Gegenstanden, Fotos etc ausgestaltet.
Die Zelle ist normalerweise einsehbar.
Viele Gefangene haben sich jedoch
einen kleinen Vorhang innen vor dem
Schiebegitter angebracht. Im altes-
ten Flugel sind Gefangene in ca 6 m?
grof3en Einzelzellen untergebracht, die
z.B. einen Suizidversuch unternommen
haben oder schon sehr alt sind.

In der Anstalt gibt es keine
Eigenbetriebe, dies wére in Anbetracht
des hohen Gefahrdungspotentials der
Gefangenen, so duBBerte man auf die
entsprechende Frage, nicht zu verant-

worten. Deshalb wird auch die gesam-
te Versorgung (Essen, Wasche usw.)
von auBBerhalb der Anstalt angeliefert.
Besonders fielen an diesem sehr hei3en
Tag (ca. + 32° C bei gleichzeitig hoher
Luftfeuchtigkeit) der Larm der tberall
laufenden Ventilatoren, das Geflimmer
der Fernseher und das Geschrei der
Insassen auf. Die Gefangenen nehmen
ihr von Mitgefangenen ausgegebenes
Essen in einem Saal (dining area) ein.
Uberdiesem befindetsicheinstihlerner
Rundgang fiir das Aufsichtspersonal.
Solche Schutzgédnge finden sich auch
im Sportsaal unter dem Dach oder auf
den Freistundenhofen. Dort halt sich,
falls die Strafgefangenen die Szene be-
herrschen, auch kein Aufsichtspersonal
auf.

Ein groBer Teil der Gefangenen
besteht aus Langzeitbestraften (35
Jahre bis unbestimmt). Vier solcher
Gefangenen - darunter auch ein alte-
rer Wei3er — wurden der Gruppe vor-
gestellt. Sie machten einen musterguil-
tigen Eindruck,. Man merkte ihnen an,
dass sie es gewohnt sind, vor Publikum
Uber ihr Leben zu berichten. Auffallend
war Uberallin der Anstalt der unpropor-
tional hohe Anteil Gefangener schwar-
zer Hautfarbe. Gefangene, die gegen
die Anstaltsordnung erheblich versto-
Ben (z.B. Mitgefangene oder Personal
angreifen), werden entweder in den
eigenen Hochsicherheitsbereich der
Anstalt selbst oder in die Haftanstalten
mit Maximum Security Standard nach
Trenton bzw. New Jersey City verlegt.
Das sehr offene, aber auch sehr prasen-
te Personal wusste beztiglich gewalt-
sam begangener Disziplinversto3enan-
schaulich von diversen Vorkommnissen
in der Vergangenheit zu berichten.

Die zum Tode verurteilten (death
penalty) Gefangenen sind nicht in
Rahway, sondern in Trenton unterge-
bracht. Von den 3350 am 01.01.2007
sich in den USA,on death row” befind-
lichen Gefangenen stammen nur elf
aus New Jersey. Seit 1963 wurde dort
keine Todesstrafe mehr vollstreckt. Es
spricht manches dafiir, dass diese in
New Jersey in ndherer Zukunft abge-
schafft wird. Daflir hat sich erst Anfang

2007 wieder nachdriicklich eine von
der Regierung eingesetzte Kommission
ausgesprochen.

In der Anstalt gibt es ein Programm
far verhaltensauffdllige Jugendliche,
dievon auBlen die Anstalt besuchenund
in Gesprachen mit Langzeitbestraften
dahingehend beeinflusst werden sol-
len, ihre mdgliche kriminelle Karriere
gar nicht erst zu beginnen. Dieses
Programm des ,warnenden Beispiels”
sei — so wurde bedauernd eingerdumt
- jedoch weitgehend erfolglos geblie-
ben.

Adult Diagnostic & Treatment Center,
Avenel (New Jersey)

In dieser Anstalt fir erwachsene
Sexualstraftater wurde die Gruppe
vom Verwaltungsleiter sowie der the-
rapeutischen Leiterin empfangen und
durch die Anstalt gefiihrt. Die Anstalt
wurde in den 1970er Jahren errichtet,
und erinnert mit ihrer Flachbauweise
an eine grofe sozialtherapeutische
Einrichtung. Die Anstalt hat 359 Platze
flr Sexualstraftater. Zurzeit befinden
sich darunter 16, fiir die nachtragli-
che Sicherungsverwahrung angeord-
net wurde. Die Gefangenen sind in
jeweils einem Schlafsaal (dormitory)
mit vier separaten Eckbereichen & 36
Platzen mit Doppelstockbetten unter-
gebracht. Jede dieser Gruppen verfiligt
Uber eigene Verpflegungs-(Kiiche) und
Sanitdrbereiche.

In der Anstalt sind 415 Mitarbeiter
beschaftigt, die mit den Gefangenen
sozialtherapeutische ~ Mal3nahmen
durchfiihren. Im Schwerpunkt werden
sexualtherapeutische Programme an-
geboten, daneben aber auch allgemei-
neBildungsmalnahmenundberufliche
Kurse. Jeder Gefangene befindet sich in
einer therapeutischen Gemeinschaft,
in der er seine Fortschritte zweimal
wochentlich thematisieren muss. Die
Gefangenen durchlaufen ein vierstu-
figes Programm, das von Arzten oder
Psychologen geleitet wird. Daneben
gibt es auch Programme fiir Tater mit
kurzen Strafen. Nach Auskunft des
Personals sind ca. 80 % der Tater selbst
einmal Opfer von sexuellen Ubergriffen
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in ihrer Kindheit oder Jugend gewe-
sen.

State Correctional Institute (SCI),
Waymart (Pennsylvania)
Diese Forensische Psychiatrie im
Farview State Hospital in Waymart
stammt aus dem Jahre 1911. Sie liegt
auf einer bewaldeten Anhohe undistin
roter New England Backsteinbauweise
errichtet. Obwohl sie von Zdunen und
Sicherheitsdraht eingefasst ist, erin-
nert sie rein duBerlich an ein Kloster
bzw. Krankenhaus. Die Anstalt be-
herbergt ca. 1.400 kranke Insassen.
Gruinde fir die Aufnahme kdnnen psy-
chische Krankheit, alkohol- und/oder
Drogenabhéngigkeit, Verstol3e gegen
die sexuelle Selbstbestimmung sein.
Die Insassen sind in Sdlen mit je ca.
36 Betten untergebracht. Auffallend
war im Gegensatz zu den vorheri-
gen Haftanstalten der hohe Anteil
von Menschen mit weiller Hautfarbe.
Man erklarte diesen Umstand, ohne
es naher zu belegen, der Gruppe da-
mit, Sexualstraftaten wirden pro-
portional weit mehr von Weil3en als
von Schwarzen begangen. Denkbar
ist vielleicht aber auch ein anderer
Selektionsmechanismus, waren doch
sehr viele dltere Gefangene/Patienten
zu sehen, was auf lange Verweildauer
und quasi ,Heimat” dieser Anstalt fr
dieseMenschenhinweist. Gebotenwer-
den den Insassen vielféltige Angebote
anschulischenKursen, Arbeitstherapien
in Produktionsbetrieben und therapeu-
tischen Programmen.

US Federal Prison (USP), Canaan
(Pennsylvania)

Diese Anstalt des halboffenen Vollzuges
mit geringem Sicherheitsstandard
(minimum security) wurde 2005 eroff-
net. Sie verfligt Gber 190 Haftplatze,
von denen derzeit lediglich 164 be-
legt sind. Die Unterbringung erfolgt
in einem einzigen Saal (dormitory)
mit Doppelstockbetten und Spinden.
Die Gefangenen haben entweder
Beschaftigung in (z.B. Reinigungsjobs,
Kiiche) oder au3erhalb der Anstalt. Auf
dem Gelande - was beeindruckend

war — ist ein ritueller Indianerplatz an-
gelegt. Dieser ist bei den Gefangenen
sehr beliebt, weil nur dort geraucht
werden darf.

Von dem in der Nahe gelegenen
High Security Federal Prison in Canaan
war es nur moglich, einen duBeren
Eindruckzu gewinnen. Dort sei-so sag-
te man wenigstens zu den Gasten - ge-
rade eine Windpockenepidemie ausge-
brochen und schlief3lich wolle man die
Gruppe nicht unnétig einer moglichen
Ansteckungsgefahr aussetzen. Das
Bundesgefangnis stammt ebenfalls aus
dem Jahr 2005, hat eine Kapazitdt von
1.536 Haftplatzen in 12 Abteilungen
mit jeweils 128 Haftplatzen, alle in
Einzelunterbringung. Die Abteilungen
sind sternférmig angeordnet und be-
stehen aus zwei Geschossen. Auf der
mit Mauer und mehreren Innen- und
AuBenzaunen gesicherten Einrichtung
befinden sich zwei hohe Tirme, die
das gesamte Geldnde weit Giberragen.
Weiter wird die Anstalt noch durch re-
gelmaBige Patrouillen von Guards in
Pickup - Trucks um das Anstaltsgelande
herum abgesichert.

The Glen Mills Schools, Concorde-
ville, (Pennsylvania)

Hier handeltessich umeine Einrichtung
fur straffallige Jugendliche im Alter
von 15-18 Jahren. Die ehemalige
Besserungsanstalt wurde bereits 1826
von Biirgern gegriindet, die sich vor
allem mit der Frage beschéftigten, wie
man padagogisch auf schwer erzieh-
bare Kinder und Jugendliche einwir-
ken kann. Die Einrichtung - der Begriff
+Anstalt” verbietet sich — wirkt wie
ein groB3es Internat oder der Campus
einer Universitat. Baulich gruppieren
sich dabei dltere Backsteingebdude
im New England Stil um einen groBen
Rasenplatz.

Die Glen Mills Schools haben
flir die genannte Zielgruppe eine
Aufnahmekapazitat von 900 Platzen.
Die Jugendlichen in der Einrichtung
stammen aus den gesamten USA,
aber zahlreich sind auch ausldandische
Jugendliche vertreten. Wahrend des
Besuchs der Gruppe befanden sich dort

auch drei deutsche Jugendliche aus
dem Jugendamtsbereich Oldenburg
(Oldenburg). Die Jugendlichen selbst
leben in Gruppen in einzelnen Hausern
und achten selbst auf die Einhaltung
der Gruppenregeln. Sie gehen entwe-
der taglich zur Schule, um einen High
School Abschluss zu machen oder
erlernen unter Anleitung erfahrener
Ausbilder praktische Berufe, wie u.a.
z.B. Optiker oder Drucker. Empfohlen
und vorgeschlagen fir die Aufnahme
werden die Jugendlichen von Richtern,
Jugendamtern, Anwalten oder auch
Eltern Uber regionale Beauftragte, die
die Glen Mills Schools flachendek-
kend in den USA haben. Mitarbeiter
der Einrichtung reisen dann vor
Ort und fiihren Auswahlgesprédche
mit den in Betracht kommenden
Jugendlichen. Nicht aufgenommen
werden Suizidgefahrdete, Brandstifter,
Sexualstraftater und auch nur bedingt
Drogenabhéngige. Die Erfolgsquote
liegt nach Auskunft der Einrichtung bei
70 %. Dabei ist von einem Erfolg aus-
zugehen, wenn der Jugendliche nach
seiner Entlassung keine Straftaten bzw.
keine neuen Straftaten mehr begeht.
Jugendliche, einer davon Deut-
scher, fiihrten die Gruppe durch die
Einrichtung. Dabei war es fur die
Gaste aus Deutschland sicherlich ein
bleibendes Erlebnis, in entspann-
ter Atmosphdre zusammen mit den
Jugendlichen das Mittagessen in der
Gemeinschaftskantine einzunehmen.

The Eastern State Penitentiary,
Philadelphia (Pennsylvania)

Das 1829 eroffnete Eastern State
Penitentiary in Philadelphia war der
Prototyp fiir viele spatere Zuchthauser
weltweit. 1970 wurde diese Voll-
zugseinrichtung endgiiltig geschlos-
sen; seit 1994 kann der teilweise in
sehr marodem, teilweise gar baufalli-
gem Zustand befindliche Komplex als
Museum besichtigt werden.

Die Anstalt wurde vor dem
Hintergrund der Ideologie der Quaker
im Stile einer neogotischen Trutzburg
festungsahnlich gebaut. Sie verfugte
zunachst Uber 900 Einzelhaftplatze, je
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ca. 12 m?grof3 mit anschlieBenden ei-
genen isolierten Freistundenkleinsthof
(ca. 10 m?). Es gab keinerlei Kontakt
zu anderen Gefangenen, vollige
Einsamkeit, lediglich die Bibel als
Lesestoff. Auch das Personal war
durch Gesichtskapuze nicht erkenn-
bar. Die Uberzeugung der religiésen
Grindungsvater, dass Zwangsbule bei
volliger Isolation zur inneren Umkehr
und Besserung der Gefangenen fiihren
wirde, hat sich aber spater als einer der
fatalsten Irrtimer in der Geschichte des
Strafvollzuges herausgestellt.

Die Haftraume verfligten bereits
zu recht friher Zeit tiber Toilette und
Zentralheizung. Von einer Zentrale
konnten alle sieben Fliigel (spater ka-
men weitere hinzu) Gberwacht werden.
Spatere Fligel wurde zweigeschossig
ausgefihrt, um die wachsende Zahl
der Gefangenen unterbringen zu kon-
nen. Die Auflenmauer hat innen eine
Ho6he von ca. 8 m. Im 20. Jahrhundert
wurden auch Arbeitshduser errichtet,
um den Gefangenen eine sinnvolle
Beschaftigung zu ermdglichen und die
Anstaltskosten zu senken.

Im 20. Jahrhundert war die Anstalt
mit 1.900 Gefangenen belegt. Immer
wieder gab es neben der Kritik an
den Zustinden (Ubergriffe des Per-
sonals, Korruption u.a.) auch erhe-
bliche Reformbemihungen. Zwei
Besonderheiten mégen hervorgeho-
ben werden: 1929 verbiilite Al Capone
acht Monate in der Anstalt wegen un-
erlaubten Waffenbesitz. Erwdhnens-
wert ist seine mit Wohnzimmermobiliar
von aulBerhalb der Anstalt eingerichte-
te Zelle. Er besaB ein Radio und konn-
te mittels Plattenspieler seinem Hobby
nachgehen, Opernarien zu horen. 1945
gelang zwolf Gefangenen - wenn teil-
weise auch nur kurzfristig — durch ei-
nen Tunnel die Flucht aus der Anstalt.
Diesen Tunnel hatte ein Gefangener in
Uberzweijahriger Arbeitgegraben. Eine
technische Meisterleistung: Der Tunnel
besall Abstiegs- und Aufstiegsleitern
und verfligte sogar Uber elektrisches
Licht.

Correctional Treatment Facility (CTF/
CCA) Washington, DC.

In  Washington DC. betreibt die
Corrections Corporation of America
(CCA), eine borsenotierte Aktien-
gesellschaft, eine privat gefiihrte
Haftanstalt. Neben dieser Vollzugs-
einrichtung betreibt die Gesellschaft
derzeit noch 65 weitere Haftanstalten
in den USA. Den Schwerpunkt bilden
dabei die Sidstaaten, weil dort die
Vollzugsbeamten angeblich schwacher
in Gewerkschaften organisiert seien.
Insgesamt versorgt diese Gesellschaft
70.000 Gefangene mit 70.000 Bedien-
steten. Betrieben werden nur Minimum
bzw. Medium Security Prisons. Zu-
sammen mit weiteren Mitbewerbern
auf diesem Markt sind zur Zeit etwa 8 %
aller Gefangenen in den USA in pri-
vaten Haftanstalten untergebracht.
Der Vorteil dieses Systems sind kurze
Bauzeiten, keine Verzégerungen durch
langwierige Ausschreibungsverfahren,
Standardisierungen und als GroB3-
kunde erhebliche Rabatte bei Auf-
tragsvergaben. Auch in der ameri-
kanischen Gesellschaft werden die
Errichtung und die Unterhaltung pri-
vater Strafanstalten wie in Deutschland
duBerst kontrar diskutiert. Dabei ge-
winnen die Befilirchtungen stark an
Boden, dass sich das Profitmotiv der
Gesellschaften schleichend zuungun-
sten der Qualitat des Vollzuges ver-
schiebt.

Die Anstalt liegt direkt neben ei-
nem Bundesgefangnis (federal prison).
1997 wurde sie in Washington D.C. ge-
baut und spater von der CCA spater
Ubernommen. Die Gesellschaft erhalt
pro Gefangenen pro Tag vom Staat 67
Dollar. Plus zur Verfiigung gestellter
Mittel fir Verpflegung, medizinische
Versorgung und Beschéftigung liegt die
Gesamtsumme bei 187 Dollar pro Tag.
Die garantierte Mindestbelegung liegt
bei etwa 2/3 der Haftplatzkapazitat. Die
Anstalt beschaftigt 354 Mitarbeiter, wo-
bei deren Einkommen niedriger als in
entsprechenden Stellungen der staatli-
chen Einrichtungen ist. Die Ausbildung
erfolgt in einem sechswochigen Kurs,
teils ,on the job”.

Die Anstalt verfligt Uber 1.496
Haftplatze, die auf mehrere Gebaude-
trakte verteilt sind. Die Gefangenen
sind Uberwiegend in Wohngruppen
untergebracht. Eine Wohngruppe be-
steht aus 32 Einzelhaftplatzen mit ca. 8
m2Grundflache. Duschen und Toiletten
befinden sind au3erhalb der Haftrdume
und sind jederzeit fiir die Gefangenen
zuganglich. Angeboten werden den
Gefangenen vor allem schulische und
arbeitstherapeutische MaBnahmen.

American Correctional Association
(ACA) Alexandria (Virginia)

Die Gesellschaft, die bereits im Jahre
1870 unter dem Namen ,National
Prison Assocation” gegriindet wurde,
ist die dlteste und grof3te internatio-
nale Geféangnisgesellschaft der Welt.
Die bei ihrer Griindung beschlossene
.Declaration of Principles” - letztmalig
1970 beim hundertjahrigen Bestehen
der Gesellschaft revidiert - bekam bald
den Charakter von Leitlinien (guideli-
nes) fir den Strafvollzug in den USA
und Europa.

Noch immer Uibt diese Organisation
einen ungebrochenen entscheiden-
den Einfluss auf die Entwicklung
des Strafvollzuges der USA aus. Die
Einhaltung von Mindeststandards
bei Unterbringung, Beschaftigung
und vollzuglicher Philosophie gilt als
Qualitatssiegel. Dabei konzentrieren
sich die Aktivitaten der ACA mit ihren
Uber 20.000 aktiven Mitgliedern heute
insbesondere auf die Erarbeitung und
Uberpriifung von Standards fiir den
Strafvollzug in und fiir die Praxis. Etwa
ein Viertel aller Strafvollzugsanstalten
der USA lassen sich von dieser
Gesellschaft zertifizieren.

Pre-Release Center, Montgomery
County, Rockville (Maryland)

Das Pre-Release Center in Rockville
(Maryland) ist eine Einrichtung zur
Vorbereitung der Haftentlassung und
zugleich eine Freigdngeranstalt im
Montgomery County. Die Einrichtung,
die beim ACA zertifiziert ist, ver-
flgt Uber 155 Einzelhaftpldtze. Die
Insassen, darunter 20 Frauen, werden
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von 64 Mitarbeiter/innen auf die
Haftentlassung vorbereitet. Man er-
moglicht ihnen u.a. an Kursen teil-
zunehmen oder Beschéaftigungen bzw.
Ausbildungsverhaltnissen auBBerhalb
der Einrichtung nachgehen. Hinzu
kommen max. 45 Personen, die zu
Hause mit elektronischer Fulfessel zu
Uberwachen sind (electronic monitor-
ing) Dreimaltdglichwirdein Alkoholtest
vorgenommen, Drogentests erfolgen
dreimal wochentlich. Auch erneut
straffdllig Gewordene werden wieder
aufgenommen, sofern die Straftaten
nicht zu erheblich sind. Begriindet
wird dieses damit, dass es in gewisser
Weise normal sei, dass Menschen mit
einem sozialen Hintergrund wie die
in Betracht kommende Klientel dieser
Anstalt auch erneut Straftaten bege-
hen wirden.

Die Einrichtung arbeitet erfolg-
reich seit 1978. Sie wurde seitdem um
drei Bereiche erweitert. Rein duBerlich
ist sie nicht als Haftanstalt erkenn-
bar und wird in der Gemeinde ohne
groBere Probleme akzeptiert. Dazu
tragt nach Meinung der Leiterin der
Einrichtung bei, dass der Kreis (County)
Montgomery in Maryland traditionell
als liberal gelte und wohlhabend sei.

Versuch eines Fazits

,Einmal sehen ist mehr als tausend-
mal hoéren” (Chinesische Weisheit).
Die Reise war, wie die vorangehenden
Schilderungen sicherlich erkennen
lassen, voller Eindriicke. Es gibt ihn
nicht, den amerikanischen Strafvollzug.
Er ist eine bunte Landschaft. Die
Philosophien dartber, wie man mit
abweichendem kriminellen Verhalten
in der Gesellschaft umgehen sollte, rei-
chen von alttestamentarischen harten
Vorstellungen bis hin zu sehr sozialen
undliberalen AnsichtenundKonzepten.
Dabei gibt es, was sicher keine neue
Erkenntnis ist, deutliche Unterschiede
zwischen den Nord- und Stidstaaten.
Die Teilnehmer hatten einen sehr regen
Gedankenaustausch mit den ameri-
kanischen Gastgebern. Dabei fand
sich bei diesen durchaus auch immer

eine gewisse Selbstkritik an manchen
Erscheinungen des amerikanischen
Strafvollzugs. Gleichzeitig sind aber
immer wieder die Offenheit und das
Selbstverstandnis in der Prasentation
der eigenen Einrichtungen bemerkens-
wert gewesen. Man habe nichts zu ver-
bergen, scheint offenbar die selbstbe-
wusste Grundhaltung zu sein.

Der amerikanische Pragmatismus
ist bei den vollzuglichen Konzepten
gerade in Einzelheiten immer wie-
der splrbar. Ein Aspekt, der beson-
ders nachdenklich stimmt, ist die
Ausbildung des Aufsichtspersonals.
Nach Befragung variiert die Dauer
derselben zwischen drei und sech-
zehn Wochen, im Wesentlichen ,on
the job” durchgefiihrt. Man fragt sich
als europaischer Beobachter, wo bleibt
da noch Zeit - und sei es auch nur in
Ansatzen - fir die Vermittlung von
Behandlungskonzepten?

Dr. Dieter Bindzus
Universitat des Saarlandes

d.bindzus@rz.uni-saarland.de

Harald Martens

Justizbehérde Hamburg, Justizvollzugsschule

Harald.Martens@justiz.hamburg.de

ZEBRA: Zentren fiir
Entlassungshilfe, Bera-
tung, Resozialisierung
und Anlaufstelle zur
Vermittlung gemein-
niitziger Arbeit

Ralf Eickelkamp

achsen-AnhaltwilldieHilfsangebote

fir Haftentlassene und ihre Ange-
horigen verbessern. Dazu werden zen-
trale Beratungsstellen eingerichtet. Das
zu Grunde liegende Konzept ,ZEBRA"
(ZentrumfurEntlassungshilfe, Beratung,
Resozialisierung und Anlaufstelle zur
Vermittelung gemeinnitziger Arbeit”
istin Zusammenarbeit des Ministeriums
der Justiz und des Landesverbandes
fur Straffalligen- und Bewdhrungshilfe
entwickelt worden.,Zebra” ermdglicht
zudem eine bessere Evaluierung der Ar-
beitin derfreien Straffalligenhilfe.Nach
Jahren des Aufbaus steht damit jetzt die
Qualitatsentwicklung und Profilierung
der fachlichen Arbeit im Vordergrund.

Sachsen-Anhalt sucht neue
Wege in der Straffilligenhilfe

Im Anschluss an die Einrichtung des
Sozialen Dienstes der Justiz hat das
Land Sachsen-Anhalt im Jahre 1994
dem Aufbau einer nichtstaatlichen
Straffdlligenhilfe groBe Bedeutung
beigemessen.

Die Uberwiegende Zahl der Ver-
eine, die heute im Bereich der freien
Straffalligen- und Bewahrungshilfe ta-
tig sind, wurde Anfang der 90er Jahre
gegriindet. Diese nichtstaatliche private
Straffalligenhilfe leistet bis heute einen
kriminalpolitisch wichtigen Beitrag so-
wohl zum Tater-Opfer-Ausgleich und
zur Vermeidung von Haft, als auch zur
Betreuung von Inhaftierten und ihrer
Angehdrigenund besonders zur Entlas-
senenhilfe. Die meisten Einrichtungen
dieser nichtstaatlichen Straffalligenhil-
fe sind — im Gegensatz zu staatlichen
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Diensten der Justiz — nicht mit justizi-
ellen Verwaltung-, Ermittlungs- bzw.
Kontrolltatigkeiten befasst. Das Hilfean-
gebotsetzt beiderLebensweltund dem
Bedarf von Straffélligen an und wird
wirksam, wenn es in Anspruch genom-
men wird (Freiwilligkeitsprinzip).

Das Erfordernis zur Unterstiitzung
privater Straffélligenhilfe ergibt sich
aus dem Verstandnis, dass Kriminal-
und Strafrecht ohne sozialstaatliche
Einbindung nicht human und wenig
effizient sind.

Private Vereine sind Ausdruck des
sozialen Engagements in unserer Ge-
sellschaft. Sie haben die Integration
Straffalliger nicht nurzum Ziel, sondern
sind zugleich selbst der Ortder Integra-
tion. Der Strafféllige erfahrt durch das
Handeln privaterVereine die Akzeptanz
der Gesellschaft. Daneben haben pri-
vate Organisationen der Straffélligen-
hilfe oder Jugendhilfe Gber die Arbeit
mit den Einzelnen hinaus die Mdglich-
keit, auf die Gesellschaft einzuwirken,
damit diese ihre Mitverantwortung fir
Strafféllige erkennt und wahrnimmt.
Private Straffalligenhilfe ist deshalb von
besonderer gesellschaftspolitischer Be-
deutung.

Das duale Hilfesystem
in Sachsen-Anhalt

Neben der finanziellen Unterstiitzung
von Projekten zur Durchfiihrung des
Tater-Opfer-Ausgleiches und diverser
Praventionsprojekte halt das Ministe-
rium der Justiz des Landes Sachsen-
Anhalt seit 1994 Haushaltsmittel fiir die
finanzielle Unterstiitzung von Hilfemal-
nahmen der freien Straffalligenvereine
zur Betreuung und Beratung erwachse-
ner Straffalliger und ihrer Angehoriger
vor. SchwerpunktméfBig handeltes sich
hierbei um eigens eingerichtete An-
lauf- und Beratungsstellen der freien
Trager. Ein weiterer Schwerpunkt ist
die Férderung von Projekten zur Ab-
wendung von Ersatzfreiheitsstrafe
durch gemeinniitzige Arbeit.

Das Zusammenwirken von staatli-
cher und privater Straffélligenhilfe in
einem dualen Hilfesystem hat sich in

Resozialisierung
- duales Hilfesystem —

Freie
Straffélligenhilfe

Sozialer
Dienst der Justiz

Sozialdienst
im Justizvollzug

Schaubild 1: Duales System

den vergangenen Jahren bewahrt und
zu einem funktionsfahigen Hilfenetz-
werk entwickelt.

Die Vergangenheit hat jedoch auch
gezeigt, dass die Ressourcen der freien
Trager, insbesonderein finanzieller Hin-
sicht, begrenzt sind. Die wirtschaftliche
Situation der Vereine ist duf3erst ange-
spannt. Die finanzielle Unterstiitzung
durch das Land hat fir die Trager der
freien Straffalligenhilfe eine Uberle-
bensnotwendige Bedeutung. Denn
in der Regel erzielen die freien Trager
schon wegen ihrer gemeinnitzigen
Zweckorientierung keine selbst erwirt-
schafteten Einnahmen. Sie verfligen
nicht Giber Vereinsvermogen, Bu3geld-
zuweisungen sind drastisch rlicklaufig
und auch das Spendenaufkommen ist
sehr gering.

Regionale Liicken und unterschied-
liche fachliche Qualitaten in der Pro-
jektarbeit bestehender Einrichtungen
waren zuletzt die Folge. AuBerdem
entwickelte sich bislang keine einheit-
liche Forderstruktur, was wiederum
eine wirksame Erfolgskontrolle nicht
zuliel3.

Hiervon ausgehend, und angeregt
durch die im Koalitionsvertrag der Re-
gierungsparteien vom 18. April 2006
beschriebenen Ziele, das Netz der Be-
ratungsstellen der Gefangenen- und
Haftentlassungsfiirsorge des Sozialen
Dienstes der Justizund der Vereine der
freien Straffélligenhilfe finanziell abzusi-
chernundauszubauen, wurden Uberle-
gungenzu einer Weiterentwicklung der
Zusammenarbeit zwischen staatlicher

und freier Straffalligenhilfe forciert.

In Zusammenarbeit mit dem Lan-
desverband fir Straffélligen- und Be-
wahrungshilfe Sachsen Anhalte.V.und
denfreienTragern der Straffalligenhilfe
wurde eine Rahmenkonzeption mitdem
Titel ,ZEBRA - Zentrum fiir Entlassungs-
hilfe, Beratung, Resozialisierung und
Anlaufstelle zur Vermittlung gemein-
nitziger Arbeit” erarbeitet, dieals Iden-
titat stiftendes Leitbild fir die Arbeit
der freien Trager der Straffalligenhilfe
dient.Kernpunkt der Rahmenkonzepti-
on bildet die Notwendigkeit zur Blinde-
lung aller vorhandenen Ressourcen der
freien Straffdlligenhilfe und daher die
Zusammenfassung verschiedener Pro-
jektangebote, die ihre Schwerpunkte
in der Straffalligenbetreuung besitzen
und bereits von hier geférdert werden.
Ergdnzend hierzu soll das Ehrenamt
gefordert werden.

Hintergrund fiir die Konzeption der
Zentralen Beratungsstellen ist zum
anderen der in samtlichen Bereichen
der Sozialen Dienste der Justiz einge-
leitete Prozess zur Schaffung einheit-
licher Standards zur Entwicklung und
Sicherung der Arbeitsqualitat.,ZEBRA”
gehortneben den Projekten:,Standards
im Sozialen Dienst der Justiz", ,SoJuS -
Neu”,Standards der Sozialarbeit im Ju-
stizvollzug®,,SOPART” (Einflihrung einer
vernetzten Fachanwendungs-Software)
und dem Aufbau einer forensischen
Ambulanz zu den Kernbereichen der
Organisationsentwicklung im Bereich
der staatlichen und freien Straffalligen-
hilfe in Sachsen-Anhalt.
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Standards im

Sozialen Dienst Ambulanz

Forensische

Organisationsentwicklung

| e | T

i Standards der Sozial-

Schaubild 2: Organisationsentwicklung im Bereich der staatlichen und freien

Straffalligenhilfe

Ziele von ZEBRA

Im Vordergrund stehen folgende

Ziele:

- Verbesserung der Hilfsangebote fiir
Haftentlassene und ihre Angehori-
ger;

- Verbesserung der Angebote im Be-
reich der Abwendung der Vollstre-
ckung von Ersatzfreiheitsstrafe durch
freie Arbeit;

- Forderung des Ehrenamtes;

- Schaffung von Transparenz in der
Angebotsstruktur;

- Entwicklung von einheitlichen Stan-
dards zur Qualitatsentwicklung und
-sicherung sowie

- flexiblere Reaktionsmoglichkeiten
bei der Initiierung neuer Projekt-
angebote oder bei der Vernetzung
bestehender Projektangeboteinner-
halb der Tragerstruktur.

Hinzu kommt , dass die Projektange-

bote der freien Trager der Straffalligen-

hilfe seit Januar 2007 in den operatio-
nellen Plan des Landes Sachsen-Anhalt

2007 bis 2013 eingebunden und mit

Landesmitteln sowie mit Mitteln des

Europdischen Sozialfonds (ESF) gefor-

dert werden. Daher sind beziiglich der

Darstellung messbarer Ergebnisse und

der Erfolgskontrollen vielfaltige admi-

nistrative Vorgaben zu beachten. Eine
klarstellende Rahmenkonzeption war
somit unerlasslich.

Schwerpunkte von ZEBRA

Die Rahmenkonzeption sieht zundchst

vor, dass die bisher nur rudimentar be-

stehenden Tatigkeitsfelder bzw. Pro-

jektangebote

- Beratungund Betreuung Straffalliger
und ihrer Angehdriger;

- Projekte zur Abwendung derVollstre-
ckung von Ersatzfreiheitsstrafe durch
freie Arbeit sowie

- Gewinnung, Schulung und Beglei-
tung ehrenamtlicher Mitarbeiter

im Rahmen einer einheitlichen Ange-

botsstruktur durch die freien Trager

vorgehalten werden.Nach Moéglichkeit
befinden sich die Standorte der ,Zen-
tralen Beratungsstellen” in raumlicher

Néhe zu Justizvollzugsanstalten und

Dienststellen des Sozialen Dienstes der

Justiz.

Wie bisher soll die Projektarbeit
durch ausgebildete Fachkrafte oder
durch Vereinsmitarbeiter mit langjah-
riger Berufserfahrung im Umgang mit
Straffalligen erfolgen. Sie bildet die
Grundlage der fachlichen Arbeit der
freien Trager der Straffélligenhilfe und
unterliegt einem Prozess standiger
Uberpriifung, Aktualisierung und ggf.
Erganzung.

Durch die freien Trager ist in einem
nachsten Schritt eine Arbeitsgemein-
schaft zu bilden, deren Aufgabe es
sein wird, ein gemeinsames Leitbild
zu entwickeln Die Arbeitsgemeinschaft
ist auch flr die Weiterentwicklung der
Rahmenkonzeption zustdndig und ar-
beitet eng mit dem Ministerium der
Justiz des Landes Sachsen-Anhalt und
dem Landesverband fir Straffélligen-
und Bewahrungshilfe Sachen-Anhalt

e.V.zusammen.

Zu den Aufgaben der Arbeitsge-
meinschaft gehoéren im Wesentlichen:
- Erarbeitung und Weiterentwicklung

von Fachstandards;

- Unterstlitzung und Beratung bei der
Praxiseinflihrung und beim Aufbau
von Hilfenetzwerken (Schnittstellen-
management)

- Zusammenarbeit mit dem Sozialen
Diensten der Justiz und den Justiz-
vollzugsanstalten;

- Erstellung eines Jahresberichtes und
der Landesstatistik;

- Teilnahme an Fachveranstaltungen;

- Entwicklung landeseinheitlicher
Strukturhilfen.

Die in der Rahmenkonzeption be-

schriebenen Fachstandards in den

jeweiligen Projektfeldern richten sich
hauptsachlich an den berufsethischen

Grundprinzipien sozialarbeiterischen

Handelns aus und umfassen folgende

Schwerpunkte:

- Prozessqualitat -

Wie konnen wir die richtigen Dinge
richtig tun?

- Strukturqualitat -

Was brauchen wir, um die richtigen
Dinge richtig zu tun?

- Ergebnisqualitat -

Haben wir dierichtigen Dinge richtig
getan?

Die sozialen Hilfen sind so zu gestal-

ten, dass der Hilfesuchende seine per-

sonlichen Schwierigkeiten 16sen kann

(Individualitatsprinzip). Die Hilfe soll

den Klienten befahigen, seine Ange-

legenheiten selbst zu regeln (Prinzip
der Hilfe zur Selbsthilfe). Eigeninitiati-
ve ist zu starken und zu férdern. Me-
thodische Grundlagen sind die soziale

Einzelhilfe, die soziale Gruppenarbeit,

Gemeinwesenarbeit, Fall- und Sozial-

management.

Im Hinblick auf die Zusammenar-
beit mit Justizvollzugsanstalten und
Dienststellen des Sozialen Dienstes der
Justizwurden Verfahrensschnittstellen
beschrieben und Verfahrensablaufe
festgelegt.

Die einheitliche Falldokumentation
und statistische Datenerhebung erfol-
gennachdendurchdie Arbeitsgemein-
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schaft zu entwickelnden Vorgaben.
Zur Gewadhrleistung der notwen-
digen Transparenz und zur Erfolgskon-
trolle werden in den Zentralen Bera-
tungsstellen eine landeseinheitliche
Falldokumentation und eine Jahressta-
tistik gefiihrt, welche durch die Arbeits-
gemeinschaft zu entwickeln sind.

Fazit

Mitder Schaffung der Sozialen Dienstes
der Justiz wurde die traditionelle Zer-
splitterung von Gerichtshilfe, Bewah-
rungshilfe und Flhrungsaufsicht auf-
gegeben zugunsten eines einheitlichen
Dienstes, dessen Hauptmerkmal die
Allzustandigkeit der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter und das Prinzip der
durchgehenden Betreuung nachden
Lebenslagen der Klienten ist. Diesen
Weg beschreiten dank der guten Erfah-
rungenin Sachsen-Anhalt unterdessen
auch andere Bundeslander.

Nach den Jahren des Aufbaus, in
denen die Funktionalitat herzustellen
war, steht in Sachsen-Anhalt jetzt der
ndchste entscheidende Schritt an. Die
Qualitatsentwicklung und Profilie-
rung der fachlichen Arbeit riicken in
den Vordergrund, Es sollen eine noch
engere Abstimmung mit den Freien
Tragern der Straffalligenhilfe und eine
regelmaBige Evaluierung der Arbeit
erfolgen. Hierflir stehen das Konzept
,ZEBRA" und die Zentralen Beratungs-
stellen.

Ralf Eickelkamp

Richter am Amtsgericht

Referatsleiter Sozialer Dienst der Justiz, M. d. J. Sachsen-Anhalt

Ralf Eickelkamp@myj.sachsen-anhalt.de

+Wir vernetzen die
Betreuungsangebote”

Interview mit Frau Professor
Dr. Angela Kolb, Ministerin der Justiz
des Landes Sachsen-Anhalt

Die aktuelle Diskussion zum Umgang
mit jugendlichen Gewalttdtern kon-
zentriert sich weitgehend auf Ver-
schdrfungen des Jugendstrafrechts.
Welche Maglichkeiten sehen Sie, im
Rahmen lhres ,,Dualen Hilfesystems”
sowohl die Hilfe wie die Kontrollmog-
lichkeiten fiir diese Tdtergruppe zu
effektivieren?

Es sind nicht nur die jugendlichen Ge-

walttater, die uns Sorgen machen. Unser
Angebot richtet sich an alle Straftater.
Unsere ,Zebras”, die zentralen Betreu-
ungsstellen, vernetzen die Betreu-
ungsangebote. Hiermit erreichen wir
hoffentlich einen groen Teil der Straf-
entlassenen und von Strafe bedrohten.
Daneben muss es spezifische Angebote
fuir spezifische Gruppen geben. Esist da-
her erforderlich, Externe starker bei der
Vermittlung von entlassenen jungen
Strafgefangenen in Arbeit und Ausbil-
dung einzubeziehen. Auf diesem Feld
haben wir bereits gute Erfahrungen
gemacht, es gibt Kooperationen mit
Bildungstragern.

Gibtesweitere Planungen der Verzah-
nung derambulanten undstationdren
Reaktionsweisen?

Hilfe und Kontrolle miissen gleicherma-
Ben gestarkt werden, umdie Sicherheit
der Bevolkerung zu gewahrleisten und
um die Integrationsmoglichkeiten der
Entlassenen zu erhohen. Wir miissen
alles tun, was moglich ist, um Betreu-
ungsbriiche zu vermeiden. Hier ist
Sachsen-Anhalt angetreten, ein Netz-
werk zu schniren. Als Stichwort fir
durchgehende Betreuung steht bei uns
,S0jus - neu” (Sozialer Dienst der Justiz
- neu). Wir prifen im Rahmen einer
Machbarkeitsstudie die durchgehende
sozialarbeiterische Betreuung in allen

Verfahrensstanden der Justiz.Wenn ein
Sozialarbeiter sowohlwéahrend alsauch
vor oder nach der Haft alle den Straf-
falligen betreffenden Informationen
blindelt, ermoglicht das, schnell und
gezielt Einfluss zu nehmen.

Daneben steht als weiterer Schwer-
punkt die Betreuung besonders risi-
kobehafteter Entlassener, die aus dem
MaBregelvollzug kommen oderaus der
Sozialtherapeutischen Anstalt entlassen
werden. Sie sollen nachihrer Entlassung
in einerforensischen Ambulanz betreut
und kontrolliert werden. Sachsen-An-
haltist eines der ersten Lander, die ihre
Konzepte jetzt umsetzungsreif haben.
Ab Mitte des Jahres wird die Ambulanz
mit zwei Standorten in Halle und Mag-
deburg in Kooperation mit dem Sozial-
ministerium aufgebaut werden.

Wird in den néichsten Jahren eine Ver-
stdrkung der personellen und sach-
lichen Ressourcen stattfinden?

Ein Schwerpunkt bei den Neueinstel-
lungen von Personal ist der Soziale
Dienst.So startetim Herbstan der Hoch-
schule Magdeburg-Stendal ein Master-
studiengang, den das Justizministerium
mit konzipiert hat. Wir bieten Lehrern
ausdem Landesdienst ein zweijahriges
Master-Studium zum Sozialarbeiter an.
Insgesamt wird es 35 Platze geben, flir
den GroB3teil der Absolventen ist eine
anschlieBende Ubernahmein den Sozi-
alen Dienst der Justiz vorgesehen.

Prof. Dr. Angela Kolb

Ministerin der Justiz des Landes Sachsen-Anhalt

www.mj.sachsen-anhalt.de
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Eine gesetzliche Grundlage fiir den Vollzug der

Untersuchungshaft

Michael K6hne, Johannes Feest

einahe dreiBig Jahre nach In-

krafttreten des Strafvollzugsge-
setzes (StVollzG) entschied unlangst
das Bundesverfassungsgericht, dass
der Jugendstrafvollzug einer eigenen
gesetzlichen Grundlage bedarf. Der
Erlass von Gesetzen zum Vollzug der
Untersuchungshaftist dagegen in den
meisten Bundeslandern (noch) nicht
anzusehen. Im folgenden Beitrag wird
die Erforderlichkeit einer gesetzlichen
RegelungdesVollzugs auch dieser Form
der Freiheitsentziehung sowie einige
Grundzulge eines solchen Gesetzes na-
her behandelt.

Einleitung

ImJahr 1977 trat nach langen Vorarbei-
ten und einer diese beschleunigenden
Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts' das StVollzG?in Kraft. Obwohl
bereits damals erkannt worden war,
dass der Vollzug der Jugendstrafe und
der Vollzug der Untersuchungshaft
ebenfalls einer jeweils gesonderten
gesetzlichen Regelung bediirfen3, ist
erst 2006 die Verfassungswidrigkeit des
Fehlens einer gesetzlichen Grundlage
fur den Jugendstrafvollzug vom Bun-
desverfassungsgerichtausgesprochen
worden*, Es ist schon mehrfach darauf
hingewiesen worden, dass auch der
Untersuchungshaftvollzug gesetzlich
geregelt werden miisste®. Das jiingste
bundesverfassungsgerichtliche Urteil
zum ,gesetzlosen” Jugendstrafvollzug
und die Ubertragung der Gesetzge-
bungszustandigkeit (auch) fir den
Vollzug der Untersuchungshaft auf die
Lander® geben nunmehr Anlass zu einer
erneuten Befassung mit diesemThema.
Niedersachsen hat als erstes Bundes-
landim Rahmen des Niedersachsischen
Justizvollzugsgesetzes (NJVollzG) ge-
setzliche Vorschriften zum Untersu-
chungshaftvollzug vorgesehen.

Erforderlichkeit einer
gesetzlichen Regelung

1. Die Rechtslage

Derzeit stellt § 119 StPO weitgehend
die gesetzliche Grundlage fiir den
Vollzug der Untersuchungshaft dar.
Er beschreibt jedoch lediglich einige
Grundsatze: Neben Bestimmungen zur
Unterbringung des Gefangenen (Abs.1
und 2), zur Zuldssigkeit seiner Fesselung
(Abs.5) und zur Zustandigkeit fir MaB3-
nahmen im Vollzug (Abs.6) enthalt die
VorschriftzweiGeneralklauseln tGiber be-
schrankende MafBhahmen (Abs.3) und
die Grenzen der freien Entfaltung des
Gefangenen (Abs.4). Da diese wenigen
und eher allgemein gehaltenen Vor-
schriften nicht alle Details des Vollzugs
derUntersuchungshaftregeln konnen,
haben die Landesjustizverwaltungen
einheitlich die Untersuchungshaftvoll-
zugsordnung (UVollzO) erlassen, eine
allgemeineVerwaltungsanordnung, die
fir den Richter nicht bindend ist’. In
der Praxis wird allerdings beim Fehlen
einergesondertenrichterlichen Anord-
nung angenommen, dass die UVollzO
auch in dem konkreten Einzelfall An-
wendung finden soll (Nr.2 Abs.2 Satz
2 UVollzO legt diese Annahme fest).
Praktisch bestimmen deshalb regelma-
Big die Regelungen der UVollzO (und
damit kein Gesetz) im wesentlichen die
Bedingungen der Untersuchungshaft®.
Zurgesetzlichen Regelung desVollzugs
der Untersuchungshaft sind im Laufe
der Jahre bereits mehrere Gesetzesent-
wiirfe vorgelegt worden®, von denen
aber bislang keiner umgesetzt worden
ist. Lediglich in Niedersachsen gibt es
jetzt einen Entwurf, der eine genauere
gesetzliche Regelung enthalt.

2. Die tatsachliche Situation

Aufgrund der UVollzO erfahrt der Un-
tersuchungshaftling taglich viele Be-
schrankungen. Da er nicht zur Arbeit

verpflichtetist (Nr.42 UVollzO) und ihm
taglich (lediglich) eine Stunde Aufent-
halt im Freien ermdglicht werden soll
(Nr.55 UVollzO), befindet er sich nicht
selten 23 Stunden am Tag unter Ver-
schlussin seinem Haftraum. Haufig darf
er (nach Nrn.24, 25 UVolIzO) nur alle
zwei Wochen fiir dreilig Minuten Be-
suchempfangen,derdanninaller Regel
Uberwacht wird (Nr.27 UVollzO). Auch
sein Schriftwechsel wird iberwacht
(Nr.30 UVolIzO), eine Telefonerlaubnis
(Nr.38 UVollzO) wird ihm oftmals nicht
erteilt. Die Moglichkeit, die Freizeit mit
anderen Untersuchungsgefangenen
gemeinsam zu verbringen, ist vielfach
ebenfalls nicht gegeben. Diese Ein-
schrankungen lassen sich schwerlich
mit der Unschuldsvermutung'® ver-
einbaren''. Die Mangelhaftigkeit von
Vollzugsbedingungen in der Untersu-
chungshaft lasst sich besonders auch
dadurch belegen, dass unlangst einem
Strafgefangenen gerichtlich zugespro-
chenwurde, ineiner Strafvollzugsanstalt
stattin einer Untersuchungshaftanstalt
untergebracht zu werden'2. Der prak-
tische Vollzug der Untersuchungshaft
ist nicht selten (noch) schlechter als
der Vollzug der Freiheitsstrafe’. Dem
Gebot der Vermeidung einer Entsozi-
alisierung des Untersuchungsgefan-
genen' wird die Praxis hiufig nicht
wirklich gerecht.

3. Rechtliche Bewertung

Es erscheint rechtlich kaum vertret-
bar, einen als unschuldig geltenden-
Untersuchungshéftling einem vielfach
starker belastenden Vollzug auszuset-
zen als einen rechtskraftig verurteilten
Straftater. Dass die Untersuchungshaft
nicht auf die Resozialisierung des Ge-
fangenenauszurichtenist, kann es nicht
rechtfertigen, den Untersuchungsge-
fangenen schlechter zu stellen als den
Strafgefangenen. Die Unschuldsver-
mutung wiirde regelmaBig eher ei-
nen vergleichbar weniger Beschran-
kungen unterworfenen Vollzug nahe
legen. -Eingriffe in die Grundrechte
von Strafgefangenen bedirfen einer
gesetzlichen Grundlage, welche die Ein-
griffsvoraussetzungenin hinreichender
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Bestimmtheit normiert. Der Strafvollzug
ist nicht als ein ,besonderes Gewalt-
verhéltnis” anzusehen, das eine un-
bestimmte Beschréankung von Grund-
rechten der Gefangenen zulieBe'®. Dies
giltgleichermaBen fiir den Jugendstraf-
vollzug, weil auch dort die Gefangenen
Grundrechtstrager sind'6. Ebenso wie
erwachsene und jugendliche Strafge-
fangene sind auch Untersuchungsge-
fangene Trager von Grundrechten. Der
Untersuchungshéftling ist zwar nicht
(entsprechend § 2 Satz 1 StVollzG) zu
einem kiinftigen Leben ohne Straftaten
zu befdhigen, weil (noch) nicht recht-
kraftig festgestellt worden ist, dass er
Uberhaupt eine Straftat begangen hat.
Hinsichtlich der Art und Weise, in der
die Grundrechte eingeschrankt werden
konnen, sind aber keine Unterschiede
gegeben. Es bedarf daher auch in der
Untersuchungshaft einer gesetzlichen
Grundlage. Ob § 119 Abs.3 StPO in-
soweit als ausreichend anzusehen ist,
erscheint fraglich. Das Bundesverfas-
sungsgerichthatangenommen, dass di-
eseVorschrifteine verfassungsrechtlich
zureichende gesetzliche Grundlage fiir
Einschrankungen grundrechtlicher Frei-
heiten des Untersuchungsgefangenen
darstelle'”. Die Generalklausel des§ 119
Abs.3 StPO enthalt aber keine inhalt-
liche Regelung der mdglichen Rechts-
beschrankungen fiir Untersuchungs-
haftlinge, sondern umschreibt mitdem
Zweck der Untersuchungshaft und der
OrdnunginderVollzugsanstaltlediglich
die Grenzen beschrankender Maf3nah-
men. Eine —abschlieende- Aufzdhlung
zuldssiger Einschrankungen leistet sie
gerade nicht. Weder die erlaubte Form
noch der Umfang oder die maximale
Dauer einer Beschrankung lassen sich
ihr entnehmen. Die Einstufung des §
119 Abs.3 StPOals hinreichende gesetz-
liche Grundlage fiir Einschrankungen
begegnet danach schon grundsatzlich
erheblichen Bedenken, da erdiese tiber-
haupt nicht ndher auffiihrt'®. Selbst
bei Ablehnung dieser grundsatzlichen
Zweifel bleibt dennoch die Frage, ob §
119 Abs.3 StPO als Grundlage fiir Be-
schrankungen von Grundrechten geni-
gend bestimmtist. Da die Grundrechte

(auch von Gefangenen) nicht beliebig
oder nach Ermessen eingeschrankt
werden kénnen'®, missen beschran-
kende - gesetzliche - Regelungen ihre
Reichweite ausreichend deutlich auf-
zeigen. Erforderlich ist eine moglichst
umfassende und genaue Schilderung
der zuldssigen Beschrankungen, auch
um dem Betroffenen Rechtsschutz ge-
gen Uberschreitungen zu erméglichen.
Aus§ 119 Abs.3 StPO kann einvon einer
MaBnahme betroffener Untersuchungs-
gefangener aber nicht entnehmen, ob
eine Einschrankung seiner Grundrechte
vom Gesetzgeber als zuldssig erachtet
wird. Dem vollig offenen Begriff der
,Beschrankungen” (mit der Beschrei-
bung ihrer Grenzen) mangelt es somit
aninhaltlicher Bestimmtheit. Er erlaubt
im konkreten Fall (z.B. Briefkontrolle
oder Besitz von Gegenstanden) grund-
satzlich jede mogliche Einschrankung
von Grundrechten. Zwar kann bei einer
gesetzlichen Beschrankung von Grund-
rechten auf Generalklauseln nicht ver-
zichtet werden?®. Das génzliche Fehlen
einer inhaltlichen Regelung erscheint
aber nicht hinnehmbar.

§ 119 Abs.3 StPO reicht danach
schon rein rechtlich nicht als gesetz-
liche Grundlage fiir Beschrankungen
der Grundrechte von Untersuchungsge-
fangenen aus. In tatséchlicher Hinsicht
zeigt das Bestehen der bundeseinheit-
lichen UVollzO?', dass § 119 Abs.3 StPO
nicht als Erméachtigung fir alle im Voll-
zug der Untersuchungshaft notwendig
erscheinenden Grundrechtseingriffe
geniigen kann?2. Die UVollzO sollim In-
teresse einer einheitlichen Vollzugspra-
xis durch detailliertere Regelungen die
Generalklauseln des§ 119 StPO konkre-
tisieren?, Durch diese allgemeine Ver-
waltungsanordnung wird allerdings die
gesetzliche Regelung in ihr Gegenteil
verkehrt, da § 119 Abs.3 StPO vorsieht,
dass Beschrankungenanzuordnensind
und alles nicht derart Beschrankte da-
mit erlaubt ist, wahrend die UVollzO
bestimmte Gestattungen und Berech-
tigungen fiirden Untersuchungsgefan-
genen enthalt. Alles nicht ausdrticklich
durch die UVollzO Gestattete bedarf
einer richterlichen Genehmigung?*.

Jedenfalls belegt aber der offenbar als
erforderlich erachtete Erlass von um-
fangreichen Verwaltungsvorschriften
zur Untersuchungshaft deutlich, dass
die gesetzliche Generalklauseldes§ 119
Abs.3 StPO keineswegs als ausreichende
Grundlage fur den praktischen Vollzug
dieser Form der Freiheitsentziehung
angesehen werden kann. —-Somit gibt
es derzeit keine hinreichende gesetz-
liche Grundlage fiir den Vollzug von
Untersuchungshaft. Deshalb ist eine
gesetzliche Regelung in Form eines
Untersuchungshaftvollzugsgesetzes
(UVollzG) notwendig. Diese Auffassung
wird durch den Gesetzesentwurfin Nie-
dersachsen bestatigt.

Grundziige eines UVollzG

Aus Raumgriinden kann hier kein voll-
standig ausgearbeiteter Gesetzesent-
wurfvorgestellt, sondern lediglich eine
Behandlung einiger grundlegender
Probleme einer solchen Regelung vor-
genommen werden.

1. Die Frage der Zustindigkeit

Nachdemjiingstin Art.74 Abs.1 Nr.1 GG
das Recht des Untersuchungshaftvoll-
zugs ausdriicklich von der konkurrie-
renden Gesetzgebung ausgenommen
worden ist?, sind die Bundesldnder
fur eine gesetzliche Regelung des Voll-
zugs der Untersuchungshaft zustandig.
Dennoch sprechen mehrere Gesichts-
punkte gegen eine vollkommen eigene
und damit (teilweise) stark voneinan-
der abweichende Normierung in den
einzelnen Landern. Ein schon von der
gesetzlichen Regelung her erheblich
unterschiedlicher Vollzug der Unter-
suchungshaft begegnet wesentlichen
verfassungsrechtlichen Bedenken, daer
kaum mitdem allgemeinen Gleichheits-
satz des Art.3 Abs.1 GG zu vereinbaren
ist.Zwischen Untersuchungshaftlingen
in verschiedenen Bundeslandern gibt
es namlich grundsatzlich keine erheb-
lichen tatsachlichen Unterschiede.
Sie bilden vielmehr eine gleichartige
Gruppe, so dass fiir eine regional ab-
weichende Behandlung kein sachlicher
Grund und damit keine verfassungs-
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rechtliche Rechtfertigung besteht.
Zudem macht nur ein weitestgehend
gleicher Vollzug wirklich Sinn, da die
Gefangenen zwecks Gewadhrleistung
derDurchfiihrung des einheitlich gere-
gelten Strafverfahrens wegen des drin-
genden Verdachts einer bundesweit
Ubereinstimmend mit Strafe bedrohten
Tat einsitzen. AuBBerdem verdeutlicht
die von den Bundeslandern erlassene
UVollzO?, dass auch der Praxis an einem
mdglichsteinheitlichenVollzug gelegen
ist. Dahererscheinteininallen Landern
gleiches Untersuchungshaftvollzugs-
gesetz ratsam. Der gesetzgeberische
Alleingangin Niedersachsenistdeshalb
grundsatzlich abzulehnen.

2, Die Unschuldsvermutung

Als zentraler Punkt eines Untersu-
chungshaftvollzugsgesetzes sollte der
Umstand, dass der Untersuchungsge-
fangene rechtlich als unschuldig zu
behandeln ist (Art.6 Abs.2 MRK), ein-
deutig herausgestellt werden. Bisherige
Entwiirfe eines (Bundes-)UVollzG haben
die Unschuldsvermutung nicht immer
hinreichend beachtet”. Die Untersu-
chungshaft ist keine vorweggenom-
mene Strafhaft?®, Dem ist durch ihren
Vollzug Rechnung zu tragen, indem
den Insassen moglichst weitgehende
Freiheiten gelassen werden. Da dies in
der derzeitigen Praxis — gerade auch
im Vergleich zum Strafvollzug - oft-
mals nicht geschieht?®, ist es sinnvoll,
durch eine dem Gesetz vorangestellte
Generalklausel ausdriicklich auf dieden
Vollzug (mit-) bestimmende Unschulds-
vermutung hinzuweisen § 130 Abs.1
NJVollzG sieht dies auch vor. Bei kon-
kreten gesetzlichen Berechtigungen
oder Gestattungen bzw. gesetzlichen
Beschrankungen von Rechten der Ge-
fangenen sollte sie zusatzlich besonders
bertcksichtigt werden.

3. Zweck(e) der Untersuchungshaft

Die (als Grundlagefiir Beschrankungen
von Rechten unzureichende3®) Vor-
schrift des § 119 Abs.3 StPO fiihrt den
.Zweck der Untersuchungshaft” als
Berechtigung flir Beschrankungen an.
Zweck der Untersuchungshaft ist es,

die Durchfiihrung eines geordneten
Strafverfahrens zu gewahrleisten
und die spatere Strafvollstreckung si-
cherzustellen®'. Diese Sicherung des
Strafverfahrens (die im Gbrigen ohne-
hin nicht Zweck der ,Sicherungshaft”
des § 112 a StPO ist) erfordert aber
je nach dem vorliegenden Haftgrund
unterschiedliche MaBBnahmen. Be-
schrankungen der Rechte von Un-
tersuchungsgefangenen, bei denen
Fluchtgefahr (§ 112 Abs.2 Nr.2 StPO)
angenommen wird, erscheinen etwa
gegeniibersolchen, beidenenVerdun-
kelungshandlungen beflirchtet werden
(§ 112 Abs.2 Nr.3 StPO), besonders auch
im Hinblick auf den VerhaltnismaRig-
keitsgrundsatz nicht in gleicher Form
und im gleichen Umfang angebracht
(dasselbe gilt auch umgekehrt). Der
~Zweck der Untersuchungshaft” ist
daher -genau genommen- am jeweils
angenommenen Haftgrund ausgerich-
tet®2. Es gibt somit tatséchlich nicht
einen allgemeinen ,Zweck der Unter-
suchungshaft” sondern eher mehrere
nach den Sicherheitserfordernissen
teilweise wesentlich unterschiedliche
Zwecke, die Differenzierungen in den
die Betroffenen einschrankenden Maf3-
nahmen notwendig erscheinen lassen.
Die geltenden generellen ,Beschran-
kungen” in § 119 Abs.3 StPO und die
Vorschriften der UVollzO werden dem
nicht gerecht®. Um die praktischen
Bedurfnisse insoweit wirklich erfiil-
len zu kdnnen, bedarf es demnach im
UVollzG einer jeweils nach dem Haft-
zweck gewichteten Ausgestaltung der
Vollzugsbedingungen. Erforderlich ist
somit eine unterschiedliche Regelung
je nach Haftgrund. § 129 NJVollzG er-
wahnt zwar die ,in den gesetzlichen
Haftgriinden zum Ausdruck kommen-
den Gefahren”. Eine Differenzierung
von Massnahmen nach dem konkret
vorliegenden Haftzweck ist damit aber
wohl nicht beabsichtigt.

4. Der Gesichtspunkt der ,Ordnung
in der Vollzugsanstalt”

Als weiteren moglichen Grund fir Ein-
schrankungen enthadlt§ 119 Abs.3 StPO
die ,Ordnung in der Vollzugsanstalt”.

Dieser Begriff ist allerdings schwer na-
her zu bestimmen3*. Nach gingiger
Auffassung umfasst er alle Vorausset-
zungen, die erforderlich sind, um den
Betrieb einer Untersuchungshaftanstalt
sachgerecht ablaufen zu lassen bzw.
um das Funktionieren des Lebens in
der Anstalt nicht in Frage zu stellen®.
Dabei soll es keinen Grund geben, den
Begriff eng auszulegen und darunter
nur ein Mindestmaf an Ordnung zu ver-
stehen®®. Durch diese rein abstrakte In-
terpretation werden allerdings lediglich
die dullersten Rahmenbedingungen
der,Ordnung” umschrieben. Eine um-
fassendere Festlegung wird vermieden.
Eswirdangenommen, dass eine ndhere
Konkretisierung des Begriffs ohnehin
erst erfolgen kann, wenn es um die
Regelung von Einzelheiten geht®’. Der
Versuch einer genaueren generellen
Begriffsbestimmung der ,Ordnung”
kann somit nicht gelingen. Da aber
eine Beschrankung der Grundrechte
von Untersuchungsgefangenen ge-
rechtfertigt werden soll, missten An-
lass, Form, Umfang und Dauer eines
maoglichen Eingriffs prazise beschrieben
werden. Der Begriff der ,Ordnung” ist
insoweit nicht geeignet, eine derart -
notwendig - detaillierte Normierung
darzustellen oder zu ersetzen.In einem
UVollzG misste danach vielmehr eine
(abschlieBende) moglichst eindeutige
Aufzdhlung von Berechtigungen, Ge-
stattungen, Eingriffsbefugnissen und
Verboten erfolgen. Der Gesichtspunkt
der,Ordnung”ist bei dieser Aufstellung
einzelner MaBnahmen zu konkretisie-
ren und jeweils mit der Unschuldsver-
mutung abzuwdgen. Das NJVollzG wird
dem nicht gerecht, da in ihm - z.B. bei
der Einschrankung des gemeinschaft-
lichen Aufenthalts (§ 137 Abs. 4) oder
der Begrenzung des Rechts auf eige-
ne Kleidung sowie des Einkaufs (§ 138
Abs.4)-der praktisch beliebig offene Be-
griff der,Ordnung in der Anstalt” ohne
nahere Definition verwendet wird.

5. Einzelne (problematische)
Regelungsbereiche

Von den vielen im Vollzug der Unter-
suchungshaft zu regelnden Problem-
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feldern sollen hier nur einige kurz be-
handelt werden?®,

- Bei Besuchen (derzeit normiert in
Nr.24 ff. UVollzO) sind vor allem die Er-
laubnis, die Haufigkeit und Dauer sowie
die Zulissigkeit einer Uberwachung zu
regeln.DaBesuchedeneinzigen person-
lichen Kontakt zur AuBenwelt darstellen
und zudem auch der Regelung von
drauBBen gegebenen Angelegenheiten
dienen, hat der Besuch fiirden Gefange-
nen eine besondere Bedeutung®. Die
Unschuldsvermutung spricht dabei ge-
nerell fir eine sehr groBzligige Erlaubnis
von Besuchen, deren Haufigkeit und
Dauer die Besuchsmoglichkeiten im
Strafvollzug deutlich Gbersteigen sollte,
und die allenfalls in Einzelfallen empi-
risch belegbarer konkreter Gefahren
verweigert werden dirfte. Besonders
zu beachten ist hierbei der Haftgrund,
da bei Fluchtverdachtigen (hinsicht-
lich potenziellen Fluchthelfern) oder
Verdunkelungsverdachtigen (beziglich
Zeugen oder diesen nahe stehenden
Personen) eher eine Besuchssperre in
Betracht kommen wirde als bei der
Wiederholungsgefahr. Als milderes Mit-
telwird eine Besuchsiiberwachung oh-
nehin regelmaBig einer Verweigerung
der Besuchserlaubnis vorzuziehen sein
(auch hier ist nach dem Haftgrund zu
differenzieren, da etwa bei der Wieder-
holungsgefahr eine Uberwachung in
der Regel nicht erforderlich erscheint).
§§ 139, 140 NJVollzG Uiberzeugen nicht,
da sie auf die Regelung fiir den Straf-
vollzug (§ 25 StVollzG) verweisen und
eineregelmissige Uberwachung vorse-
hen, wodurch die Unschuldsvermutung
nicht hinreichend beachtet wird.

- Praktisch sehr bedeutsam ist auch
der Bereich des Schriftverkehrs (jetzt
geregeltin Nr.28 ff. UVollzO). Neben der
Frage von -allenfalls ausnahmsweise
denkbaren- umfassenden Beschran-
kungenim Einzelfall (insoweit ware wie-
derum eine Unterscheidung nach dem
Haftgrund sinnvoll) braucht besonders
auch die Uberwachung von ein- und
ausgehenden Schreiben eine gesetz-
liche Normierung. Dabei steht die Un-
schuldsvermutung einer vollstandigen
Inhaltskontrolle samtlicher Briefe unab-

hangig von konkreten Anhaltspunkten
fiir eine Gefahrdung entgegen®. Emp-
fehlenswert erscheint vielmehrein nach
dem Haftgrund abgestuftes Kontroll-
system, da etwa bei angenommener
Verdunkelungsgefahr eine Postkontrol-
le eher Sinn haben kann als bei Wie-
derholungsgefahr*'. Kontrollen wegen
des Verdachts einer —im Gesetz ndher
zu beschreibenden- Gefdhrdung der
,Ordnungin der Anstalt” sollten nur bei
konkreten Anlassenzugelassen werden.
Beim speziellen Problem von fremd-
sprachigen Briefen ist das Hinzuziehen
eines Dolmetschers einem dauerhaften
Anhalten eines Schreibens vorzuzie-
hen.Generellist eine Verminderung der
Postkontrolle aberauBBerdem geeignet,
Personal flr andere Aufgaben einzu-
setzen. In § 142 NJVollzG wird eine ge-
nerelle Uberwachung ohne Trennung
nach Haftgrund und Erfordernis eines
konkreten Anlasses festgeschrieben,
was nicht mit der Unschuldsvermutung
zu vereinbaren ist.

- Gesetzlich geregelt werden sollte
auch die Mindestgr6Be des Haftraums.
Derzeit gibtes—ebenso wieim StVollzG
- keine genaue Festlegung von mini-
maler Bodenflache und/oder Mindest-
rauminhalt. Als Folge daraus entspre-
chen die ZellengréBen in der Praxis oft
nicht den zu fordernden Mindeststan-
dards*. Die in § 119 Abs.1 und 2 StPO
grundsatzlich vorgesehene Einzelun-
terbringung® erfordert regelméRig ei-
nen Einzelhaftraum, dessen Grof3e —vor
allem auch im Hinblick auf die Wirde
des Menschen- unter Beachtung der
Unschuldsvermutung dievon Zellenim
Strafvollzug keinesfalls unterschreiten
dirfte.

- Da die Dauer der Untersuchungs-
haft in aller Regel kirzer ist als eine
anschlieBende Strafvollzugszeit ist das
Feld der Haftraumausstattung mit eige-
nen Sachen von vergleichsweise gerin-
gererBedeutung. Allerdings sollte dem
Untersuchungshaftling eingerdaumt
werden, im bestimmten Umfang eigene
Gegenstande (z.B. Kissen und Bettwa-
sche, Essgeschirr, Tassen, Glaser, einen
Wecker etc.) in seiner Zelle benutzen
zu konnen. Die Unschuldsvermutung

spricht auch insoweit fiir eine groRzi-
gige Gestattung.

- Regelungsbediirftig ist ebenfalls
der Besitz von Gegenstédnden fiir die
Freizeitbeschdftigung. Diesbeziglich
kommt es namlich in der Praxis —ins-
besondere wegen der Nutzung elek-
tronischer Gerate — sehr oft zu Proble-
men*4, Die —abstrakte - Regelung in §
70 StVollzG enthélt keine hinreichend
eindeutigen Ausschlussmdoglichkeiten,
so dass eine entsprechende (leicht ab-
gewandelte) Ubernahmein ein UVollzG
nichtratsam erscheint.Esisteherange-
bracht,auch hierwegen der Unschulds-
vermutung dem Untersuchungshaft-
ling prinzipiell groBere Freiheiten zu
gewdbhren, die je nach dem Haftgrund
mehroderweniger beschranktwerden
kénnen. Die Ubertragung der Regelung
des Strafvollzugs (§ 138 Abs. 1 und 4
NJVollzG) bzw. die Verweisung auf die
Regelung fiir Strafgefangene (§ 148
NJVollzG) gentigt daher nicht.

Insgesamt sollte danach bei allen
denVollzug der Untersuchungshaft ge-
staltenden Vorschriften die Unschulds-
vermutung im Mittelpunkt stehen und
hieran anschlieend eine nach dem
Haftzweck getrennte Regelung jeder
MafBnahme festgeschrieben werden.
Die Untersuchungshaftvollzugsvor-
schriften im NJVollzG Gbernehmen
dagegenim Wesentlichen Regelungen
des Strafvollzugs und stellen somit trotz
grundsatzlicher Erwdhnung der Un-
schuldsvermutung keine ausreichende
Normierung dar.

Zusammenfassung und
Schluss

Die Einschrankung der Grundrechte von
Gefangenen bedarf einer gesetzlichen
Grundlage. Dies gilt auch bei Unter-
suchungshaftlingen. Die jetzige Lage
mit der Normierung desVollzugs durch
wenige gesetzliche Generalklauseln
und viele (diese naher konkretisieren-
de) Verwaltungsvorschriften (UVollzO)
reicht aber rechtlich und tatsachlich
nicht aus. Nicht selten ist der Vollzug
der Untersuchungshaft noch belasten-
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der als der Strafvollzug. Deshalb wird
ein Untersuchungshaftvollzugsgesetz
bendtigt. Sinnvoll dirfte hierbei aus-
schlieBlich eine Ubereinstimmende
Regelung in allen Bundeslandern sein.
Die Vorschriften des UVollzG mussten
als wichtigsten Aspekt die Unschulds-
vermutung berlicksichtigen. Die tat-
sachlich verschiedenen Zwecke der
Untersuchungshaft legen auflerdem
eine unterschiedliche Ausgestaltung
des Vollzugs je nach Haftgrund nahe.
SchlieB3lich sind Einschrankungen we-
gen einer moglichen Gefahrdung der
,Ordnung in der Anstalt” hinsichtlich
ihrer Voraussetzungen und ihrem Aus-
maf moglichst prazise zu bestimmen.
—Durch ein UVolIzG lassen sich gewiss
nicht alle Probleme mit dieser Art der
Freiheitsentziehung I6sen. Wichtig ist
vor allem auch eine Reduzierung der
Zahl der Untersuchungsgefangenen
durch Projekte zur Haftvermeidung®.
Eine Verbesserung der derzeitigen Si-
tuation von Untersuchungshéftlingen
durch eine gesetzliche Regelung er-
scheintdennoch dringend geboten. Die
im NJVollzG vorgesehen Normierung ist
insoweit aber als vollig unzureichend
anzusehen.

1 BVerfGE 33, 1 ff. = NJW 1972, 811 ff.

2 BGBI. 11976, 581 ff.

3Vgl. BReg BT-Drs. 7/918, S. 99.
4Vgl.BVerfGNJW 2006, 2093 ff,; hierzu Ostendorf,
NJW 2006, 2073 f.; zuvor etwa schon Bammann/
Feest, in AK-StVollzG, 5.Aufl.2006, vor § 176 Rdnr.15
f. m.w.N.

5Vgl.etwaFeest/Kohne,in AK-StVollzG, 5.Aufl.2006,
vor § 177 Rdnr.10; Paeffgen, in SK-StPO, § 119
Rdnr.3; Schlothauer/Weider, Untersuchungshaft,
3.Aufl.2001, Rdnr.960; Miinchhalffen/Gatzweiler,
Das Recht der Untersuchungshaft, 2.Aufl.2002,
Rdnr.442; Schéch, in Kaiser/Schéch, Strafvollzug,
5.Aufl.2002, § 5 Rdnr.124; Walter, Strafvollzug,
2.Aufl.1999, Rdnr.18 a; Réssner, JZ 1988, 116 ff.;
Baumann, JZ 1990, 107 ff.; auch Sondervotum
Hirsch, in BVerfGE 57, 182 ff.

6 Vgl. BGBI. 12006, 2034, 2035.

7 Nédher etwa Feest/Kéhne, (Fn.5),vor § 177 Rdnr.7;
Schlothauer/Weider, (Fn.5), Rdnr.954; Miinchhalf-
fen/Gatzweiler, (Fn.5), Rdnr.438; Boujong, in KK-
StPO, 5.Aufl.2003, § 119 Rdnr.2; Hilger, in Lowe-
Rosenberg, StPO Band 2, 25.Aufl.2004, § 119
Rdnr.5; Text der UVollzO abgedruckt bei Paeffgen,
(Fn.5), Anhang zu § 119.

8 Kritisch hierzu besonders Schlothauer/Weider,
(Fn.5), Rdnr.954; Feest/Kéhne, (Fn.5), vor § 177
Rdnr.7; Paeffgen, (Fn.5), § 119 Rdnr.4.

9 Naher etwa Feest/Khne, (Fn.5),vor§ 177 Rdnr.11
m.w.N.; auch Réssner, (Fn.5).

10 Der Untersuchungsgefangene gilt bis zur
rechtskréftigen Verurteilung als unschuldig; die
Untersuchungshaft wird deshalb pointiert als
,Freiheitsberaubung gegeniber einem Unschul-
digen” bezeichnet, vgl. Hassemer, StV 1984, 38,
40.

11 Kritisch etwa auch Feest/K6hne, (Fn.5), vor §
177 Rdnr.5 und 8.

12 Vgl. HansOLG Hamburg StraFo 2005, 392 f.
13 So etwa Baumann, (Fn.5), 110.

14 Vgl. Feest/K6hne, (Fn.5); Schoch, (Fn.5).

15 Vgl. BVerfGE 33, 1, 9 ff. = NJW 1972, 811, 812;
BVerfGE 40, 276, 283 = NJW 1976, 37.

16 Vgl. BVerfG NJW 2006, 2093, 2094.

17 Vgl. BVerfGE 57, 170, 177; auch BVerfGE 35,
311, 316; dhnlich schon zur Vorgdngervorschrift
(§ 116 Abs.2 StPO) allerdings unter Hinweis auf
das ,besondere Gewaltverhaltnis” BVerfGE 15,
288, 293.

18 Kritisch etwa auch Hirsch, (Fn.5).

19Vgl. BVerfGE 33,1, 11 = NJW 1972, 811, 812.
20 So zum Strafvollzug BVerfGE 33, 1, 11 = NJW
1972,811,812.

21 Hierzu oben 1.

22 So auch Paeffgen, (Fn.5).

23 Vgl. Boujong, (Fn.7), § 119 Rdnr.1; Lemke, in
HK-StPO, 3.Aufl.2001, § 119 Rdnr.3.

24\gl. Feest/Kohne, (Fn.5),vor § 177 Rdnr.7; Schlo-
thauer/Weider, (Fn.5), Rdnr.954; Hilger, (Fn.7).
25Vgl. BGBI. 1 2006, 2034, 2035.

26 Hierzu oben II.1. und I1.3.

27Vgl.etwa Feest/Kéhne, (Fn.5),vor§ 177 Rdnr.12;
Miinchhalffen/Gatzweiler, (Fn.5), Rdnr.444; Paeff-
gen/Seebode, ZRP 1999, 524, 525 f.

28 Vgl. Schlothauer/Weider, (Fn.5), Rdnr.963;
Boujong, (Fn.7), vor § 112 Rdnr.11 und § 119
Rdnr.10.

29 Ndher oben I1.2.

30 N&her oben I1.3.

31Vgl. etwa BVerfGE 32, 87, 93; BVerfG StV 1996,
156.

32 So auch Schlothauer/Weider, (Fn.5), Rdnr.325
und 964; ahnlich Miinchhalffen/Gatzweiler, (Fn.5),
Rdnr.460; Paeffgen, (Fn.5),§ 119 Rdnr.11.

33 So auch Baumann, (Fn.5), 111.

34 So Boujong, (Fn.7), § 119 Rdnr.13; dhnlich
Paeffgen, (Fn.5), § 119 Rdnr.12 (,mehrdeutiger
Terminus”).

35Vgl. etwa OLG Niirnberg MDR 1969, 501; OLG
Dusseldorf NStZ 1999, 536.

36 Vgl. BVerfGE 35, 311, 317; OLG Disseldorf
NStZ 1999, 536.

37 So Schlothauer/Weider, (Fn.5), Rdnr.965.

38 Nahere Ausflihrungen hierzu etwa Feest/Koh-
ne, (Fn.5), vor § 177 Rdnr.8; Schlothauer/Weider,
(Fn.5), Rdnr. 974 ff,, Mlnchhalffen/Gatzweiler,
(Fn.5), Rdnr.465 ff.; Schéch, (Fn.5), § 5 Rdnr.123.
39 Vgl. Schlothauer/Weider, (Fn.5), Rdnr.1027.
40 Anders Nr.30 UVolIzO; vgl. auch OLG Stuttgart
NStZ 1999, 216 (Ls).

41 Vgl. Feest/K6hne, (Fn.5), vor § 177 Rdnr.8.

42 Vgl. Schlothauer/Weider, (Fn.5), Rdnr.982.

43 Die in der Praxis oftmals nicht verwirklicht wird,
vgl. Schlothauer/Weider, (Fn.5), Rdnr.976 ff.
44Vgl.etwa Rechtsprechungsnachweise bei Fee-
st/Kohne, (Fn.5), vor § 177 Rdnr.8; Schlothauer/
Weider, (Fn.5), Rdnr.1008; Miinchhalffen/Gatzwei-
ler, (Fn.5), Rdnr.574f.; Schéch, (Fn.5),§ 5 Rdnr.123.
5Hierzu etwa Feest/K6hne, (Fn.5),vor§ 177 Rdnr.3;
Schlothauer/Weider, (Fn.5), Rdnr.516.

Michael Kdhne

Frei schaffender Jurist

Prof. Dr. Johannes Feest

Universitdt Bremen, Strafvollzugsarchiv
www.strafvollzugsarchiv.de

info@strafvollzugsarchiv.de
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OLG Niirnberg

§§ 86, 130 StVollzG

(Anfertigung von
Ganzkorperaufnahmen)

Vor der Anordnung von Lichtbildauf-
nahmen, die mit einer Entkleidung bis
auf die Unterhose verbunden sind, be-
darf es aus Griinden der Verhaltnisma-
Bigkeit konkreter Anhaltspunkte, die
die Annahme rechtfertigen, dass sich
individuelle Identifizierungsmerkmale
des Strafgefangenen auf dessen sonst
durch Kleidung verdeckten Haut liber-
haupt finden lassen.

(Beschluss des OLG Niirnberg vom
12.03.2007 -2 Ws 52/07-)

Griinde:

I

Der Rechtsbeschwerdefiihrer ist Siche-
rungsverwahrter in der Justizvollzugs-
anstalt S. Vollstreckt wurde zunachst
eine Freiheitsstrafe von acht Jahren und
sechs Monaten aus der Verurteilung
durch die Strafkammer des Landge-
richts vom 26.1.1996 (Az. 12 Kls 257
Js 67719/04) wegen Diebstahls und
versuchten Diebstahls bis 19.6.2003.
Seit 20.6.2003 wird die Mafregel voll-
zogen.

Am 19.1.2006 wurde der Unterge-
brachte von einem Vollzugsbedienste-
ten zur Anfertigung von Ganzkorper-
aufnahmen aufgefordert, sich bis auf
die Unterhose auszuziehen. Nachdem
er dies verweigerte, wurde am 24.
1.2006 als Disziplinarmalinahme eine
Einkaufsperre von einem Monatausge-
sprochen und sofort vollzogen.

Am 1.3.2006 wurde der Verurteilte
erneut aufgefordert, Fotos fertigen zu
lassen, die ihn nur mit einer Unterho-
se bekleidet zeigen. Dies verweigerte
er wiederum unter Hinweis auf Wah-
rung seiner Personlichkeitsrechte. Am
7.3.2006 wurden deswegen folgende
DisziplinarmalBnahmen angeordnet:
ein Monat Beschrankung/Entzug von

F$2/2008 - 93

Rechtsprechung

der Verfligung Uiber Hausgeld und Ein-
kauf, zwei Wochen Entzug des Fern-
sehempfangs, zwei Wochen getrennte
Unterbringung wahrend der Freizeit.
Die MaBnahmen wurden sofort voll-
streckt.

ZurBegriindung dieser MalBnahmen
hat die Justizvollzugsanstalt im Schrei-
ben vom 7.3.2006 an die anwaltliche
Vertreterin des Rechtsbeschwerdefiih-
rers u.a. auf § 86 Abs. 1 StVollzG Bezug
genommen und in der Stellungnahme
vom 12.4.2006 ausgefihrt, dass ,die
Notwendigkeit der Anfertigung von
Lichtbildern zur Sicherung des Voll-
zugs beidiesem Sicherungsverwahrten
unabdingbar” und ,demzufolge das
Nichtbefolgen der Anordnung dieser
MaBnahmen auch entsprechend als Dis-
ziplinarversto3 zu wiirdigen”ist. Der Be-
griindung zur Disziplinarentscheidung
vom 24.1.2006 (vgl. angefochtener Be-
schlussSeite 3) ist zu entnehmen, dass
»aus Griinden der Sicherheit und Ord-
nung der Anstalt Lichtbilder gefertigt
und aktualisiert werden mussen”. Zur
Disziplinarentscheidung vom 7.3.2006
(vgl. Beschluss Seite 5) ist angefiihrt,
dass ,der Gefangene schuldhaft, rw
(rechtswidrig), ohne entschuldigende
Grinde die rechtmaBige Anordnung
einesBediensteten, sich zu erkennungs-
dienstlichen Zwecken fotografieren zu
lassen, verweigerte” und es sich um
einen einschldgigen, wiederholten Ver-
stol3 handelte.

Die auswartige Strafvollstreckungs-
kammer des Landgerichts mit dem Sitz
in hat mit Beschluss vom 1.12.2006 den
Antrag des Sicherungsverwahrten
auf gerichtliche Entscheidung vom
23.3.2006 und den Antrag auf Gewah-
rung von Prozesskostenhilfe zuriick-
gewiesen.

Gegendiesen, seiner Bevollmachtig-
tenam 5.12.2006 zugestellten Beschluss
richtet sich die mit Schriftsatz vom
5.1.2007 erhobene Rechtsbeschwerde,
eingegangen am selben Tag, mit der
Begriindung, die angefochtene Ent-
scheidung sei mit § 86 StVollzG nicht

vereinbar. AuBerdem wird die Aufkla-
rungsriige erhoben, weil die Strafvoll-
streckungskammerkeineFeststellungen
zu besonderen Kennzeichen wie Narben,
Tatowierungen etc. getroffen hat, die die
angeordneten Ganzkorperaufnahmen
als verhaltnismafig erscheinen lassen.

1.

Die form- und fristgerecht (§ 118 StVoll-
zG) eingelegte Rechtsbeschwerdeist ge-
malk § 116 Abs. 1 StVollzG zur Sicherung
einereinheitlichen Rechtsprechung zu-
lassig. Die Einzelfallentscheidung gibt
dazu Anlass, den Anwendungsbereich
und die Grenzen der Vorschrift des §
86 Abs. 1 Nr. 2 StVollzG aufzuzeigen.
Die Feststellungsantrage sind zulassig (§
115 Abs. 3 StVollzG). Das Feststellungs-
interesse ergibt sich aufgrund einer Wie-
derholungsgefahr (Calliess/Miiller-Dietz
StVollzG 10. Aufl. § 115 Rn. 13 m.w.N.)

Die Rechtsbeschwerde hat Erfolg,
weil die Strafvollstreckungskammer zu
Unrecht davon ausgegangen ist, die
Anordnungen der Ganzkorperaufnah-
men und die aus der Verweigerung re-
sultierenden DisziplinarmaBnahmen
wirden den Beschwerdefiihrer nicht
in seinen Rechten verletzen. Die recht-
liche Uberpriifung ergibt, dass durch
die Anordnungen der Ganzkorperauf-
nahmen der Grundsatz der Verhaltnis-
mafigkeit nicht gewahrt wurde, dass
die Malnahmen rechtswidrig gewesen
sind, und dass der Rechtsbeschwerde-
fuhrer dadurch in seinem allgemeinen
Personlichkeitsrecht verletztist. Fiir die
angeordneten und vollzogenen Diszi-
plinarmaBnahmen fehlte es an schuld-
haften Pflichtversto3en des Sicherungs-
verwahrten (§ 102 Abs. 1 StVollzG).

Die Aufnahmevon Lichtbildern (bzw.
die Anordnung hierzu) im Strafvollzug
als erkennungsdienstliche MaBnahme
(88" 86 Abs. 1 Nr. 2 StVollzG) ist grund-
satzlich zuldssig, wenn Fluchtgefahr
besteht, wobei diese durch eine lange
Vollzugsdauer - im konkreten Fall hat
der Beschwerdefiihrer bereits 8 Jahre
und 6 Monate verb(it und befindetsich
seit 20.6.2003 in der Sicherungsverwah-
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rung - und ein nach der Tatschwere zu
bemessendes besonderes Sicherungs-
bedurfnisindiziert sein kann,ohne dass
sonstige Anzeichen erkennbar gewor-
den sind (OLG Frankfurt NStZ-RR 2000,
29). Die Anordnung liegt im Ermessen
der Vollzugsbehorde (Schwind/Bohm/
Jehle StVollzG 4. Aufl. 86 Rn. 1).

Zwar ist die Ansicht des Rechtsbe-
schwerdefihrers, dass die Anfertigung
von Lichtbildern generell der Nummer
23 Abs. 2 VGO (Brustbilder, in Zivilklei-
dung),zu entsprechen hat” (Beschwer-
debegriindung Seite 4), unzutreffend.
Seine Ansichtfindetauch keine Stiitze in
der von ihm zitierten Kommentarstelle
(Arloth/Luckemann StVollzG§ 86 Rn. 1).
Dort ist — in Bezug auf das Aufnahme-
verfahren und nicht fir die Zeit wah-
rend der Vollstreckung — nur davon die
Rede, dass bei erkennungsdienstlichen
MaBnahmen eine Ankniipfung an eine
bestimmte Vollzugsdauer nicht vorge-
sehenist, der Gesetzgeber erkennungs-
dienstliche MaBnahmen nicht generell
zum Bestandteil des Aufnahmeverfah-
rens machen wollte, und dass nicht
in jedem Einzelfall die Notwendigkeit
der Anordnung zu prifen ist, vielmehr
auch eine langereVollzugsdauer-—etwa
1 Jahr - oder ein nach der Tatschwere
zu bemessendes Sicherungsbeddirfnis
zur Begriindung der Anordnung (unter
Hinweis auf OLG Frankfurt a.a.0.) aus-
reichend sei. Sodann wird (a.a.0.) nur
festgestellt: ,Dem entspricht die Rege-
lung in Nr. 23 VGO”. Ersichtlich betrifft
dies lediglich den zeitlichen Aspekt in
Nr. 23 Abs. 2 VGO. Bezliglich Art und
Umfang von Fotografien vermag der
Klammerzusatz (Brustbilder, in Zivilklei-
dung) in derVerordnungsvorschrift das
hoherrangige Gesetz (§ 86 Abs. 1 Nr. 2
StVollzG) nicht einzuschranken.

Andererseits miissen MaBnhahmen
nach § 86 Abs. 1 Nr. 2 StVollzG dem
VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzentspre-
chen. Hierzu kann dem angefochtenen
Beschluss keine ausreichende Begriin-
dung entnommen werden.

Bereits die Begriindung zur An-
ordnung von Ganzkdrperaufnahmen
ist widersprichlich. Soweit die Straf-
vollstreckungskammer die Grundlage
der Anordnung vom 19.1.2006 in ,er-
kennungsdienstlichen MaBnahmen”
sieht (Beschluss Seite 2), setzt sie sich
inWiderspruch zu den ibernommenen
Feststellungen der Disziplinarverfligung
vom 24.1.2006 (Beschluss Seite 3), wo-
nach die Anordnung,aus Griinden der
Sicherheit und Ordnung der Anstalt”
erforderlich gewesen sei. Zweck der
Ermachtigungin § 86 Abs. 1 StVollzGist
allerdings die Sicherung des Vollzuges
und nicht die Aufrechterhaltung von
Sicherheit und Ordnung der Anstalt
(vgl. 8§ 81 Abs, 2 StVollzG; OLG Frankfurt
NStZ-RR 2000, 29 m.w.N.). Lichtbilder
zur Aufrechterhaltung der Sicherung
und Ordnung dirfenzwar grundsatzlich
aufgrund der Ermachtigung in § 86a
StVollzG aufgenommen werden; hierauf
beruft sich die Justizvollzugsanstalt S.
in ihrer Stellungnahme vom 7.3.2006
(Beschluss Seite 11) jedoch nicht.

In jedem Falle hatte es einer Darle-
gung bedurft, aus welchen konkreten
Griinden (vgl. Calliess/Miiller-Dietz
StVollzG 10. Aufl. § 86 Rn. 1) Ganzkorpe-
raufnahmen zur Sicherung desVollzugs
erforderlich sind. Vor der Anordnung
von Lichtbildaufnahmen, die mit ei-
ner Entkleidung bis auf die Unterhose
verbunden sind, bedarf es aus Grin-
den der VerhaltnismaBigkeit konkreter
Anhaltspunkte (etwa Erkenntnisse aus
der Gefangenenpersonalakte aufgrund
friherer korperlicher Untersuchungen
oder eventuellen Operationsberich-
ten, Erkenntnisse Uber selbst herbei-
gefiihrte Veranderungen des Korpers
etc.), die die Annahme rechtfertigen,
dass sich individuelle Identifizierungs-
merkmale des Strafgefangenen bzw.
hier des Untergebrachten auf dessen
sonst durch Kleidung verdeckten Haut
Uiberhaupt finden lassen (z.B. Narben,
Tatowierungen, Piercings etc.). Das Vor-
handensein oder Fehlen individueller
Merkmale hatte in die Ermessensent-
scheidung derVollzugsbehorde zur Fra-
ge, obsich erkennungsdienstliche Erhe-

bungen auf den gesamten bis auf den
Scham-und Gesal3bereich unbedeckten
Korper erstrecken diirfen, einbezogen
werden mussen. Hierzu verhaltsich der
angefochtene Beschluss nicht.
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Handbuch des Medizin-
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Stuttgart, KéIn, 2007, 98,00 Euro)

Das Medizinrecht hat mittlerweile im
juristischen Alltag eine grof3e Bedeu-
tung erlangt, was sich auch darin zeigt,
dass es seit einiger Zeit einen entspre-
chenden Fachanwaltstitel gibt. Dies
sollte kaum Anlass zur Verwunderung
geben, handelt es sich doch um eine
Rechtsmaterie, die standig Gegenstand
politischer Diskussionen und gesetzge-
berischer Tatigkeit ist.

Nicht ganz so einfach gestaltet sich
jedoch die Beantwortung der Frage,
inwiefern dieses Rechtsgebiet fiir den
Strafvollzug von Bedeutung ist und ob
ein medizinrechtliches Fachbuch dort
Uberhaupt von Nutzen sein kann. Der
Strafvollzug betrachtet sich gerne als
eine Art ,geschlossene Gesellschaft’,
nicht nur was die Unterbringung der
Gefangenen anbelangt. Mittlerweile
gibt es eine nur noch schwerlich zu
Uberblickende Anzahl von Literatur, die
speziell auf den Strafvollzug zugeschnit-
ten ist, denkt man alleine an die immer
umfangreichere psychiatrisch-psycho-
logische Literatur zur Erstellung von
Prognosegutachten. Zugespitzt formu-
liert kdnnte man sagen, dass der Straf-
vollzug ohne weiteres mit sich selbst
genug beschiftigtist. Gerade von daher
sollte es bisweilen gewagt werden, den
Blickauch aufandere Rechtsmaterien zu
richten, deren Schnittmenge mit dem
Strafvollzug vermeintlich eher gering
ist.

Bei dem von einem guten Dutzend
Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwal-
ten verfassten Werk, das zwei handliche
Ringordner fiillt, folgt nach einer infor-
mativen Lektilire Uber das Berufsrecht
der Heilberufe ein fulminantes Kapitel
Uber das Arzthaftungsrecht. Hier ist
es den beiden Autorinnen gelungen,
das gesamte Arzthaftungsrecht mit
seinen zivilrechtlichen, prozessualen

und zuletzt auch strafrechtlichen Kon-
sequenzen in einer sehr Ubersichtlich
gegliederten, mit zahlreichen Fallbei-
spielen und Rechtsprechungshinweisen
versehenen und nicht nur fir Juristen
lesbaren Weise aufzubereiten. Unab-
hangig davon, dass solche Haftungsfalle
nichtausschlieBlich von den Justizvoll-
zugseinrichtungen selber bearbeitet
werden, ist doch zumindest eine Stel-
lungnahme von dort unentbehrlich.
Dabeiistesdann durchaus niitzlich, den
Verfahrenshintergrund wie beispiels-
weise bei einem selbstandigen Beweis-
verfahren einordnen zu konnen oder
bereits eine erste grobe Orientierung
zur materiell-rechtlichen Problematik zu
erhalten. Gerade hier kann auch durch
leicht erlangbare Rechtskenntnisse ein
gréBeres Mal3 an Rechtssicherheit bei
den érztlichen Diensten geschaffen
werden. Dies gilt auch fiir die dortigen
Ausfiihrungen zur drztlichen Dokumen-
tationspflicht.

Das dritte Kapitel widmet sich dem
Recht der gesetzlichen Krankenversi-
cherung und sollte insoweit Beach-
tung finden, als Art und Umfang der
Leistungen im Strafvollzug sich- von
den gesetzlich geregelten Ausnahmen
abgesehen - daran orientieren.

Bei dem im vierten Kapitel darge-
stellten Recht der privaten Kranken-
versicherung handelt es sich vor allem
fur die verbeamteten Bediensteten um
eine interessante Materie.

Das folgende Kapitel zum Vergi-
tungsrecht der Heilberufe hingegen
ist aus Sicht der Wirtschaftverwal-
tungen lohnenswert zur Uberpriifung
von Rechnungen, wenn externe Arzte,
stationdre Einrichtungen, aber auch
psychologische Psychotherapeuten
Gefangene behandeln und alsdann
ihre Leistungen liquidieren.

Diefolgenden zwei Kapitel Giber das
Krankenhausrecht und Gesellschafts-
rechtder Arzte haben eine ganzklaran-
dere Zielrichtung als den Strafvollzug.
Dies erscheint jedoch vor dem Hinter-
grund eines moglichst breit gehaltenen
Leserkreises weder tiberraschend noch
beunruhigend, kann damit doch die
sheilsame” Erfahrung gemachtwerden,

dass sich nichtalles um den Strafvollzug
dreht. Das schlie3t selbstverstandlich
nichtaus, dass einzelne Abschnitte die-
ser Kapitel auch auf die von den Lan-
desjustizverwaltungen betriebenen Ju-
stizvollzugskrankenhauserangewandt
werden kdnnen.

Das Recht der Pflege im achten Ka-
pitel hingegen ist uneingeschrankt zu
empfehlen. Hier kann vor dem Hinter-
grund der demographischen Entwick-
lung zum einen und der gréBtenteils
noch anstehenden Welle von zu schaf-
fenden Landerstrafvollzugsgesetzen
zum anderen ein grober Uberblick fiir
zukiinftige Bedingungen von in Justiz-
vollzugseinrichtungen zu pflegenden
Gefangenen gewonnen werden. Auch
bei der Pflege wird sich wohl der Stan-
dard, wie bei der Heilflirsorge der Gefan-
genen, an den Vorgaben der Sozialver-
sicherung zu orientieren haben.

Die letzten drei Kapitel Gber Arznei-
mittel, Medizinprodukte und Apothe-
kenrecht sind zumindest von allgemei-
nem Interesse fiir den Strafvollzug.

Insgesamt handelt es sich bei dem
Handbuch um ein Nachschlagewerk.
Die Struktur ist dergestalt, dass Gber
das Stichwort- oder Inhaltsverzeichnis
einrascherund unkomplizierter Zugriff
auf einzelne Begriffe moglich ist.

Die Anforderungen im medizini-
schen Bereich steigen stetig, was zu
einer Verunsicherung der im medizi-
nischen Bereich tatigen Bediensteten
von Justizvollzugseinrichtungen fiihrt.
Dieses Handbuchist geeignet,dement-
gegenzuwirken und stellt von daher
eine empfehlenswerte Anschaffung dar.
Letztlich gilt es festzustellen, dass die
Schnittmenge mit dem Medizinrecht
erwartungsgemal gar nicht so gering
istund der Blick in andere Rechtsmate-
rien flr ein geschlossenes System wie
den Strafvollzug immer von Vorteil ist.
Gerade durch die Gesetzgebung zum
Jugendstrafvollzug ist die Offnung des
Strafvollzuges als ein wichtiger Schritt
in die Zukunft deutlich aufgewertet
worden.

Kristin Franke, Juristin, JVA Minster
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++ Jugendstrafvollzugsgesetze 2008 ++ JGG ++

Das bietet IThnen

kein anderer:

Erste Kommentierung
der neuen Jugend-
strafvollzugsgesetze

Aktuellste Kommentierung
des Jugendgerichtsgesetzes

Neuester Gesetzesstand:
mit den Anderungen des Gesetzes
vom 13.12.2007!

in einem Band

Pressestimme:

... ein fiir die Praxis besonders geeignetes Werk,
das nicht nur den Jugendgerichten sondern allen am
Jugendgerichtsverfahren Beteiligten bei der taglichen
Arbeit eine fundierte Hilfestellung leistet.”

Richter am OLG Detlef Burhoff
in NJW 50/2000

Neu im Marz 2008:

Verteidigung in Jugendstrafsachen
Von RA Dr. Matthias Zieger. 5., neu bearbeitete
Auflage. 2008. Ca. 290 Seiten. Ca. € 40,-.

ISBN 978-38114-3409-7

(Praxis der Strafverteidigung)

C. F. Miiller, Verlagsgruppe Hiithig Jehle Rehm GmbH, Im Weiher 10, 69121 Heidelberg
Kundenbetreuung Miinchen: Bestell-Tel. 089/54852-8178, Fax 089/54852-8137

E-Mail: kundenbetreuung@hjr-verlag.de

[)u:n‘mn"St]u.‘_n reit/Sonnen

Jugend-
gerichtsgeset;

mit Jugendstraf\.rollzl_xqsuesm zen

i
2., Vollig ney bearbeitete

¥ und
eweiterte Auflage

Diemer/Schoreit/Sonnen

Jugendgerichtsgesetz

mit Jugendstrafvollzugsgesetzen

5., vollig neu bearbeitete und erweiterte Auflage.
2008. XXVIII, 1212 Seiten.

Gebunden. € 98,-.

ISBN 978-3-8114-3401-1

(C. F. Miiller Kommentar)

Das Autorenteam:

Bundesanwélte Dr. Herbert Diemer und
Dr. Armin Schoreit (a.D.); Prof. Dr. Bernd-
Riideger Sonnen, Universitdt Hamburg.

Rechtsberatung ist Profisache



	Inhalt
	Editorial
	Magazin
	Private Jugendgefängnisse auf lange Sicht ineffizient
	Standards der Bayerischen Bewährungshilfe
	Sexualstraftäterdateien
	Dienstleistungsvertrag zwischen Justizministerium Baden-Württemberg und Kötter-Justizdienstleistungen GmbH
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